
„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen
Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen ...”

Grundgesetz, Artikel 20 a
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Um WAs Es GEHt
An großen umweltpolitischen Herausforderungen 
herrscht im neuen Jahrtausend kein Mangel. Die Auswir-
kungen des Klimawandels zu begrenzen, den rapiden 
Verlust an Biodiversität, also den Verlust der Artenviel-
falt, zu stoppen und einer im globalen Maßstab wach-
senden Umweltverschmutzung wirksam zu begegnen, 
all das sind Aufgaben, vor denen wir auch in Deutsch-
land stehen. Gemeinsam ist diesen Herausforderungen, 
dass sie nicht nur aus ökologischen Gründen, sondern 
auch aus ökonomischen Erwägungen hohe Priorität  
haben sollten. Ein ungebremster Klimawandel könnte, 
so hat es der ehemalige Weltbankchef Sir Nicholas Stern 
errechnet, bis zu 20 Prozent des weltweiten Bruttosozial-
produktes kosten. Der Verlust der biologischen Vielfalt, 
so eine erste Überschlagsrechnung von Pavan Sukhdev, 
dem Leiter der Abteilung globale Märkte der Deutschen 
Bank in London, könnte sich bereits im Jahr 2050 auf 
6,3 Prozent des Weltbruttosozialproduktes summieren. 
Und die Kosten für die Beseitigung der schlimmsten 
Umweltfolgen im Zuge eines globalen Industrialisie-
rungsschubes fressen schon heute vielerorts die Wachs-
tumsraten auf. 

Als ob das nicht Herausforderung genug wäre, las-
sen wichtige Megatrends eine weitere Verschärfung die-
ser Probleme befürchten. Die Weltbevölkerung wächst, 
und die Industrialisierung schreitet in etlichen Weltregi-
onen mit großen Schritten voran. Damit steigt auch die 
Nachfrage nach Energie, nach Mobilität, nach Wohn-
raum und Nahrung. Immer mehr Menschen beanspru-
chen für sich einen Lebensstil, wie er für uns in der 

westlichen Welt seit langem selbstverständlich ist. Die 
Folgen: Die Rohstoffe werden knapper und damit teurer, 
und es schwindet die Fähigkeit der Umwelt, als natür-
liche Senke, Schad- und Abfallstoffe zu binden und auf-
zunehmen. 

Trotz dieser Folgen wäre es falsch, nicht mehr auf 
Wachstum, Wohlstand und sozialen Fortschritt zu set-
zen. Im Gegenteil, diese Prozesse in Entwicklungs- und 
Schwellenländern anzustoßen und zu fördern, ist ein 
wichtiges Politikziel. Dabei ist es verständlich und legi-
tim, wenn andere unser Wohlstandsniveau als Ziel und 
Maßstab für sich definieren. In dieser Situation einer 
wachsenden Nachfrage nach Rohstoffen und Energie 
gibt es nur eine Möglichkeit: Wir müssen aus den vor-
handenen Ressourcen ungleich mehr herstellen – mit 
ungleich weniger Schadstoffen als heute. Wir brauchen  
einen Quantensprung der Effizienz, wir brauchen eine 
neue Industrielle Revolution.

Was bedeutet das? Produktionsprozesse müssen im 
Hinblick auf den Ressourcenverbrauch optimiert wer-
den und nicht im Hinblick auf den Einsatz von Arbeit. 
Die Produkte und ihre Rohstoffe müssen zudem viel 
stärker als bisher wiederverwertet werden. Recycling 
sollte der Normalfall und nicht auf einzelne Stoffgrup-
pen beschränkt sein. Der Weg hin zu einer echten Kreis-
laufwirtschaft ist noch sehr lang. Effizienz bedeutet aber 
auch, unsere Volkswirtschaften stofflich umzustellen 
und knappe, endliche Rohstoffe durch nachwachsende 
Rohstoffe zu ersetzen – wo immer dies möglich ist. Und 
schließlich geht es um die Nutzung der unerschöpf-
lichen Energiequellen, denn der Hunger nach Energie 

DIE DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn 

Eine Einleitung



�  |  scheint schier unstillbar. In China, so sagen viele, gehe 
quasi jede Woche ein neues Kohlekraftwerk ans Netz. 
Dieses Beispiel illustriert zugleich die zweite Seite des 
Problems: Kohlestrom liefert nicht nur Energie, sondern 
produziert auch das Treibhausgas Kohlendioxid. Deswe-
gen gilt gerade für eine effiziente Energiegewinnung, 
dass es eines technologischen Quantensprungs bedarf. 
Wir müssen die Emission von klimaschädlichen Treib-
hausgasen bei den fossilen Brennträgern minimieren 
und sollten die Basis unserer Energieerzeugung sukzessi-
ve umstellen: weg von Kohle und strahlendem Uran hin 
zu den erneuerbaren Energien aus Wasser, Wind, Sonne, 
Biomasse und Erdwärme. 

EInE DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn
Die Dritte Industrielle Revolution – ein schillernder Be-
griff. Aber er macht deutlich, um was es geht. Denn an-
gesichts der beschriebenen Situation sollten wir nicht 
abwarten. Um die Auswirkungen des Klimawandels zu 
begrenzen, gibt uns die Wissenschaft noch eine gute 
Dekade. Das ist nicht viel Zeit. Man könnte sich auf den 
Standpunkt stellen, dass die Menschheit mit den Folgen 
des ungebremsten Klimawandels irgendwie schon zu-
rechtkommen wird. Sie war bereits in der Vergangen-
heit flexibel, wenn es um die Anpassung an ein sich  
veränderndes Klima geht. Zur Not gingen Völker auf 
Wanderschaft – oder im schlimmsten Fall unter. Aber 
ein solcher geschichtsphilosophischer Blick ist zynisch 
gegenüber unseren Kindern und den Bewohnern von 
Samoa oder Helgoland. Und auch für ein politisches 
Programm taugt diese Haltung nicht. Taten statt War-
ten sollte dessen wichtigster Grundsatz sein oder: Revo-
lution statt Evolution. 

Der Begriff deutet auch an, dass technologische Er-
findungen und Entwicklungen für unsere Zukunft eine 
zentrale Rolle spielen werden, dass es aber mit einem 
technologischen Sprung allein noch nicht getan ist. 
Schon die Erste Industrielle Revolution war weit mehr 
als Dampf- und Webmaschine. Die neue Technologie 
war nur ein (wenn auch wesentlicher) Teil eines großen 
Transformationsprozesses, der viele Aspekte des Lebens 
umfasste. Durch die Fabrikation änderte sich die Pro-

duktionsweise, was wiederum nicht ohne Auswirkungen 
auf Gesellschaft, Demografie oder Sozialstruktur blieb. 
Alles geriet in Bewegung. Eric Hobsbawm, der große bri-
tische Historiker, spricht nicht ohne Grund von einer 
„hundertjährigen Revolution“. Umgekehrt waren auch 
die technologischen Erfindungen nicht voraussetzungs-
los, sondern eingebettet in ein sich veränderndes gei-
stiges und kulturelles Klima. Die Forderung nach einer 
neuen Industriellen Revolution soll daher deutlich ma-
chen, dass wir nicht nur über neue Technologien reden 
müssen und darüber, ob diese von selber kommen oder 
ihre Entwicklung einen Schubs braucht. Stattdessen geht 
es darum, eine Vielzahl von politischen, wirtschaftli-
chen, gesellschaftlichen und technologischen Prozessen 
in den Blick zu nehmen, die miteinander zusammen-
hängen und sich gegenwärtig vollziehen bzw. gestaltet 
werden müssen. 

Immer wieder markieren Wirtschaftshistoriker und 
Gesellschaftstheoretiker seit der Ersten Industriellen  
Revolution unterschiedliche Phasen, in denen sich der 
Prozess der Industrialisierung verdichtet. Je nach Augen-
merk werden dabei die Elektrifizierung, die Automati-
sierung durch Industrieroboter, der Computer, die IuK-
Technologien oder die Nanotechnologie als zweite, 
dritte oder vierte Industrielle Revolution tituliert. Die  
historische Strukturierung und Zählung ist eine Frage 
der Perspektive. Wenn wir von einer anstehenden Drit-
ten Industriellen Revolution sprechen, ist der Ausgangs-
punkt der Zählung der Bezug auf die energetische und 
stoffliche Basis der Gesellschaft. Dass es darüber hinaus 
weitere folgenreiche Innovationen und Weichenstel-
lungen in der industriegesellschaftlichen Entwicklung 
gegeben hat, soll damit nicht in Abrede gestellt werden. 

In unserem Verständnis war die Erste Industrielle  
Revolution charakterisiert durch die Ersetzung von Holz 
durch Kohle als Brenn- und durch Stahl als Baustoff und 
beginnt in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Die 
energetische Nutzung des Wasserdampfes revolutio-
nierte die wirtschaftliche Produktion, indem sie sie un-
abhängig machte von den alten Energieträgern Wasser 
und Wind. Die industrielle Fertigung konnte sich von 
wasserführenden Standorten lösen, und Eisenbahn so-



  |  �wie Dampfschifffahrt ermöglichten eine bis dahin unge-
ahnte Mobilität. Die Folgen für die Wirtschafts- und  
Gesellschaftsordnung waren gravierend. Fabrikation,  
Bevölkerungswachstum, Landflucht, Urbanisierung und 
die Herausbildung der sozialen Frage sind wichtige 
Stichworte, um diesen Prozesse zu beschreiben.

Die Zweite Industrielle Revolution beginnt in der er-
sten Dekade des 20. Jahrhunderts und ist einerseits durch 
den umfassenden Einsatz elektrischer Energie charakte-
risiert und andererseits dadurch, dass Erdöl neben der 
Kohle zum zweiten energetischen Standbein der Indus-
triegesellschaft wird und auch stofflich im Rahmen der 
Kohlenstoffchemie an Bedeutung gewinnt. Charlie Chap-
lin hat mit seinem Film „Modern Times“ dieser Epoche, 
in der sich u. a. die fordistische Massenproduktion mit 
tayloristischen Produktionsprozessen herausbildet und 
das Automobil einen neuen Mobilitätssprung verkörpert, 
ein frühes Denkmal gesetzt. Eine enorme Produktivitäts-
steigerung, Massenproduktion, Massenkonsum, die He-
rausbildung einer starken Mittelklasse und der begin-
nende Wohlfahrtsstaat sind weitere Stichworte, die sich 
mit der Zweiten Industriellen Revolution verbinden. 

Heute geht es darum, die Zentralität fossiler Rohstoffe 
zu überwinden, einen effizienten Umgang mit endlichen 
Rohstoffen zu erreichen und Wachstum vom Ressour-
cenverbrauch abzukoppeln. Das ist die Agenda für eine 
Dritte Industrielle Revolution. Energetisch heißt dies u. a., 
den Umstieg auf die erneuerbaren Energien zu vollzie-
hen. Stofflich bedeutet es, endliche durch nachwachsen-
de Rohstoffe zu ersetzen und in der Wirtschaft, aber 
auch in allen anderen Lebensbereichen effizienter mit 
Energie und Rohstoffen umzugehen. Man könnte es als 
Ironie der Geschichte beschreiben: So wie in der Ersten 
Industriellen Revolution Kohle und Stahl das Holz ersetzt 
haben, müssen nun Holz und andere nachwachsende 
Rohstoffe Kohle, Erdöl und Stahl substituieren. Aller-
dings geht es nicht darum, das Rad der Geschichte zu-
rück, sondern nach vorne zu drehen und die Weichen 
zu stellen für ein ökologisches Jahrhundert: Nicht „Jute 
statt Plastik“ beschreibt die Dritte Industrielle Revoluti-
on, sondern „Plastik aus Jute“!

Aber wie sieht die ressourcenoptimierte Fabrik aus, 
wie wird dort gearbeitet, welche neuen Dienstleistun-
gen prägen die Zukunft? Und wie verändern sich Kon-
summuster, Lebensgewohnheiten und Mobilitätsstruk-
turen? Was bedeutet das für unsere Wohnungen und 
die Hausarbeit? Und in welchem Maße sind soziale 
Schichten in unserer Gesellschaft unterschiedlich betrof-
fen? All das sind Fragen, auf die wir noch keine Antwor-
ten haben. Und auch die internationale Dimension – 
etwa die Ausgestaltung der Arbeitsteilung und globale 
Gerechtigkeitsfragen – werden betroffen sein. 

DEn WAnDEl GEstAltEn
Dass etwas in Bewegung geraten ist und der Wandel be-
reits begonnen hat, erleben wir tagtäglich. Die erneuer-
baren Energien haben einen weltweiten Siegeszug ange-
treten, der noch vor wenigen Jahren unglaublich schien. 
Sie werden nicht nur in Deutschland zu einem wich-
tigen Wirtschaftsfaktor und Beschäftigungsmotor. Koh-
lendioxidspeichertechnologie (CCS) und die Möglichkeit 
zu „sauberer Kohle“ sind ein wichtiger Kristallisations-
punkt der Klimadiskussion. Unternehmen stellen sich 
um und auf „grüne Märkte“ ein. Bioplastik und neue 
Werkstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen beginnen 
unseren Alltag zu prägen. Die Marketingindustrie hat 
bereits eine neue soziale Gruppe identifiziert: Die Lohas 
(Lifestyle of Health and Sustainability) und ihr an Nach-
haltigkeit orientierter Konsumstil.

Wir erleben bereits ernsthafte Konflikte: Etwa die 
Nutzungskonkurrenz bei der Biomasse (Nahrungsmittel 
vs. Treibstoffe). Oder wenn den GreenTech-Vorreitern 
und Profiteuren Branchen und Regionen gegenüber ste-
hen, die sich nicht schnell genug auf die neuen ökolo-
gisch-ökonomischen Anforderungen einstellen können. 
Und wenn Energie teuer ist, wird das zu einer sozialen 
Frage. All das führt uns vor Augen, dass diese Verände-
rungsprozesse politisch gestaltet werden müssen. 

Veränderung ist also allgegenwärtig. Und doch ist 
die Rede von der Dritten Industriellen Revolution mehr 
als nur eine Zeitdiagnose und die Beschreibung der Ge-
genwart. Sie ist ein politisches Programm. Denn wenn 
wir wollen, dass Menschen gut, auskömmlich und in 
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dann sollten wir die Möglichkeiten und Chancen tech-
nologischer Innovationen nutzen und diese einbetten  
in einen umfassenden Transformationsprozess.  
Dabei spielt die Umweltpolitik eine wichtige Rolle. Mit 
einer ökologischen Industriepolitik1 versucht das Um-
weltministerium, den ökologischen Herausforderungen 
Rechnung zu tragen und dabei auch die wirtschaft-
lichen Chancen zu realisieren, die sich durch die wach-
sende globale Nachfrage nach Umwelt- und Effizienz-
technologien ergeben. Aber klar ist auch: Umweltpolitik 
kann zum Treiber werden für Innovation und Verände-
rung. Eine umfassendere Transformation braucht mehr: 
Sie braucht ein enges Zusammenspiel von Umwelt-, 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik und eine gemein-
same Anstrengung der Akteure aus Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft. 

Wie der Wandel gestaltet werden kann, gestaltet 
werden muss, was dabei zu bedenken ist, welche Hinder-
nisse zu beseitigen sind und welche Chancen genutzt 
werden sollten, das ist Gegenstand dieser Publikation. 
Der vielschichtige Begriff der Dritten Industriellen Revo-
lution dient den Autorinnen und Autoren als Assozia- 
tionsfeld, um Dimensionen des Wandels in den Blick zu 
bekommen, die bisher nicht oder zu wenig im Blickfeld 
unserer Debatte über ökologisch-ökonomische Notwen-
digkeiten waren. 

Wir haben eine Reihe von namhaften Persönlichkei-
ten des öffentlichen Lebens um ihre Meinung gebeten 
und sie danach gefragt, wie sie glauben, dass Klimawan-
del, Ressourcenproblematik und Umweltverschmutzung 
unser gesellschaftliches, politisches und wirtschaftliches 
Leben verändern wird, wie wir Menschen uns darauf 
einstellen können und welche Aufgabe die Politik hat. 
Zu diesen drei Fragen sollten sie ihre Gedanken skizzie-
ren. 

Ich freue mich sehr, dass sich so viele Autorinnen 
und Autoren auf dieses Ansinnen eingelassen haben.  
Ihnen allen sei herzlich gedankt. Ein besonderer Dank 
gilt Herrn Professor Dr. Martin Jänicke und Dr. Klaus Ja-
cob sowie Herrn Jesko Eisgruber von der Forschungsstelle 
Umweltpolitik der Freien Universität Berlin. Sie haben 

nicht nur mit einem umfangreichen Beitrag ein Stück 
Grundlagenforschung zu diesem Thema betrieben, son-
dern dieses Publikationsprojekt auch für uns organisiert. 

Herausgekommen ist eine anregende Lektüre und 
ein differenziertes und aufschlussreiches Bild über poli-
tische, soziale, kulturelle, institutionelle und ökono-
mische Aspekte des Umbaus der Industriegesellschaft. 
Klimawandel, Ressourcenschutz und Biodiversität sind 
alles andere als bloße umweltpolitische Themen!

 1  Vgl. zum programmatischen Ansatz und zur politischen Agenda der 

Ökologischen Industriepolitik: Bundesumweltministerium (Hrsg.) 

2006: Ökologische Industriepolitik. Memorandum für einen „New 

Deal“ von Wirtschaft, Umwelt und Beschäftigung. Berlin. 

Bundesumweltministerium (Hrsg.) 2008: Ökologische Industriepoli-

tik. Nachhaltige Politik für Innovation, Wachstum und Beschäfti-

gung. Berlin.
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martin Jänicke war bis 200� Professor für vergleichende Analyse am Otto-suhr-Institut für Politik-
wissenschaft der Freien Universität berlin und leiter der Forschungsstelle für Umweltpolitik.  
In den Jahren 19�4 – 19�� war er berater beim Planungsstab des bundeskanzleramtes und von 19�1 bis 
19�� mitglied des Abgeordnetenhauses von berlin. von 1999 – 200� war martin Jänicke mitglied im  
sachverständigenrat für Umweltfragen und von 2000 bis 2004 dessen stellvertretender vorsitzender.  
Er ist mitglied des Internationalen beirats des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie  
und des Kuratoriums der Deutschen bundesstiftung Umwelt (DbU) sowie vorstand der stiftung natur-
schutz berlin. martin Jänicke veröffentlichte zahlreiche standardwerke der Umweltpolitikanalyse. 

Klaus Jacob ist Forschungsleiter der Forschungsstelle für Umweltpolitik an der Freien Universität berlin. 
Er arbeitet und publiziert zu themen wie Innovations- und markteffekte von Umweltpolitik, modellierung 
umweltpolitischer Kapazitäten, Umweltpolitikintegration und Politikfolgenabschätzung in nationalen, 
europäischen und internationalen Projekten.

mARtIn JänICKE  |  KlAUs JACOb
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„I believe we are now standing on the brink of a Third In-
dustrial Revolution: the Low Carbon Age […] Like the previ-
ous industrial revolutions, this will be driven by technology 
and new forms of energy. It will also transform our societies.“ 

EU-Kommissionspräsident Barroso in einer Rede  
am 1. Oktober 2007

„Was wir brauchen ist ein „New Deal“ von Wirtschafts-, 
Umwelt- und Beschäftigungspolitik. Sein Kern sind Innovati-
onen, eine Dritte ‚Industrielle Revolution‘.“ 

Bundesumweltminister Gabriel 2006

1. EInlEItUnG
Industrielle Massenproduktion auf der Basis billiger Roh-
stoffe, die im 20. Jahrhundert zum Leitbild wurde und 
das Gesicht der Welt grundlegend veränderte, stößt  
heute an kritische Grenzen. Billige Energien haben dem 
Faktor Arbeit eine ungeheure Produktivität verschafft. 
Insbesondere fossile Energien haben in der Ersten (Koh-
le) und Zweiten Industriellen Revolution (Öl) die techno-
logischen und ökonomischen Bedingungen für Verkehr, 
Produktion und Konsum fundamental verändert. Ihre 
Umwelt- und Klimaeffekte erweisen sich nun aber als 
höchst bedrohlich. Auf ihre preiswerte Verfügbarkeit 
kann die Weltwirtschaft nicht mehr bauen. Krisenhafte 
Störungen der Märkte, z. B. aufgrund des steigenden  
Ölpreises, mehren sich. Und die Ersetzung von Arbeit 
durch billige Energie ist nicht beliebig fortzusetzen. 
Gleichzeitig wachsen aber auch die Erkenntnisse über 

neue technologische Durchbrüche: Das unerwartet hohe 
Wachstum bei den erneuerbaren Energien und öko-effi-
zienten Technologien ist der sichtbarste Ausdruck hier-
für. Die gesamte ressourcenintensive Massenproduktion 
gerät damit unter einen gewaltigen Innovationsdruck. 

Diese Lage ist mit den großen industriellen Umbrü-
chen der letzten beiden Jahrhunderte vergleichbar: 
Während die Transformation von der landwirtschaftlich 
geprägten Gesellschaft in eine Industriegesellschaft, die 
Ende des 18. Jahrhunderts in England begann, eng mit 
der Erschließung von Kohle als Energieträger verbunden 
war und sich in den 1920er Jahren mit der Erschließung 
von Öl und der Elektrifizierung fortsetzte, geht es heute 
um die Erschließung und effiziente Nutzung von erneu-
erbaren Energien. Wie bei früheren industriellen Um-
brüchen sind bereits in einer Vorphase neue Technolo-
gien und Basisinnovationen (Mensch 1975) entwickelt 
und zur Marktreife gebracht worden. Diesen Entwick-
lungsphasen folgte ein dramatisch beschleunigter, sich 
selbst verstärkender, vielfältiger Wandel. Im Wettbewerb 
zwischen alten und neuen Technologien und im Kon-
flikt zwischen alten und neuen Paradigmen industrieller 
Produktion wird schließlich ein neues Wachstumsmuster 
und Gleichgewicht gefunden. Die historischen Beispiele 
zeigen, dass damit jeweils auch neue Technologie- und 
Industriecluster verbunden waren, die Träger für wirt-
schaftliche Entwicklung und Beschäftigung waren (siehe 4.). 
Technologische Transformationen in dieser Größenord-
nung waren stets auch mit einem tief greifenden gesell-
schaftlichen Wandel und neuen Konzeptionen von Staat 
und Gemeinwesen verbunden. 

EInE DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn?  
WEGE AUs DER KRIsE REssOURCEnIntEnsIvEn 
WACHstUms 
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gie- und Rohstoffbasis sondern auch bedeutende Indust-
riesektoren betrifft, kann also durchaus als industrielle 
Revolution begriffen werden. Dies umso mehr, als er – 
neben historischen Gemeinsamkeiten – ganz offensicht-
lich durch eine ungleich höhere Dramatik und Dring-
lichkeit gekennzeichnet ist. Der Klimawandel, die kriti-
sche Entwicklung von Energie-, Rohstoff- und Lebensmit-
telpreisen und die akute Gefährdung der natürlichen  
Lebens- und Produktionsgrundlagen schaffen einen um-
fassenden, weltweiten Veränderungsdruck, der ohne 
Beispiel ist. Anders als in früheren Zeiten ist aber auch 
die Chance gewachsen, dass dieser Umbruch besser kon-
trolliert und gestaltet werden kann. Entsprechend weit-
gehend sind die Anforderungen an die politischen und 
gesellschaftlichen Steuerungsmechanismen für eine Be-
wältigung des Umbruchs. 

Was sind also die Dimensionen dessen, was der Kom-
missionspräsident, der deutsche Umweltminister und 
selbst die chinesischen Medien als Dritte Industrielle  
Revolution bezeichnen? Was sind die treibenden Kräfte? 
Welche Steuerung ist möglich? Welche Institutionen 
können mit den Herausforderungen umgehen, und wel-
che sind dafür notwendig? Kann die Politik den Wandel 
beschleunigen, seine Chancen im erforderlichen Maße 
nutzen und seine zerstörerischen Potenziale minimie-
ren? Kann Europa seine im Umwelt- und Klimaschutz 
entwickelte globale regulative Dominanz dahin fortent-
wickeln, diesen globalen Prozess maßgeblich zu bestim-
men? Zu diesen Fragen und Aspekten soll dieses Papier 
einen Diskussionsbeitrag liefern.

Wir gehen davon aus, dass nach einer mit der ersten 
Ölkrise (1973) begonnenen langen Vorphase technischer 
Innovationen zur Substitution von fossiler Energie und 
endlichen Rohstoffen nun eine Phase radikal beschleu-
nigter Transformation der Industrie bevorsteht. Wir er-
warten, dass der Ausgangspunkt dazu in Europa liegen 
wird. Hier sind nicht nur die technologische Kompetenz 
und das notwendige Kapital vorhanden, sondern auch 
ein vergleichsweise anspruchsvolles und zugleich inno-
vationsoffenes regulatives Umfeld. Das sind drei Bedin-
gungen, die in wechselseitig verstärkende Dynamik  

gebracht, einen rapiden Wandel auslösen können. Aller-
dings gibt es keine Garantie für eine erfolgreiche Krisen-
bewältigung. Sie kann sich im Widerstand herkömm-
licher Strukturen erschöpfen und sich auf marginale 
Verbesserungen des Bestehenden beschränken. Schließ-
lich besteht das Risiko der Entwertung von Investitionen 
und Qualifikationen in bisher dominierenden Branchen 
und Regionen. Schon um zu vermeiden, dass die bevor-
stehende Dritte Industrielle Revolution von ähnlichen 
Verwerfungen und sozialen Konflikten begleitet wird 
wie die Erste Industrielle Revolution, bedarf es daher  
einer umfassenden Steuerung. Das Verhältnis von Markt 
und Staat, das lange von Forderungen nach einem Rück-
zug des Staates aus der Wirtschaft geprägt war, muss 
dabei überdacht werden. 

2. zUm KOnzEPt DER „InDUstRIEllEn REvOlUtIOn“
Der Begriff der Dritten Industriellen Revolution (s. a.  
Rifkin 2008; Hawken/Lovins et al. 2008; Schellnhuber 
2007) betrifft einen umfassenden Umbruch, der zuvor 
bereits als „grüne industrielle Revolution“, „Effizienzre-
volution“ oder auch als Durchbruch zu einem „grünen 
Kapitalismus“ thematisiert wurde (Schmidheiny 1992; 
von Weizsäcker Lovins et al. 1997; Hawken, Lovins et al. 
1999). Die IEA (2008) spricht von einer globalen energy 
technology revolution im engeren Sinne. Auch Ökono-
men haben den Ausdruck verwendet, meist aber ohne 
die Umweltfrage zentral zu thematisieren (z. B. Green-
wood 1999; Freeman/Louca 2001). Gemeinsam ist diesen 
Beiträgen die Betonung der Radikalität sowohl des erfor-
derlichen als auch des möglichen technischen Wandels. 
Gemeinsam ist auch die Erwartung von Phasen plötz-
licher Veränderung. Dabei zeichnen sich zwei Fassun-
gen des Begriffs der „Industriellen Revolution“ ab: Wäh-
rend die eine nur auf den Wechsel der Energiebasis 
abzielt, thematisiert die andere einen umfassenderen 
Wandel der energetischen, technologischen, ökologi-
schen und gesellschaftlichen Bedingungen. Die hier dis-
kutierten erforderlichen Steuerungsleistungen sind ein 
weiterer Aspekt. 

Ausgehend von dieser Literatur wird „Industrielle  
Revolution“ im Folgenden als radikaler und beschleu-



  |  1�nigter, aber langfristig wirksamer („säkularer“) Wandel 
auf allen Ebenen der Gesellschaft verstanden. Durch 
grundlegende technische Neuerungen, insbesondere in 
der Erzeugung und Anwendung von Energie, entfaltet 
dieser Wandel eine Innovationsdynamik in vielen Be-
reichen, um langfristig einen neuen Gleichgewichtszu-
stand hervorzubringen. Historiker und Ökonomen ha-
ben für die Breite des Innovationsprozesses den Begriff 
des Innovationsclusters geprägt (Mokyr 1993; Grübler 
1998). Wechselseitige Anstoß-, Multiplikations- und Be-
schleunigungseffekte innerhalb der Cluster führen zu 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und einer umfas-
senden Modernisierung von Volkswirtschaften. Industri-
elle Revolutionen hatten immer auch einen krisenhaften 
Vorlauf, in dem herkömmliche Technologien und Pro-
duktionsweisen ihr Wachstumspotenzial erschöpften.  
In dieser Phase werden aber auch grundlegend neue 
technische wie auch soziale Erfindungen gemacht – 
man denke an den parlamentarischen Verfassungsstaat 
im Vorfeld der Ersten oder die Arbeitsorganisation des 
„Fordismus“ in der Zweiten Industriellen Revolution.  
Industrielle Revolution ist also auch die Summe radikal  
innovativer Antworten auf Entwicklungskrisen.

Die sehr langen Zyklen „industrieller Revolutionen“, 
die mit der Erschließung einer neuen Energiebasis ein-
hergingen (Kohle am Ende des 18. Jahrhunderts und Öl 
am Ende des 19. Jahrhunderts) sind von den „langen 
Wellen“ zu unterscheiden, wie sie von Kondratieff und 
Schumpeter beobachtet wurden. Beide nehmen die mit 
der Einführung der Dampfmaschine beginnende Indus-
trialisierung zum Ausgangspunkt. „Lange Wellen“ be-
treffen aber vergleichsweise kürzere zyklische Schwan-
kungen der Wachstumsraten, die mit einem breiten 
Spektrum grundlegender Innovationen in Verbindung 
gebracht werden, also nicht auf den Energiesektor be-
schränkt sind. Kondratieff hatte bereits in den 1920er 
Jahren mit Verfahren der Wirtschaftsstatistik langfris-
tige Wachstumszyklen mit einer Periodendauer von je-
weils 40 – 60 Jahren in Industrieländern ausgemacht. Be-
merkenswert war an der Entdeckung, dass der Autor sie 
nur anhand einiger weniger Länder analysieren konnte 
und noch nicht einmal drei abgeschlossene „lange  

Wellen“ seit Beginn der Industrialisierung kannte. Die 
Arbeiten wurden Ende der 1930er Jahre von Joseph 
Schumpeter (1939) aufgegriffen, der nach dem nun-
mehr erkennbaren Abschwung der dritten Welle seit 
der Frühzeit der Industrialisierung von „Kondratieff-Zy-
klen“ sprach. Schumpeter, und später Gerhard Mensch 
(1975), erklärten die Zyklen mit grundlegenden Basisin-
novationen. In den 1980er Jahren wurden zunehmend 
auch die politisch gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen als Erklärung herangezogen (Überblick bei Huber 
1985). Die Wachstumsbeschleunigung der Weltwirt-
schaft seit den 1990er Jahren wird mittlerweile als mög-
liche fünfte Kondratieffsche Welle interpretiert (Free-
man/Louca 2001). Ob dieser Ansatz es vermag, regional 
und sektoral unterschiedliche Dynamiken zu erklären, 
steht in Frage. Aber sowohl die nachgewiesenen statis- 
tischen Regelmäßigkeiten langfristiger Wachstums-
schwankungen als auch die hohe Plausibilität ihrer  
theoretischen Erklärung durch Innovationsschübe bie-
ten eine wichtige Grundlage zur Abschätzung industri-
eller Zyklen und ihrer Handlungserfordernisse. 

In der Literatur gibt es zahlreiche Vorschläge der  
Kategorisierung und Einteilung industrieller Umbruchs-
phasen. Sinnvoll sind solche Begriffe, wenn sie relevante 
Unterschiede thematisieren. Die veränderte Energie- 
und Rohstoffbasis und die neuen Produktionsweisen 
und Verkehrsmittel unterscheiden sich ebenso wie die 
sozialen Veränderungen der Ersten Industriellen Revolu-
tion im 18. Jahrhundert hinreichend von der Massenpro-
duktion, Massenkommunikation und Massendemokratie 
der Zweiten Industriellen Revolution mit ihren Techno-
logien der Elektrifizierung, Motorisierung, Chemisie-
rung oder Betonierung seit Beginn des 20. Jahrhunderts. 
Eben diese Grundlagen industrieller Produktion werden 
in den letzten Jahren brüchig. Die ökonomischen, ökolo-
gischen und sozialen Grenzen der billigen fossilen Ener-
gie, die die ersten beiden industriellen Revolutionen 
trug, werden erkennbar. Schon dass sich tief greifende 
Alternativen ankündigen, rechtfertigt die Verwendung 
des Begriffs einer weiteren, Dritten Industriellen Revolu-
tion. Erst recht gilt dies für die sich abzeichnende Dra-
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matik dieser Transformation und die Dringlichkeit von 
Steuerungsanforderungen, die mit ihr verbunden sind. 

Die derzeitige Krise des ressourcenintensiven Wachs-
tums überschreitet – ungeachtet der erkennbaren Inno-
vationstätigkeit – die Fähigkeit zur Krisenbewältigung 
der Märkte und der Zivilgesellschaft in ihrer gegenwär-
tigen Form. Die Rahmenbedingungen müssen sich radi-
kal verändern. Dies galt auch für die ersten beiden  
industriellen Revolutionen: Die erste hat in der Ausein-
andersetzung zwischen Adel und dem neuen Bürgertum 
mit ihren neuen Erfordernissen der Gewerbefreiheit,  
Eigentumsgarantie, Marktentwicklung und gesellschaft-
lichen Arbeitsteilung die „liberale Revolution“ hervorge-
bracht. Sie hat ihren Ausdruck in der Schaffung von 
Rechtsstaatlichkeit und politischer Beteiligung der Bür-
ger bzw. des Bürgertums gefunden. Die Zweite hat – als 
„soziale Revolution“ – mit ihrem Übergang zur Massen-
produktion ein Minimum an Sozialstandards – und da-
mit sozialer Umverteilung – erforderlich gemacht. Mit 
sozialen Sicherungssystemen wurden die bis dahin weit-

gehend externalisierten sozialen Kosten industrieller  
Arbeit internalisiert oder kompensiert. Im Ergebnis ent-
stand die Massenkaufkraft, die wiederum Entwicklungs-
sprünge bei der Industrialisierung möglich machte. 

Sowohl die Herausbildung des liberalen Ordnungs-
staates als auch die des Sozialstaates waren durch 
schwere Konflikte geprägt, die Ausdruck in Parteien,  
gesellschaftlichen Gruppen und Ideologien gefunden 
haben. Hinter diesen Konfliktlinien steht aber auch die 
Auseinandersetzung um eine Neu- oder Umbewertung 
von physischem Kapital oder Humankapital: Durch In-
novationen werden immer auch Ressourcen, Investiti-
onen und die damit verbundenen Qualifikationen ent-
wertet. Dagegen setzen sich die Betroffenen politisch 
zur Wehr. 

Auch die Dritte Industrielle Revolution ist nicht nur 
ein breiter Innovationsschub mit vielfach möglichen 
Wohlfahrtseffekten. Es geht um typische Innovationskon-
flikte. Wirtschaftliche Sektoren, für die die Ausbeutung 
natürlicher Ressourcen quasi die „Geschäftsgrundlage“ 

von der Ersten zur Dritten Industriellen Revolution

1. Industrielle Revolution:  
ab ca. 1��0

2. Industrielle Revolution:  
ab ca. 1�90

�. Industrielle Revolution:  
ab ca. 1990

Dominante technik und Rohstoffe Dampfmaschine, mechanischer 
Webstuhl, Eisenverarbeitung

Elektrizität, Chemie, Verbrennungs-
motor, Fließband, Kunststoffe, 
Elektronik

IKT, Mikroelektronik, Neue Werk-
stoffe, Cleaner Technology, Biotech-
nologie, Recycling, nachwachsende 
Rohstoffe

Dominante Energieträger Kohle Kohle, Öl, Kernkraft Erneuerbare Energien,  
Energieeffizienz

verkehr / Kommunikation Eisenbahn, Telegrafie Auto, Flugzeug, Radio, Fernsehen Schnellbahnsysteme Internet, 
Mobilfunk

Gesellschaft / staat „Bürgerliche Gesellschaft“,  
Gewerbefreiheit, Rechtsstaat

Massenproduktion, Massengesell-
schaft, Parlamentarische Demo-
kratie, Sozialstaat

Zivilgesellschaft, Globalisierung, 
Governance

Kernländer UK, B, D, F USA, Japan, D EU, China? USA?, Japan?



  |  15ist, sehen ihre Existenz gefährdet. Die Konkurrenz res-
sourcenschonender, umweltverträglicherer Technolo-
gien, kritische Aktivitäten zivilgesellschaftlicher Akteure 
und staatliche Regulierungen zu Gunsten der neuen 
Technologien werden als Bedrohung gesehen. Zugleich 
haben die alten Sektoren einen Vorsprung an politi-
schem Einfluss gegenüber den Innovateuren, den sie im 
vorgängigen Aufschwung aufbauen konnten. „Alte In-
dustrien“ sind durchaus mächtige Industrien. Mit zu-
nehmender technischer und ökonomischer Reife kon-
kurrierender Technologien wächst der politische Druck 
auf diese betroffenen Sektoren und letztlich orientieren 
sich die Kapitalströme zugunsten neuer Technologien 
um. Der starke Anstieg der Kohleverstromung in der 
Welt, der wachsende Druck zu Gunsten der Kernkraft 
oder auch die wiederholte Ignoranz von Autokonzernen 
gegenüber den Erfordernissen der Energieeinsparung 
und des Umweltschutzes machen deutlich: Das her-
kömmliche Wachstumsmodell hat anhaltende einfluss-
reiche Verteidiger, die dem entstandenen Innovations-
druck – oft mit politischer Hilfestellung – ausweichen 
können. 

Alle bisherigen industriellen Revolutionen gingen 
mit einer Ausdifferenzierung neuer Funktionen und  
Kapazitäten des Staatsapparates einher. Die Erste Indus-
trielle Revolution fand ihren Ausdruck in der Entwick-
lung des liberalen Ordnungsstaates. Die Zweite Indus- 
trielle Revolution ist verbunden mit der Erfindung des 
Sozialstaates. Die Ausweitung der Staatstätigkeit und der 
öffentlichen Budgets in dieser Zeit findet bezeichnen-
derweise auch im „Wagnerschen Gesetz“ des „wachsen-
den Staatsbedarfs“ ihren Ausdruck (Wagner 1893). Die 
wirtschaftlichen und die sozialpolitischen Aufgaben des 
Staates betreffen heute Kernfunktionen des politischen 
Systems, die auch im Gefüge gesellschaftlicher Interes-
senverbände und im Parteienspektrum ihre Verankerung 
besitzen. 

Seit den 1970er Jahren lässt sich in den Industrielän-
dern und seit den 1990er Jahren auch in globaler Form 
die Entstehung einer dritten Basisfunktion der Staatstä-
tigkeit erkennen, die vielfach – wenn auch meist in 
schwacher Form – in der Verfassung verankert wurde: 

Zu den wirtschaftlichen und sozialen Kernfunktionen 
des Staates tritt die Sicherung der natürlichen Grundla-
gen hinzu. In diesem Sinne haben viele Industrieländer 
und die EU wichtige Schritte hin zu einem „Umwelt-
staat“ unternommen. Auch dieser hat seine Veranke-
rung im Parteienspektrum und im gesellschaftlichen  
Organisationsgefüge – die deutschen Umweltverbände 
haben annähernd so viele Mitglieder wie die Gewerk-
schaften (Jänicke 2007). Staaten, die auf diesem Wege 
zu den Vorreitern gehören und besonders anspruchs-
volle Standards setzen, sind zumeist auch insgesamt an 
internationalen Politikprozessen stärker beteiligt. Auch 
die größere Offenheit ihrer politischen Systeme gegenü-
ber neuen Interessen ist für sie kennzeichnend. Interes-
santerweise sind sie im globalen Vergleich auch wettbe-
werbsfähiger.

Alle drei industriellen Revolutionen stellen auch  
signifikante Bedeutungssteigerungen des Weltmarktes 
dar. Schon im Kommunistischen Manifest (1848) heißt  
es – eher hoffnungsvoll – „dass die große Industrie den 
Weltmarkt hergestellt“ habe. Industrialisierung in der 
gegenwärtigen Form wurde nur möglich, indem Infra-
strukturen entstanden, die den wechselseitigen Trans-
port von Energieträgern, Rohstoffen und Fertigproduk-
ten in immer entlegenere Weltregionen, zu bis dahin 
unbekannt niedrigen Preisen, ermöglichten. Mit dieser 
Globalisierung ist die Entstehung eines internationalen 
Rechtssystems verbunden, das durch Standardisierung, 
Regulierung von Finanz- und Warenströmen, der Nut-
zung von Verkehrswegen usw. eine weitere Funktions-
grundlage für globale Märkte darstellt. Diese regionalen 
und internationalen Regime werden zunehmend auch 
durch Umweltstandards ergänzt. 

Mit den langfristigen Zyklen industriellen Wachs-
tums tritt auch ein Wechsel der dominanten Länder 
und Regionen ein. Ein Phänomen, das in Theorien vom 
„Aufstieg und Niedergang der Nationen“ (z. B. Olson 
1982) behandelt wird. Zentren wirtschaftlicher Entwick-
lung waren in der Frühzeit industrieller Entwicklung 
England, später Belgien, Niederlande, Deutschland und 
Frankreich. Die USA stiegen spätestens mit der Zweiten 
Industriellen Revolution in das Zentrum technologischer 
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auch Japan mit seiner Automobil-, Elektro- und Elektro-
nikindustrie zu einem der wichtigsten Länder, die Mas-
senproduktion und -konsum geprägt haben. 

Hinsichtlich des dritten Wachstumszyklus gibt es 
hohe Erwartungen insbesondere an China. Hierbei wird 
ein Phänomen deutlich, das schon in früheren industri-
ellen Revolutionen erkennbar war: Die Erfindungen, die 
den Wachstumsaufschwung in einem Land tragen, müs-
sen nicht immer dort entstanden sein. Schon die Pio-
niere der Industrialisierung in England nutzten Erfin-
dungen, die in Frankreich oder Deutschland gemacht, 
dort aber nicht vermarktet wurden. Die japanische In-
dustriestrategie der 1950er und 1960er Jahre des reverse 
engineering ist ein prononciertes Beispiel der erfolg-
reichen frühen Übernahme und Vermarktung von aus-
wärtigen Erfindungen. Die Beispiele belegen: Nicht die 
Genialität der Erfindung alleine ist für deren Erfolg maß-
geblich, sondern die ökonomischen und politischen 
Rahmenbedingungen. Insbesondere China dürfte einen 
ähnlichen Weg gehen und sich an den technologischen 
Entwicklungen westlicher Industriegesellschaften orien-
tieren, aber eigenständige Industrien aufbauen. For-
schung und Entwicklung und die Überwindung von  
Kinderkrankheiten der neuen Technologien werden da-
bei tendenziell den industriellen Zentren Westeuropas, 
Nordamerikas oder Japans überlassen. 

�. HERAUsFORDERUnGEn EInER DRIttEn InDUstRI- 
EllEn REvOlUtIOn
Nach einem langfristigen Abschwung seit den 1970er 
Jahren zeichnet sich mit Beginn der 1990er Jahre eine 
Trendwende des Wachstums der Weltwirtschaft ab. Ver-
treter langfristiger Zyklen hatten dies – hier unter Ver-
weis auf Kondratieff – auch so erwartet (Mensch 1975; 
Prognos AG et al. 1982; Wallerstein 1983). Auch die Ba-
sisinnovationen für einen langfristigen Wirtschaftszyklus 
liegen längst vor, bei den erneuerbaren Energien eben-
so wie bei energieautarken Bauten oder neuen Recy-
clingverfahren. Bereits in den frühen 1970er Jahren 
wurden innovative Konzepte einer wissensintensiven, 
ressourcen- und umweltschonenden Produktionsweise 

vorgelegt (z. B. MITI 1974), die erst heute breite Akzep-
tanz finden (SRU 2008). Aber mehr als eine Chance  
ist diese Entwicklung zunächst nicht. Denn ohne dem  
Innovationsgeschehen und der wirtschaftlichen Dyna-
mik in den zentralen wirtschaftlichen Sektoren eine 
Richtung zu geben und ohne das Tempo des technischen 
Fortschritts in diesem Sinne signifikant zu beschleuni-
gen, werden die ökonomischen und ökologischen Pro-
bleme ressourcenintensiver Massenproduktion nicht 
überwunden. Die Herausforderung ist gravierender als 
jede vorhergehende. Und das dafür erforderliche Inno-
vationspensum übersteigt im Bereich Klima/Energie/Res-
sourcen bisherige Erfahrungen und die bestehenden 
Steuerungsfähigkeiten von Staaten und Unternehmen. 

Der Abschwung der letzten Jahrzehnte mit seinen 
schweren Rezessionen (1975, 1982) hat nicht nur gezeigt, 
dass die ressourcenintensive Produktionsweise des  
20. Jahrhunderts ökonomisch und ökologisch an ihre 
Grenze geraten ist (markant thematisiert durch Mea-
dows 1972). Verschärft durch den bedrohlichen Klima-
wandel und die erneute Explosion der Energiepreise 
spitzt sich diese Entwicklung nun offenbar dramatisch 
zu. Diese Situation ist mit der Herausforderung der 
westlichen Demokratien im Zweiten Weltkrieg und  
ihren gewaltigen politischen, gesellschaftlichen und 
ökonomischen Leistungen in der Gefahrenabwehr ver-
glichen worden (moral equivalent to war). Die Bevölke-
rungsentwicklung und die zunehmend ungleiche  
Einkommensverteilung verstärken den generellen Verän-
derungsdruck zusätzlich. 

Diesen Herausforderungen stehen beachtliche Chan-
cen und eindrucksvolle Innovationspotenziale gegenüber 
(siehe Abschnitt 4). Anstelle früherer anarchisch-krisen-
hafter und zerstörerischer Umbrüche geht es erstmals 
um die Möglichkeit eines gezielten, politisch forcierten 
und gestalteten Wandels auf breiter gesellschaftlicher 
Basis und auf allen Ebenen des globalen Systems. 

ÖKOnOmIsCHE HERAUsFORDERUnGEn: REssOURCEn-
KnAPPHEIt UnD stEIGEnDE UmWEltKOstEn
Die Verfügbarkeit über billige und endliche Rohstoffe 
und insbesondere fossile Energien hat sich akut zuge-
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den neuen Industrieländern schlägt sich in der Preisent-
wicklung nieder: Öl, Kupfer und Stahl sind spektakuläre 
Beispiele. Bei weiteren Rohstoffen sind ähnliche Nach-
frage- und Preisschübe erwartbar. Spekulative Aufschlä-
ge müssen nicht auf Dauer Preisbestandteil bleiben,  
und wenigstens zeitweise können Rückgänge erwartet  
werden. Dennoch beginnen Märkte auf langfristige 
Knappheiten von Rohstoffen und fossilen Energien zu 
reagieren. Ressourceneffizienz wird zum Imperativ öko-
nomischer Entwicklung und zu einem Erfolgskriterium 
im Innovationswettbewerb. 

Selbst bei erneuerbaren Rohstoffen werden Grenzen 
der Verfügbarkeit erkennbar: Nutzungskonkurrenzen 
zwischen Lebensmitteln und Biokraftstoffen sind ein Bei-
spiel dafür, die Ausweitung von Anbau- und Weideflä-
chen zu Lasten unversehrter Naturflächen ein weiteres. 
Nutzungskonkurrenzen werden sich nicht auf die Kon-
kurrenz zwischen Lebensmitteln und Kraftstoffen redu-
zieren lassen. Nachwachsende Rohstoffe spielen eine  
immer größere Rolle in der Produktion chemischer Roh-
stoffe. Aber auch traditionelle Nutzer biotischer Rohstoffe 
haben Wachstumsinteressen, von der Papier- bis zur  
Möbel- oder Bauindustrie.

Die Verfügbarkeit von Wasser wird nach der UN- 
Studie GIWA (UNEP 2006) durch Änderungen der Land-
nutzung, dem Klimawandel, der Verschmutzung sowie 
Übernutzung von Trinkwasserressourcen und der weiter 
steigenden industriellen und landwirtschaftlichen Nach-
frage in vielen Teilen der Welt dramatisch sinken. In 
zahlreichen Regionen ist mit Versteppung und Wüsten-
bildung zu rechnen, was wiederum die Belastung in den 
verbleibenden fruchtbaren Gebieten erhöht. Aktuelle 
Wetterereignisse haben schon heute immer wieder ver-
heerende Auswirkungen auf die Ernährungsbasis von 
Ländern und Regionen. 

Die Knappheit der Senken für Umweltschadstoffe in 
Ländern wie China bildet eine weitere erkennbare  
Grenze der wirtschaftlichen Entwicklung. Regierungs-
amtlichen Berechnungen zufolge drohen dort die wirt-
schaftlichen Wohlstandsgewinne durch Umweltkosten 
aufgehoben zu werden. Auch in Ländern wie Spanien 

ist die Übernutzung des Naturkapitals eine erkennbare 
Schranke wirtschaftlicher Entwicklung.

ÖKOlOGIsCHE HERAUsFORDERUnGEn: KlImAWAnDEl 
UnD KRItIsCHER vERlUst An nAtURKAPItAl 
Die globalen Assessments des Zustandes der Umwelt,  
sei es der Bericht des IPCC, das Millenium Ecosystem  
Assessments oder der Global Environmental Outlook, 
zeigen, dass die Tragfähigkeit der Erde für Schadstoffe 
vielerorts und hinsichtlich des Klimas auch im globalen 
Maßstab kritische Grenzen erreicht hat. Dabei handelt 
es sich nicht um eine stetige Entwicklung, vielmehr sind 
dramatische tipping points zu befürchten – Grenzüber-
schreitungen, die sprunghafte Eigendynamiken in Gang 
setzen könnten. Die Austrocknung des Amazonasbeckens, 
das Abschmelzen des antarktischen Eises oder des Per-
mafrostbodens in Sibirien sind kritische Entwicklungen 
solcher Rückkopplungen. 

Das Millenium Ecosystem Assessment der Vereinten 
Nationen kam 2005 zu dem Ergebnis, dass sich die mei-
sten Ökosystemdienstleistungen in einem Zustand fort-
geschrittener oder anhaltender Degradation befinden 
(Millennium Ecosystem Assessment 2005). Lebenserhal-
tende und ökonomisch zentrale Funktionen der Natur 
drohen nicht mehr erfüllt zu werden. Wir leben von der 
Substanz des Planeten.

In der Summe der vorliegenden Gutachten zum  
Zustand der Umwelt geht es um einen Wandel, der bei  
aller regionaler Verschiedenheit zu schweren ökono-
misch-ökologischen Kriseneffekten im globalen Maß-
stab führt. Für den Klimawandel wie für den Verlust  
an Artenvielfalt und natürlichen Grundlagen sind Scha-
denskosten berechnet worden: 5 – 20 Prozent des glo-
balen BIP für unterlassenen Klimaschutz (Stern-Report 
2007) und 6 Prozent allein für die globale Entwaldung 
bis 2050 (European Communities 2008). Wie immer 
man diese und andere Berechnungen von Schadensko-
sten methodisch bewertet: Es kann keine Zweifel daran 
geben, dass das ressourcenintensive Wachstumsmuster 
der Zweiten Industriellen Revolution auch im Hinblick 
auf seine ökonomisch kontraproduktiven Effekte nicht 
aufrecht erhalten werden kann.
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PROzEss sOzIAlPOlItIsCH FlAnKIEREn
Die Zweite Industrielle Revolution zu Beginn des  
20. Jahrhunderts machte es möglich, dass mit der Mas-
senproduktion auch Masseneinkommen entstanden, die 
die erforderliche Nachfrageentwicklung stützten. Dazu 
war eine politische Veränderung der Einkommensver-
teilung, die Einführung gewerkschaftlicher Rechte und  
sozialer Sicherungssysteme erforderlich, die nach politi-
schen Umbrüchen wie 1918 in Deutschland zum Durch-
bruch kamen. Die weltweite Erschließung von Massen-
märkten seit den 1950er Jahren hat dann die Inanspruch-
nahme natürlicher Ressourcen und die Freisetzung von 
Emissionen sprunghaft wachsen lassen. Die Symbole des 
„westlichen“ Wirtschaftswunders, die Freiheit durch 
Mobilität und Eigenheim versprechen, haben sich welt-
weit ausgebreitet und stoßen nun an die Grenzen na-
türlicher Ressourcen. 

Die Internalisierung sozialer Kosten von Arbeit hat 
massive Anreize entstehen lassen, den Faktor Arbeit ein-
zusparen. Damit einher ging eine stürmische Entwick-
lung der Arbeitsproduktivität, die im 20. Jahrhundert 
eine strukturelle Arbeitslosigkeit hervorbrachte. Diese 
Entwicklung gefährdet nicht nur die Massenkaufkraft, 
sie beeinträchtigt auch die Akzeptanz für einen an-
spruchsvolleren Umwelt- und Ressourcenschutz. Im  
Namen der Globalisierung ist zudem eine breite Umver-
teilung zu Lasten unterer Einkommen durchgesetzt wor-
den. Eine Verteilungsfrage liegt auch darin, dass der zu-
nehmende Luxuskonsum (etwa bei Fahrzeugen) häufig 
mit zusätzlichen Umweltbelastungen verbunden ist. Kri-
tische Herausforderungen für die sozialen Sicherungs- 
systeme schafft auch die demografische Entwicklung in 
den entwickelten Industrieländern. Eine weitere Heraus-
forderung des 21. Jahrhunderts ist die dramatisch zuneh-
mende Wissensintensität der Produktion, der kritische 
Defizite an Humankapital gegenüberstehen.

Der notwendige Wandel ist nicht zum Nulltarif zu 
haben. Er kollidiert zudem oft mit den Entwicklungs- 
und Wachstumsperspektiven herkömmlicher Wirt-
schaftszweige. Traditionelle Unternehmensbereiche, 
ihre Beschäftigten und deren Qualifikationen drohen 

durch die Verteuerung von Energie und Rohstoffen und 
durch anspruchsvolle Umweltstandards entwertet zu 
werden. Langfristig haben erneuerbare Energien und 
Ressourcen schonende Verfahren das Potenzial, zu neuen 
Quellen des Wohlstands zu werden. Die dafür notwen-
digen Aufwendungen bergen aber die Gefahr, dass sie 
Ungleichheiten weiter vertiefen. Die Kosten von Umwelt-
belastungen und der Aufwand für ihre Vermeidung dro-
hen nur zu leicht bei solchen Bevölkerungsschichten  
abgeladen zu werden, die geringere Chancen haben, ih-
ren politischen Anliegen Gehör zu verschaffen (Weidner 
2007). Das gefährdet nicht nur die Akzeptanz von Um-
weltpolitik, sondern auf lange Sicht auch die Kaufkraft 
von großen Bevölkerungsschichten. Die breite Akzep-
tanz für eine umfassende industrielle Modernisierung 
muss also auch sozialpolitisch gesichert werden. 

ÜbERFORDERUnG DER stEUERUnGsmECHAnIsmEn
Die beiden ersten industriellen Revolutionen waren ge-
kennzeichnet von einer Ko-Evolution staatlicher Institu-
tionen, die die ökonomisch-technische Entwicklung er-
möglichten und die Erträge sicherten und verteilten. 
Mit der ersten Phase der Industrialisierung ist untrenn-
bar die Entwicklung des Rechtsstaates verbunden, der 
Eigentumsrechte und Marktfreiheit garantiert. Staatlich-
keit in der Folge der Zweiten Industriellen Revolution 
hat sich abermals umfassend verändert. Der moderne 
Parlamentarismus und der Wohlfahrtsstaat sind Aus-
druck und Bedingung dieser zweiten Phase der Indus-
trialisierung. 

Beide Umbrüche stehen für umfassende Verände-
rungen des politischen Systems, mit denen auf die ent-
standene Probleme und neue Ansprüche reagiert wur-
de. Eine solche Entwicklung zeichnet sich auch derzeit 
im Mehrebenensystem der globalen Politik ab. Aber das 
Ausmaß der Herausforderung, wie auch die Widerstän-
de herkömmlicher Interessen, ergeben derzeit noch ein 
Bild der Überforderung der Steuerungsmechanismen. 
Im Klimaschutz zeigt sich dies anhand von eklatanten 
Widersprüchen. So gibt es einerseits ein weltweites Er-
schrecken der Öffentlichkeit und der politischen Klasse 
über die Erkenntnisse des 4. Sachstandsberichts des 
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in Kohlekraftwerke investiert (neuerdings wird ein Kapa-
zitätszuwachs von 60 Prozent bis 2020 erwartet), wäh-
rend Investitionen in die Energieeffizienz und in Erneuer-
bare Energien oft vernachlässigt werden. Für die nötige 
Änderung der Interessen- und Bewusstseinslagen sind 
die Steuerungsmechanismen bislang nicht ausreichend. 
Zwar sind Umweltziele als Staatsziel in der Mehrheit der 
Länder institutionalisiert, rangieren aber deutlich schwä-
cher als Individualrechte oder soziale Schutzstandards. 
Im Ergebnis gibt es mittlerweile zwar ein breites Bekennt-
nis zum Umweltschutz, in der Konkretisierung werden 
Zielkonflikte aber oft zu Lasten der Umwelt entschieden. 
Bisherige Maßnahmen konzentrieren sich daher auf 
„Win-Win“ Situationen in denen auch aus einzelwirt-
schaftlicher Sicht Effizienz- und Umweltvorteile zu erzie-
len sind. 

Die besonderen Schwierigkeiten von Umweltpolitik – 
die Grenzen des Eingriffs in privates Eigentum, das 
räumlich und zeitliche Auseinanderfallen von Ursache 
und Wirkung von Umweltproblemen oder die schwie-
rige Koordination von Akteuren unterschiedlicher Poli-
tikfelder und Handlungsebenen – haben allerdings,  
insbesondere im Kontext der EU, auch zahlreiche Neue-
rungen zur Erweiterung politischer Handlungskapazi-
täten hervorgebracht. Umweltpolitik ist mit Politikinno-
vationen bei Instrumenten und Institutionen ein Parade-
beispiel für die Entwicklung neuer Steuerungsformen 
(Jacob et al. 2007). Das umfasst die Bedeutung kalkulier-
barer Zielvorgaben, die Internationalisierung von Um-
weltpolitik, die Einbeziehung privater Akteure und die 
Entwicklung von neuen marktbasierten und regulativen 
Instrumenten (Jänicke/Jacob 2007). Während jedoch die 
Handlungsfelder und Handlungsebenen moderner Um-
weltpolitik immer weiter gefasst wurden, ist die Frage 
der finalen Verantwortlichkeit kritisch geworden: Wenn 
alle verantwortlich sind, ist es niemand. Faktisch haben 
sich Nationalstaaten – einzeln wie im Kollektiv als Mit-
gliedstaaten – als Verantwortungsträger am besten be-
hauptet. Ihre Rolle ist aber im europäischen und globa-
len Kontext konkretisierungsbedürftig. 

Insgesamt erweisen sich die Herausforderungen der 
Dritten Industriellen Revolution als Herausforderungen 
für die Steuerungsfähigkeit. Der radikale Wandel erfor-
dert (1) kompetente, strategiefähige und global vernetzte 
Staaten, (2) innovationsoffene, informierte Wähler und 
Verbraucher, (3) eine höhere Innovationsbereitschaft 
nicht nur der Unternehmen, sondern auch der Volks-
wirtschaften insgesamt und (4) ein leistungsfähiges  
Innovationssystem. Diese Voraussetzungen müssen erst 
erfüllt werden.

KOmPEtEntE, stRAtEGIEFäHIGE stAAtsAPPARAtE
Die Dritte Industrielle Revolution erfordert außerordent-
liche Handlungsfähigkeit im politischen Mehrebenensy-
stem. Sie ist zuallererst eine Angelegenheit der Staaten, 
deren Zuständigkeit und Verantwortungsfähigkeit für 
langfristige Allgemeininteressen ohne Alternative ist. 
Dass Staaten heute in nationalen und internationalen 
Netzwerken aktiv werden, ändert nichts an ihrer Bedeu-
tung als legitimierte Akteure. Ihre Kompetenz und Res-
sourcenausstattung ist zumeist beachtlich. Auch im Kri-
senfall sind sie immer die erste Adresse des Publikums. 
Und dennoch mangelt es an der nötigen Strategiefähig-
keit. Darunter wird hier die Fähigkeit von Staaten  
verstanden, langfristige Allgemeininteressen gegen 
kurzfristige Teilinteressen durchzusetzen. Kurzfristige 
Teilinteressen sind dabei oft Belange traditioneller In-
dustrien und gesellschaftlicher Gruppen, die den lang-
fristigen Wandel als Bedrohung ansehen. Oft haben  
solch beharrende Interessen ein Einflusspotenzial, das 
die neuen Sektoren noch nicht aufbauen konnten. So 
sind die Anbieter fossiler Energien bisher in vielen Län-
dern in der Lage, eine aktive Klimapolitik zu behindern. 
Innovationen sind immer auch ambivalente Prozesse, 
bei denen die Innovateure den „Dinosauriern“ gegenü-
berstehen. Anders ist auch der seit mehr als dreißig Jah-
ren andauernde Vorlauf des jetzigen Innovationsschubs 
im Bereich öko-effizienter Technologien nicht zu erklä-
ren (Jänicke 2008). Die Handlungsbedingungen vieler 
Staaten sind auch dadurch erschwert, dass ungelöste so-
ziale Probleme das öffentliche Bewusstsein beherrschen. 
Auch die Rolle der kommerziellen Medien steht vieler-
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greifende Maßnahmen der Energiepolitik entgegen. 
Langfristorientierung der Politik ist auch eine Heraus-
forderung für die traditionelle Orientierung an kurzfris-
tigen Konjunktur- und Wahlzyklen. 

Eine Politik, die in wichtige Interessen und Lebens-
gewohnheiten von Menschen eingreift, muss dies legiti-
mieren können und zwischen unterschiedlichen Schutz-
gütern abwägen. Demokratische Staaten unterliegen 
hier oft den Selbstbeschränkungen, die zwei Jahrhun-
derte zuvor zur Abwehr des absoluten Staates geschaf-
fen wurden. Ein weiteres Hemmnis ist häufig die welt-
weit wirkende neoliberale Doktrin der „Deregulierung“, 
„Entstaatlichung“ oder Steuersenkung, wonach eine  
generelle Zurückführung des Staatseinflusses Wachs-
tum, Innovation und Wohlfahrt verbessern werde. Den 
steigenden Steuerungsanforderungen an die Kompe-
tenz, regulative Intelligenz aber auch Finanzausstattung 
von Staaten wird dies ebenso wenig gerecht wie den 
Fehlentwicklungen im Unternehmenssektor (Banken, 
Fahrzeugindustrie, Stromwirtschaft oder privater Ver-
brauch). Die neoliberale Doktrin hat bürokratische Aus-
wüchse zu Recht thematisiert, die Funktion staatlicher 
Regelsetzung in der Marktwirtschaft aber zumeist ver-
kannt. Fragwürdig ist die pauschale Diskreditierung des 
Staatseinflusses insbesondere im Hinblick auf die Tatsa-
che, dass Umweltinnovationen in unterschiedlichen 
Studien als in hohem Maße politikabhängig (policy-dri-
ven) angesehen werden (European Commission DG Envi-
ronment/Ernst & Young 2006; Jänicke/Jacob 2007; IPCC 
2007; IEA 2008). Vor diesem Hintergrund ist die vielfach 
diagnostizierte Wiederentdeckung der regulativen Rolle 
des Staates als Funktionsbedingung für Ökonomien (re-
gulatory capitalism) wenig verwunderlich (Majone 1997; 
Moran 2003; Levi-Faur 2005). 

InnOvAtIOnsOFFEnE WäHlER UnD vERbRAUCHER
Auch die Rahmenbedingungen für einen radikalen Be-
wusstseinswandel fehlen noch weitgehend. Die bishe-
rige Umverteilung der Einkommen zu Lasten mittlerer 
und unterer Einkommen ist – zumal im Zeichen steigen-
der Preise – keine günstige Voraussetzung für die Inno-

vationsbereitschaft von Wählern und Verbrauchern. 
Menschen in materieller Notlage haben andere Prioritä-
ten als den Klimaschutz. In Verbindung mit Bildungsde-
fiziten ist sie auch der Nährboden für populistische Me-
dien, die ihre demokratische Wächterfunktion – etwa in 
Sachen Korruptionsbekämpfung – zu Treibjagden auf 
„die Politiker“ verkommen lassen. Die Rolle der Medien 
als Transportmechanismus für relevantes Wissen ist für 
die Bewältigung des industriellen Umbruchs ebenso  
wesentlich wie für die Alternative eines Produktionsmo-
dells, das stärker auf Wissen als auf billigen Ressourcen 
basiert. Die unerlässliche Aufklärung des Wählers und 
die Akzeptanz für Innovationen muss in den Medien 
eine Basis haben. Dies gilt auch für die Aufklärung des 
Verbrauchers: Die Suche nach dem sparsamen Gerät, 
Fahrzeug oder Gebäude wird bislang überwiegend dem 
Konsumenten – ohne zureichende Information – zuge-
mutet. 

Die Herausforderungen des Klimawandels und Res-
sourcenknappheit könnten im Falle des Politikversagens 
dazu führen, dass demokratische Entscheidungsmecha-
nismen in Frage gestellt werden. Die nicht vermiedenen 
ökonomischen und ökologischen Krisen könnten der 
vermeintlichen Langsamkeit demokratischer Entschei-
dungsprozesse zugeschrieben werden und autoritative-
ren Formen von Staatlichkeit Auftrieb geben. Eine sol-
che Reaktion würde jedoch das Innovationspotenzial 
verkennen, das gerade in der politischen Konkurrenz 
und den Beteiligungschancen für die Zivilgesellschaft 
liegt. Autoritäre Systeme haben nicht zufällig im Um-
weltschutz durchgehend versagt. Die Offenheit poli-
tischer Systeme für neue Interessen und der Wettbewerb 
von Ideen sind bei allen damit verbundenen Schwierig-
keiten eine zentrale Voraussetzung für politische Inno-
vation und Problemlösung. 

InnOvAtIvE UntERnEHmEn mIt lAnGzEItPERsPEK-
tIvE UnD GOOD GOvERnAnCE
Kurzfristigkeit und die Orientierung am shareholder  
value oder der Konjunktur sind ein Innovationshemm-
nis im Unternehmenssektor. Hinzu kommt, dass die Vor-
stellung von rationalen, informierten Unternehmen, die 
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resse nutzen und ihren Energie- und Ressourceneinsatz 
entsprechend anpassen, von der Wirklichkeit keines-
wegs durchgängig bestätigt wird. Regelmäßig zeigen 
empirische Studien, dass auch betriebswirtschaftlich 
sinnvolle Investitionen nicht getätigt werden, weil Infor-
mationen fehlen, andere Prioritäten vorherrschen oder 
das Beharrungsverhalten in Unternehmen eine Umori-
entierung behindert (z. B. KfW 2005). Genannt sei aber 
auch das Privileg einflussstarker Konzerne, offensicht-
liche Innovationserfordernisse ignorieren zu können. 
Viele Autokonzerne reagieren auf die aktuelle Ölpreis-
entwicklung und die Erfordernisse des Klimaschutzes 
zunächst ähnlich wie bereits in den 1970er Jahren. 

Anpassungsprobleme: Der Innovationsdruck tech-
nologischer Umbruchphasen muss in Unternehmen 
verstanden und in Entscheidungen umgesetzt wer-
den. Hierbei sind häufig erhebliche Widerstände 
zu überwinden. Entgegen vielfacher Vermutung ha-
ben Konzerne oft Probleme, sich auf offensichtliche 
Zukunftserfordernisse einzustellen. An der Autoin-
dustrie lässt sich das exemplarisch am Beispiel Ge-
neral Motors verdeutlichen. Dieser Konzern musste 
im Juni 2008 mehrere Werke schließen, weil die 
dort produzierten PS-starken Fahrzeuge kaum noch 
verkauft werden. Dieses Problem hätte der Konzern 
bereits aus den siebziger Jahren kennen müssen, 
über die ein ehemaliger Manager damals schrieb: 
„Als wir unsere Planung … auf kleinere, benzinspa-
rende Wagen hätten umstellen sollen, lehnte das 
General-Motors-Management das mit der Begrün-
dung ab: An großen Wagen verdienen wir mehr“ 
(DeLorean in DER SPIEGEL v. 2.6.1980).

Ein Innovationshemmnis ist es auch, wenn Unterneh-
men, wie die Stromwirtschaft, keine wirksamen Anreize 
haben, Einsparbemühungen in ihrem Bereich mit zu 

tragen, statt mit neuen Absatzstrategien neuen Strom-
verbrauch zu generieren. 

Und schließlich honorieren die Finanzmärkte vor 
allem kurzfristige Gewinne. Die Orientierung an der 
langfristigen Unternehmensentwicklung wird durch den 
Druck erschwert, Erfolge in sehr kurzen Zeitabständen 
vorzuweisen. Einige Länder experimentieren mit Be-
richtspflichten zu langfristigen Umweltauswirkungen 
von Finanzanlagen (z. B. für Pensionsfonds in Groß- 
britannien). Erforderlich sind allerdings stärkere zusätz-
liche Anreize, diese Mechanismen tatsächlich zu nutzen. 
Mittlerweile ist eine Vielzahl von Governance-Mechanis-
men wie Umweltlabel, Standards für Umweltmanage-
mentsysteme oder Berichts- und Informationspflichten 
entwickelt worden. Aber erst in Kombination mit regu-
lativen Standards entfalten diese Mechanismen ihre 
volle Wirksamkeit (Hey et al. 2008). 

EIn lEIstUnGsFäHIGEs InnOvAtIOnssystEm
Die Steigerung der Wissensintensität von Produkten wie 
Prozessen und die Herausforderungen eines umfassen-
den technisch-ökonomischen Wandels machen ein Bil-
dungs- und Wissenschaftssystem erforderlich, das in an-
gemessenem Umfang und bedarfsgerecht Wissen und 
Qualifikationen bereitstellt. Die PISA-Studie für das Bil-
dungssystem und zahlreiche Evaluationen des Wissen-
schaftssystems belegen jedoch: Die Potenziale werden  
in vielen Ländern nicht ausgeschöpft. Die Verfügbarkeit 
von gut ausgebildeten Fachkräften ist z. B. ein wesent-
liches Hemmnis bei der weiteren Entwicklung von Um-
welttechnologien. Der demografische Wandel wird das 
Problem noch verstärken, wenn sich Bildungs- und For-
schungseinrichtungen nicht gezielter als bisher auf neue 
Anforderungen einstellen. Das betrifft Ausbildungsgänge 
wie auch Weiterbildungsangebote. 

Die Bedeutung von Bildungs-, Wissenschafts- und 
Technologiepolitik für die erfolgreiche Entwicklung von 
Technologien, Branchen und industrieller Entwicklung 
insgesamt kann kaum hoch genug eingeschätzt werden. 
Dies gilt auch für die deutliche Erhöhung der staatli-
chen F&E-Ausgaben und die Offenheit der Förderung 
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kunftsrelevante Innovationen. 

Viele Länder haben sich auf teils beachtliche Steige-
rungen ihrer Aufwendungen für Forschung und Ent-
wicklung festgelegt. Das anspruchsvolle Ziel der Lissa-
bon-Strategie der Europäischen Union, die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung auf 3 Prozent des BIP anzu-
heben, ist sichtbarer Ausdruck davon. Additive Ansätze, 
die nur weitere Innovationsprogramme zu den beste-
henden hinzufügen, werden jedoch den Herausforde-
rungen nicht gerecht. Notwendig ist, neben der Förde-
rung von Umwelttechnologien im engeren Sinne, die 
Berücksichtigung der Umwelteffizienz in allen Techno-
logiefeldern. Entsprechend müssen Umweltaspekte in  
allen Förderprogrammen berücksichtigt werden. 

mÖGlICHKEItEn DEs sCHEItERns
Die Möglichkeit des Scheiterns angesichts der Krise des 
ressourcenintensiven Wachstums ist durchaus real. Dass 
Märkte, Gesellschaften und Staaten nicht ausreichend 
reagieren, sich auf das herkömmliche Innovationsni-
veau beschränken und am Ende die natürlichen Gren-
zen mit irreversiblen Schadenseffekten überschreiten,  
ist keineswegs auszuschließen. 

Der weltweit beschleunigte Ausbau der Kohlever- 
stromung weist in diese Richtung. Es könnte auch die  
Vorstellung die Oberhand gewinnen, dass die Innovati-
onspotenziale bestehender dominanter Technologien 
ausreichend seien. Es gibt ebenfalls Tendenzen, die do-
minierenden großtechnischen Strukturen und Entwick-
lungspfade möglichst unangetastet zu lassen oder sogar 
als Problemlösung anzubieten. Beispiele sind das Plä-
doyer für eine Renaissance der Atomkraft oder ein so  
genanntes „Geo-Engineering“, um natürliche Aufnahme-
kapazitäten für Klimagase zu erhöhen oder die Sonnen-
einstrahlung zu vermindern. Solche Ansätze sind hoch 
riskant, vergleichsweise teuer und stellen im Kern nur 
eine Problemverschiebung dar. Sie ignorieren zudem 
die Vielschichtigkeit der zu lösenden Umwelt- und Res-
sourcenprobleme, die über die Energiefrage hinaus 
auch Rohstoffe, Land, Wasser und die begrenzte Auf-
nahmekapazität der Erde für Schadstoffe betreffen. 

Letztlich geht es um zwei Typen von Innovationen: 
solche Verbesserungsinnovationen, die innerhalb der 
überkommenen Branchen- und Machtstrukturen ablau-
fen und die Erfolgsindustrien der Vergangenheit abzu-
stützen versuchen und solche grundlegende Innovati-
onen, die den erforderlichen Zukunftstechnologien neue 
Wege eröffnen, die bestehenden Strukturen neuen  
Erfordernissen anpassen oder gestaltungsoffene neue 
Länder aufsuchen. Der Aufstieg und Niedergang von  
Nationen und Weltregionen ist auch von diesem Unter-
schied geprägt. Dass die Innovationsdynamik seit über 
200 Jahren gewissermaßen auf Wanderschaft ist, hat 
viel damit zu tun, dass alte, sklerotisch gewordene Struk-
turen verlassen und neue offenere Verhältnisse anders-
wo aufgesucht werden.

4. CHAnCEn
Um mögliche Fehlentwicklungen zu vermeiden, soll nun 
die gegebene Chancenstruktur mit ihren Möglichkeiten 
der Trendverstärkung näher skizziert werden. Den Kri-
sen des bisherigen umwelt- und ressourcenintensiven 
Wachstumsmodells stehen, wie schon in früheren Wachs-
tumszyklen, die Chancen eines neuen Entwicklungs- 
modells gegenüber. Zu den Chancen gehört auch die 
erstmalig sich eröffnende prinzipielle Möglichkeit, den 
radikalen industriellen Wandel politisch zu gestalten, 
ohne die zerstörerischen Formen früherer Entwicklungs-
brüche.

CHAnCEn ÖKOnOmIsCH-tECHnIsCHER EntWICKlUnG 
Umwelt- und ressourcenschonende, öko-effiziente Tech-
nologien haben das Potenzial die Rolle einer Leitindus-
trie zu übernehmen, so wie die Textil- und Eisenindustrie 
in der Ersten Industriellen Revolution und die Elektro- 
oder Automobilindustrie in der folgenden Phase. Die be-
sondere Bedeutung von umwelteffizienten Innovationen 
besteht darin, dass sie die Grundbedingung eines lang-
fristigen Industriewachstums sind. Zur Vermeidung von 
Umweltschäden und Wohlfahrtsverlusten bedarf es im 
Wachstumsprozess der technologischen Umweltentla-
stung auf immer höherem Niveau. Dies ist nur durch  
einen forcierten und langfristigen Innovationsprozess zu 



  |  2�

erreichen, der mit der ständigen Steigerung der Arbeits-
produktivität vergleichbar ist. Umwelteffizienz als Wachs-
tumsbedingung bietet aber auch den Vorteil vergleichs-
weise sicherer globaler Zukunftsmärkte. 

Neue Basisinnovationen im Bereich von Mobilität, 
Energieversorgung, Landwirtschaft, Recyclingwirtschaft, 
Chemie und Telekommunikation sind dementsprechend 
auch ökologisch geboten. Die realen Chancen öko-effizi-
enter Technologien sind an dem ungewöhnlich hohen, 
weltweiten Wachstum in diesem Bereich zu ermessen.

Industrielle Transformationen haben sich bereits in 
der Vergangenheit um industrielle Cluster und den  
damit verbundenen Leittechnologien gebildet. Diese tra-
gen in überdurchschnittlichem Maße zum Wirtschafts-
wachstum bei, weshalb ihr Anteil an der gesamten Wirt-
schaftsleistung wächst. Im Kern dieser Innovations- und 

Wachstumsprozesse standen „Makroinnovationen“ (Mo-
kyr 1993), die wiederum mit einer Reihe von „Mikroin-
novationen“ verbessert oder ergänzt wurden. Eine typi-
sche Diffusionskurve hat einen langen Vorlauf bis zum 
take-off, mit zunächst nur geringen Wachstumsraten.  
In dieser Phase müssen Verbesserungsinnovationen ge-
funden werden, die notwendigen Qualifikationen heran-
gebildet werden, ggf. Infrastrukturen aufgebaut oder 
angepasst werden und das notwendige Kapital gesam-
melt werden. Anbieter neuer Technologien müssen 
sich auch gegen die althergebrachten Technologien 
durchsetzen. 

Eine solche industrielle Transformation ist notwen-
dig mit wirtschaftlichem Strukturwandel verbunden. 
Unternehmen, die sich auf die Dynamik nicht einlassen 
und ihre Kapitalstöcke wie gewohnt reinvestieren, ris-

Weltweites Wachstum ökoeffizienter technologien

Jährliches Wachstum 2005-07:

PV (netzgebundene Kapazität): 49% (7,8 GW)

Biodiesel: 44% (8 Mrd. L)

Investitionen in REN: 32% (71 Mrd. $)

Windenergie (Kapazität):  26% (95 GW)

Prognosen (2020)

Solarthermie: 23%

Hybridfahrzeuge: 22%

Biokunststoffe: 22%

Automatische Stofftrennung: 15%

Eigene Zusammenstellung, Quellen: Roland Berger / BMU (2007); REN 21 (2008)
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haupten zu können. Radikale Innovationsprozesse sind 
immer auch ambivalent. Sie sind mit Widerständen ver-
bunden, die bislang in einem Prozess der „schöpferi-
schen Zerstörung“ (Schumpeter 1942) überwunden  
wurden. Zu den Chancen der Dritten Industriellen Revo-
lution gehört es, dass diese Widerstände in konstrukti-
veren Formen mit weniger Kapitalvernichtung und hö-
herer Akzeptanz überwunden werden.

CHAnCEn FÜR DIE UmWEltbElAnGE 
Ressourcenschonung ist immer auch Umweltschutz, ganz 
gleich ob es um den Verbrauch von Energie, Rohstoffen, 
Wasser, Boden oder „Natur“ geht. Insbesondere der  
Klimawandel erfordert einen breiten Ressourcenbegriff. 
Ressourcenschonung bietet auch profitable Lösungen – 
über die Kosten der Schadensvermeidung hinaus.

Erneuerbare Energien und eine Steigerung der Ener-
gieeffizienz sind die entscheidenden Beiträge zum Kli-
maschutz. Sie bieten zugleich die Möglichkeit, teure  
Energieimporte zu substituieren und Energie zu akzep-
tableren Preisen bereitzustellen. Wird die Förderung 
von erneuerbaren Energien und Energieeffizienz ent-
schlossen vorangetrieben und werden fossile Energieträ-
ger ihren externen Schadenseffekten entsprechend mit 
Kosten belastet, etwa durch einen konsequenten Emissi-
onshandel, so ist mit weiteren Lern- und Skaleneffekten 
zu rechnen. Diese erhöhen wiederum die technischen 
Potenziale relativer Klimaentlastung. 

Ebenso dient eine effiziente Rohstoffnutzung glei-
chermaßen der Produktivität wie dem Umweltschutz. 
Die Umwelt profitiert von jeder Verringerung (oder Sub-
stitution) von Stoffströmen. Nicht zuletzt sind diese mit 
vielfältigen Belastungen verbunden (Transport, sekun-
därer Energieverbrauch, Lagerung, dissipative Verluste), 
die mit gesetzlichen Regeln kaum zu steuern sind. 

Die Umrüstung auf eine neue Energie- und Rohstoff-
basis betrifft nicht nur den Ausbau von Umwelt- und  
Energietechnologien als einen spezialisierten Sektor. Es 
geht darüber hinaus um die ökologische Modernisie-
rung der Industrie insgesamt, besonders aber der Bran-
chen, die Umwelt und Ressourcen, gemessen an ihrer 

Wertschöpfung und in Bezug auf die Lebensdauer ihrer 
Produkte, überproportional belasten: der Energiesektor, 
der Fahrzeugbau, der Flugverkehr, die Chemieindustrie; 
nicht zuletzt auch der Bausektor, der in Deutschland  
mit 50 Mrd. Euro Investitionen in die Energieeinsparung 
von Gebäuden (2005) und einer hohen Recyclingquote 
einen Erfolgspfad betreten hat. Zu unterscheiden ist also 
zum einen der statistisch bezifferbare Bereich der „Um-
weltindustrie“, der in Deutschland bereits 1,8 Millionen 
Menschen beschäftigt (2006) und ein hohes Wachstum 
aufweist, zum anderen die darüber hinaus gehende, 
nicht bezifferbare breite ökologische Modernisierung 
der Industrie insgesamt, die typischerweise unterneh-
mensintern abläuft. Eine englische regierungsamtliche 
Studie nennt die Umweltindustrie wegen dieser poten-
ziellen Breite eine invisible industry (DTI/DEFRA 2006). 
Ein Mainstreaming von Umweltbelangen ist also nicht 
auf die Technologieangebote eines spezialisierten Um-
weltsektors beschränkt. Die Statistik des industriellen 
Wandels hinkt hier hinter der Realität hinterher. Die  
Potenziale sind noch einmal höher, wenn Effizienzver-
besserungen nicht nur innerhalb der Technologielinien 
vorgenommen werden, sondern auch Funktionen und 
Systeme grundlegend erneuert werden: Die Bedürfnisse 
nach Ernährung, Wohnen, Energie oder Mobilität müs-
sen befriedigt werden, aber diese Funktionen können 
auch anders erfüllt werden als mit den gegenwärtig do-
minanten Technologien. Mobilität beschränkt sich nicht 
auf das System Autoverkehr, Energieversorgung kann 
auch durch technische Einsparung erfolgen etc.

CHAnCEn FÜR sOzIAlE REFORmEn
Die tendenzielle Umverteilung zu Lasten der unteren 
Einkommen, die im bisherigen Abschwung stattgefun-
den hat, stößt offensichtlich an Grenzen der sozialen  
Akzeptanz. Die Entwicklung der Energie- oder auch  
Lebensmittelpreise verschärft diese Situation noch. Die 
damit verbundene, verringerte Innovationsbereitschaft 
ist möglicherweise das schwierigste Hemmnis einer  
anspruchsvollen Innovationsstrategie. Auf der anderen  
Seite liegen bereits positive Erfahrungen mit diesbezüg-
lichen Reformkonzepten vor. Der Abbau von Subventio-
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dung beitragen, verbessert nicht nur die Ausgabenstruk-
tur von Staaten. Er kann auch Innovationen stimulieren. 
Die teilweise Zurückführung eingesparter Mittel in sekto-
rale Innovationsprozesse kann dabei eine sinnvolle Lö-
sung sein. 

Es stellt sich zudem die grundsätzliche Frage, was in 
Zukunft die entscheidende Basis öffentlicher Einnahmen 
sein sollte: Die Arbeitseinkommen oder der Umwelt- und 
Ressourcenverbrauch. Beim Faktor Arbeit haben sich  
einige außerordentlich negative Steuerungseffekte  
ergeben. Diese Besteuerung auf den Umwelt- und Res-
sourcenverbrauch zu lenken, ist dagegen grundsätzlich 
sinnvoll. In Betracht kommen auch umweltbezogene  
Luxussteuern als Einnahmequelle, die gleichermaßen 
ausgleichende Verteilungswirkungen wie Umwelteffekte 
haben könnte. Ihr könnte eine Legitimität stiftende Rol-
le zukommen. Auf lange Sicht wird es unerlässlich sein, 
die so lange begünstigten oberen Einkommen stärker 
als bisher an der Investition in die nachhaltige Entwick-
lung zu beteiligen.

Der forcierte Übergang zu wissens- und wertschöp-
fungsintensiven Produktionsweisen ist eine Herausforde-
rung für den Bildungssektor. Die erwähnten Engpässe 
im Bildungssektor und bei der Ausbildung von Human-
kapital müssen auch unter beschäftigungspolitischen 
Gründen überwunden werden. Hierzu gibt es bereits  
erste Reformansätze. Nicht zuletzt das rasche Wachstum 
bei öko-effizienten Technologien zeigt, wie sehr techno-
logische Durchbrüche zukünftig mit Qualifizierungser-
fordernissen verbunden sind, denen dann auch ein brei-
tes Beschäftigungspotenzial gegenübersteht. 

CHAnCEn EInER vERbEssERtEn stEUERUnGs- 
FäHIGKEIt
Die politische Globalisierung ist mit ihrer unbestreit-
baren Einschränkung von Souveränitätsrechten immer 
wieder als generelles Steuerungshemmnis interpretiert 
worden. Dabei wird übersehen, dass Souveränitätsein-
schränkungen nicht nur meist freiwillig, im Interesse 
kollektiver Handlungsmöglichkeiten erfolgten, sondern 
dass ein Mehrebenensystem geschaffen wurde, das etwa 

im Bereich der Standardisierung von Technologien, der 
Regulierung von Transport und des Handels beachtliche 
Steuerungskapazitäten entwickelt hat. Diese Steuerungs-
potenziale, wie sie beispielsweise in Europa (EU), den  
Industriestaaten (OECD) und auch weltweit (G8, UN) 
sichtbar werden, gilt es auszubauen und in den Dienst 
ökologischer Erneuerung zu stellen. Im Umweltschutz 
haben die Staaten der Welt im Zeichen des UN-Gipfels 
von Rio (1992) – also zu Beginn des jetzigen industriel-
len Zyklus – ein breites Spektrum neuer Institutionen 
und Regelungen eingeführt. Dies gilt für internationale 
Vereinbarungen (zu Klima, Biodiversität oder Agenda 21) 
ebenso wie für politische Innovationen in den Ländern 
selbst. Im Jahre 2000 besaßen beispielsweise 60 Prozent 
aller Länder ein Umweltministerium und 70 Prozent 
eine Nachhaltigkeitsstrategie (siehe Abbildung S. 26).  
An diese Neuerungen kann eine weitergehende Strate-
gie anknüpfen. 

Das Erfordernis einer deutlichen Steigerung der Stra-
tegiefähigkeit von Staaten und zwischenstaatlichen Or-
ganisationen wird durch eine breite internationale und 
nationale Vernetzung der Politik begünstigt. Umweltmi-
nisterien sind international möglicherweise besser ver-
netzt als andere Ressorts. Von Vorteil ist auch die Tatsa-
che dass, dass der Anteil von Akteuren mit potenzieller 
Langzeitperspektive in diesen Netzwerken vergleichs-
weise hoch ist: Internationale Institutionen, Instituti-
onen der Wissenschaft (etwa der Klimaforschung) oder 
Umweltverbände sind – ebenso wie die beteiligten 
Staatsapparate – von der Kurzfristigkeit der Wahl- oder 
Konjunkturzyklen relativ unabhängig. Dies gilt nicht zu-
letzt auch für die Rechtsprechung. Diese Institutionen 
können die Kurzfristperspektive von Unternehmen und 
demokratischen Systemen sinnvoll ergänzen. 

Neben den internationalen Institutionen der Um-
weltpolitik können Umwelterfordernisse auch in ande-
ren internationalen Systemen und Abkommen etabliert, 
deren Mechanismen also genutzt werden (Oberthür/
Gehring 2006). In der Entwicklungszusammenarbeit 
sind Umweltziele akzeptiert und vielfach integraler  
Bestandteil entsprechender Programme. Auch die Welt-
bank hat, bei aller notwendigen Kritik an Einzelvorha-
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ben, wichtige Schritte zur Umweltintegration unter-
nommen. Internationale Institutionen wie die WTO, 
solche die Handel und Verkehr regulieren, haben hier 
noch einen langen Weg vor sich. Anspruchsvolle Pro-
duktregulierungen durch nationale Trendsetter müssen 
sich immer wieder als Wettbewerbshindernis rechtferti-
gen. Ihre globale Verbreitung und die ihr folgende Dif-
fusion ökologisch fortschrittlicher Technologien stoßen 
dadurch immer noch auf Hemmnisse. In diesem Diffusi-

onsmechanismus liegt aber eine entscheidende Chance 
(Vogel 1995; Holzinger et al. 2007). Die Europäische Uni-
on, die als Handelsunion gestartet ist und schließlich zu 
einem zentralen Akteur der Umweltpolitik wurde, ist für 
die tendenzielle Ökologisierung von Handelsregimen in 
gewisser Weise beispielgebend. 

Chancen der Steuerungsfähigkeit können auch in  
einer Neubewertung von Staatlichkeit liegen. Im Gegen-
satz zum neo-liberalen Paradigma (das gerade in der 
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  |  2�Umweltfrage zu vielfachen Fehleinschätzungen geführt 
hat) ist die Rolle der staatlichen Verwaltungen, Finan-
zen und Regelsetzungen neu zu bestimmen. Die notwen-
dige Ausweitung der Staatstätigkeit kann jedoch nicht 
mit einer beliebigen Ausweitung staatlicher Budgets 
einhergehen. Öffentliche Budgets sind auch nicht geeig-
net, um alle Risiken von Innovationen abzusichern. Da-
gegen sind die Möglichkeiten staatlicher Regelsetzung 
nicht ausgeschöpft. Im Zeichen gesteigerter Wissensin-
tensität verändert sich aber die Qualität des Regierens. 
Notwendig ist weniger eine Deregulierung als eine bes-
sere Regelsetzung („better regulation“, „smart regulati-
on“). Die Instrumente besserer Rechtssetzung können 
durchaus in den Dienst umfassender Modernisierung 
gestellt werden. Sie können eine verstärkte Problemori-
entierung von Politikentwicklung (statt Macht- und Inte-
ressenorientierung) und eine verstärkte Transparenz der 
Regelsetzung fördern, die es vermeiden hilft, dass pri-
vaten Interessen Vorteile auf Kosten von allgemeinen  
Interessen eingeräumt werden. Dabei ist ein einseitiger 
Fokus auf die Bewertung der Kosten von Regulierung, 
wie dies weit verbreitet ist, zu vermeiden. 

Dem Generalverdacht, dass staatliche Verwaltungen 
und Politik einer besonders hohen Irrtumswahrschein-
lichkeit unterliegen, was Zukunftsentscheidungen an-
geht, muss entgegnet werden, dass Fehlentscheidungen 
auch im Bankensektor, in der Autoindustrie (z. B. bei 
Benzin sparenden Fahrzeugen oder der Ablehnung von 
Rußpartikelfiltern) oder im Stromsektor (bei der langjäh-
rigen Abwehr erneuerbarer Energien) nicht selten sind. 

Richtig ist dennoch, dass eine starke Rolle der Politik 
in der Dritten Industriellen Revolution zu Vorsichtsre-
geln Anlass gibt. Fehlerquellen staatlichen Handelns las-
sen sich durch breite – nationale wie internationale – 
Vernetzung oder durch eine regelmäßige Evaluation 
verringern. Staatliche Regeln sollten möglichst einfach, 
flexibel und zeitlich begrenzt sein. Sie sollten Lernpro-
zesse und Korrekturen ermöglichen (Voss 2006). Sie dür-
fen die Politikadressaten nicht überfordern. Investitions-
zyklen sollten respektiert, Überhitzungen vermieden 
werden. „Intelligente“ Regulierung sollte den Wettbe-
werb um die umwelteffizientesten Lösungen fördern. 

Die Forcierung umwelteffizienter Innovationen und 
ihrer Diffusion auf den Lead-Märkten von Pionierlän-
dern wie Deutschland (Jacob et al. 2005; Beise/Rennings 
2003) ist möglich, wie sich gezeigt hat. Sie ist die Vor-
aussetzung für einen globalen Wandel – hin zu Umwelt 
und Ressourcen schonenden Technologien. Vorrangig 
geht es dabei um die innere Marktentwicklung entwi-
ckelter Länder und Regionen, zur Erzielung von Aus-
strahlungseffekte aber auch von Kostendegressionen. 
Das Instrumentarium der Innovationsforcierung wird 
vielfältig sein müssen. Nach bisheriger Erfahrung ist ein 
flexibler Instrumentenmix förderlich, der den gesamten 
Innovationsprozess von der Erfindung bis zur Ausbrei-
tung und zurück zur Erfindung betrifft. Das Beispiel des 
japanischen Top-Runner Programms, bei dem die je-
weils effizientesten Produkte der jeweiligen Kategorie 
nach einem bestimmten Zeitraum den verbindlichen 
Standard für die anderen Hersteller definiert, zeigt die 
Möglichkeiten einer anspruchsvollen, innovationsforcie-
renden Regulierung zur Erschließung von spezifischen 
Verbesserungen. Immer aber kommt es auch auf die  
generelle Trendsteuerung durch eine Verteuerung der 
Energie- und Rohstoffnutzung an, die nicht nur einen 
breiten und effizienten Suchprozess für bessere Lösun-
gen begünstigt, sondern auch rebound-Effekte abbaut. 
Für einen Dogmatismus der ökonomischen Instrumente 
oder der staatlichen Regulierung sind Umweltinnovatio-
nen kein geeigneter Gegenstand.

Lead-Märkten für öko-effiziente Technologien in EU-
Ländern wie Deutschland kommt eine wichtige globale 
Rolle zu – dort wird nicht nur die technische und öko-
nomische Machbarkeit demonstriert, sondern ebenso 
das politische Umfeld. Die Gestaltung der eigenen Märk-
te in diesem Bereich hat der EU dabei regulative Domi-
nanz verschafft (z. B. bei den EURO-Normen für PKW, 
der Chemikaliengesetzgebung REACH oder beim Recy-
cling von Elektrogeräten). Dies hat fallweise Anpassungs-
prozesse bei auswärtigen Anbietern ausgelöst und da-
durch die Technologieentwicklung auch außerhalb der 
EU beeinflusst. Im Ergebnis werden europäische Umwelt-
normen auch in den anderen Wirtschaftsregionen über-
nommen. Auch Förderprogramme wie das Erneuerbare 
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zahlreicher US Bundesstaaten. Die Wissensbasis, das  
Kapital und das politisch-institutionelle Umfeld tragen 
dazu bei, dass Europa nunmehr die Chance hat, auch 
zum dritten Mal den Prozess einer industriellen Revolu-
tion aktiv mitzugestalten. Darin liegt seine besondere 
Chance bei den anstehenden Herausforderungen.

5. PERsPEKtIvEn: EIn EUROPäIsCHEs mODEll nACH-
HAltIGER EntWICKlUnG
Grundlegende Ziele – ein „Vier-Säulen-Modell“: Eine  
europäische Strategie ökologischer bzw. nachhaltiger  
Industriepolitik, die der Krise des ressourcenintensiven 
Wachstums entgegenwirkt, den vorhandenen Innovati-
onsdruck konstruktiv aufgreift und seine Potenziale um-
fassend nutzt, sollte folgende vier Grundziele verfolgen: 

a) Wirtschaftspolitisch geht es um ein neues Produk-
tivitätsmodell, das auf öko-effiziente Innovationen, also 
auf Ressourcen schonende, wissensintensive Technolo-
gien setzt und den Faktor Arbeit relativ aufwertet. Die 
Bedeutung von technischem Fortschritt und Humanka-
pital steigt, während der Stellenwert des Ressourcenver-
brauchs sinkt. Es geht um die diesbezügliche Beschleu-
nigung des technischen Fortschritts und nicht um die 
Steigerung der Wachstumsraten. Industriepolitik sollte 
die Industrie für die Märkte öko-effizienter Technolo-
gien wettbewerbsfähig machen – Märkte, die gleicher-
maßen langfristig wie global angelegt sind. Eine solche 
Industriepolitik verhindert langfristige ökologische Scha-
denseffekte und deren Kosten.
Exemplarische Leitprojekte Energie/Klima:

intelligente Netze der Energieversorgung (Verbund-
systeme erneuerbarer Energien, micro generation, 
Lastabwurf, neue Speicherformen)
Vermarktung der Energieeinsparung (Contracting, 
neue Formen des Least-Cost Planning, White Certifi-
cates, unterschiedliche Besteuerung der EVUs bei  
Energieangebot und -einsparung)
Energieplus-Siedlungen als Partner von Stadtwerken
das Dorf als Energielieferant und Anbieter ökolo-
gischer Dienstleistungen

–

–

–
–

eine klimastabile, artenreiche Land- und Forstwirt-
schaft

b) Umweltpolitisch sollte ein in seiner ökologischen 
Entlastungswirkung „starker“ Innovationsprozess geför-
dert werden. Dabei geht es zunächst um die spezifische 
Entlastungswirkung einzelner Innovationen: Sie sollten 
eine weitgehende, absolute Entkopplung vom jeweiligen 
Wachstum einbringen. Die Bedeutung dieses Postulats 
wird darin deutlich, dass etwa Gebäude mit nur geringer 
Steigerung der Energieeffizienz oder Kohlekraftwerke 
mit der normalen Verbesserung des Wirkungsgrades 
Jahrzehnte lang die weitergehende Umweltentlastung 
behindern können. Es geht ferner um die nationale wie 
globale Breitenwirkung solcher Technologien, was den 
europäischen Lead-Märkten eine zentrale Aufgabe zu-
weist. Es geht außerdem um einen Innovationsprozess, 
der ebenso langfristig angelegt ist wie das globale In-
dustriewachstum und die Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität.
Exemplarische Leitprojekte Industrie / Gesellschaft:

die emissionslose Fabrik
„schlanke“, recyclierbare Produkte 
stadtgerechte Produktionsweisen (urban-type  
industries) 
Rohstoffe aus der Stadt (urban mining)
Stadtnatur als Gesundheits- und Klimaschutz 
Naturschutz als Berufsfeld 
Verkehrswege mit Brücken für die Natur
ein ökologisch-soziales Steuersystem, umweltbezo-
gene Luxussteuer
kriteriengestützte Korruptionskontrolle für Entschei-
dungsprozesse und Institutionen (Stärkung der Auto-
nomie des politischen Systems)
Umweltvereinbarungen der Medien: die Unterhal-
tung und Sachaufklärung verbinden

c) Sozialpolitisch sollte ökologische Industriepolitik 
über eine deutlich erhöhte Einkommensgerechtigkeit, 
ein verbessertes Steuersystem und die Entlastung des 
Faktors Arbeit die Akzeptanz für den ökologischen Struk-
turwandel verbessern. Armut und als ungerecht empfun-

–

–
–
–

–
–
–
–
–

–

–
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für radikalen Wandel. Das gilt auch für die Bildungsvo-
raussetzungen. Massive Investitionen (und Reformen) im 
Bildungssektor sind auch nötig, weil die Steigerung der 
Öko-Effizienz von Verfahren und Produkten in besonde-
rem Maße wissensintensiv ist und hohe Qualifikationen 
erfordert. 

d) Dies setzt eine umfassende Verbesserung der Steu-
erungsbedingungen und die Steigerung der Strategie- 
fähigkeit der Politik voraus. Es geht um die Fähigkeit, 
langfristige Allgemeininteressen gegen kurzfristige Teil-
interessen politisch wie rechtlich durchzusetzen. Das 
setzt einen kompetenten gesellschaftlich und im Mehr-
ebenensystem breit vernetzten Staatsapparat voraus.  
Europäisierung und Globalisierung sind hierbei eine 
Chance, weil sie Allgemeininteressen oft breiteren Raum 
bieten und Akteuren mit längerem Zeithorizont – inter-
nationale Organisationen, wissenschaftliche Institutio-
nen oder Netzwerke staatlicher Umweltverwaltungen – 
ein vergleichsweise stärkeres Gewicht verleihen. Bessere 
Steuerungsfähigkeit erfordert nicht nur soziale Verhält-
nisse, die die Akzeptanz für radikalen Wandel stützen. 
Zwingend notwendig ist eine besser informierte Wähler-
schaft. Das häufige Staatsversagen unter dem Druck  
populistischer Medien macht Medienreformen erforder-
lich. Der tendenziellen „Berlusconisierung“ der Demo- 
kratie (s. a. Crouch 2008) in einigen Ländern muss ent-
schlossen entgegengewirkt werden. Zugleich müssen 
Mechanismen der Fehlerminimierung entwickelt wer-
den, wenn der Politik eine forcierende Rolle zugedacht 
wird. Breite Vernetzung der Entscheidungsträger und 
die Einrichtung eines kompetenten Ex-ante-Assessment 
sind hierfür von hoher Bedeutung. 

Unter den Großregionen der Welt nimmt die EU bei 
dem anstehenden Umbruch eine Vorreiterrolle ein. Sie 
hat hierzu vergleichsweise gute Voraussetzungen: Um-
welt- und Klimaschutz ist eine Erfolgsgeschichte nicht 
nur der deutschen, sondern auch der europäischen In-
dustrie. In den Bereichen erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienz, Recyclingtechnologien, Schienenverkehr 
und Wasserversorgung hat die EU inzwischen hohe An-

teile am Weltmarkt. Für eine innovative Antwort auf die 
Krise des energie- und ressourcenintensiven Wachstums-
modells besitzt sie nicht nur die technologische Kompe-
tenz und das notwendige Kapital, sondern auch ein  
vergleichsweise anspruchsvolles und zugleich innovati-
onsoffenes regulatives Umfeld. Die EU hat zudem eine 
vergleichsweise umweltfreundliche „Verfassung“. Mit  
ihren Umweltstandards hat sie Ausstrahlungseffekte auf 
andere Weltregionen gehabt und ist Trendsetter für 
viele Umweltregelungen anderer Länder geworden.  
Zusammen mit einer großzügigen Förderung von um-
welteffizienten Technologien wie z. B. der erneuerbaren 
Energien, vor allem in Deutschland, sind Lead-Märkte 
für Technologien entstanden, die mittlerweile auch auf 
den internationalen Märkten breit nachgefragt werden. 
Die im Umwelt- und Klimaschutz entwickelte regulative 
Dominanz der EU ist eine Chance, den globalen Trans-
formationsprozess maßgeblich zu bestimmen. Nicht zu-
letzt hat die EU auch darin Modellcharakter, dass sie im 
Namen des Freihandels gegründet wurde und dennoch 
ein erfolgreicher Pionier der Umweltpolitik wurde. 
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AsPEKtE DEs WAnDEls. CHAnCEn UnD GREnzEn EInER 
DRIttEn InDUstRIEllEn REvOlUtIOn

Kommentare zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Umbau 
der Industriegesellschaften

 Klimawandel, Umweltprobleme und die Preis-
entwicklungen bei Energie und Rohstoffen 
haben bereits viel Bewegung gebracht.  
Die Politik fördert durch Gesetze und Markt-
anreizprogramme Energieeffizienz und Er-

neuerbare Energien. Unternehmen gestalten Produkti-
onsprozesse ressourcenschonend um. Verbraucherinnen 
und Verbraucher verändern ihre Gewohnheiten. Grüne 
Technologien werden zu Messeattraktionen und Nach-
haltigkeit wird zu einem Thema der Finanzwirtschaft. 

Bereits diese wenigen Beispiele machen deutlich, 
dass es einen hohen Veränderungsdruck gibt und ein 
Umbau der Industriegesellschaften stattfindet. Es ist  
zu erahnen, dass diese Veränderungsprozesse sehr um-
fassend sein werden, aber es ist noch nicht auszuma-
chen, in welcher Weise die verschiedenen gesellschaft-
lichen und politischen Bereiche genau davon betroffen 
sein werden und welche technologischen, ökonomi-
schen und sozialen Folgen damit verbunden sind. 

Um den Wandel so zu gestalten, dass er nicht nur 
den existenziellen ökologischen und ökonomischen  
Herausforderungen Rechnung trägt, sondern auch zu 
mehr Gerechtigkeit, mehr Wohlstand und mehr Lebens-
qualität führt, ist es wichtig, die vielen Schattierungen, 
Verknüpfungen und möglichen Folgen frühzeitig in den 
Blick zu bekommen.

Wir haben Menschen des öffentlichen und wissen-
schaftlichen Lebens gebeten, uns ihre Gedanken dazu 
aufzuschreiben und ihnen drei Leitfragen an die Hand 
gegeben:  

1) Die Nachfrage nach Energie und Rohstoffen 
wächst. Ressourcen werden knapp und teuer, zugleich 
zeigen sich gravierende ökologische und klimatische 
Folgen unserer Wirtschaftsweise. Wie werden die (In-
dustrie-) Gesellschaften darauf reagieren und sich entwi-
ckeln? Gibt es einen umfassenden Transformationspro-
zess, der bereits eingesetzt hat oder der dringend 
einsetzen müsste? Welche Triebkräfte sehen Sie dafür? 

2) Wie wird der Wandel unser gesellschaftliches, 
wirtschaftliches und politisches Leben betreffen oder 
verändern? Welche kulturellen und institutionellen Wir-
kungen verbinden sich damit? Welche Chancen und 
welche Risiken sehen Sie? 

3) Wie kann sich die Gesellschaft auf diese Verände-
rungen einstellen? Was muss die Politik tun, um den 
(kommenden) Herausforderungen gerecht zu werden?
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 Die Herausforderungen, vor denen die Indus-
triegesellschaften des 21. Jahrhunderts ange-
sichts drohender Energieknappheit und des 
rapiden Klimawandels stehen, sind immens. 
Die Verdoppelung des Ölpreises binnen zwei-

er Jahre hat nicht nur erneut die Abhängigkeit der In-
dustrienationen vom Rohstoffmarkt und endlichen En-
ergieressourcen vor Augen geführt, sondern auch die 
enorme Geschwindigkeit, mit der sich riskante Wand-
lungsprozesse vollziehen können. Dabei ist es sehr wahr-
scheinlich, dass der beschleunigte Verbrauch von fossilen 
Energien und die daraus resultierende Erderwärmung 
nicht nur volkswirtschaftliche und technologische Pro-
bleme aufwerfen, sondern auch zu gravierenden sozi-
alen und kulturellen Veränderungen führen werden.  

Erstaunlicherweise ist dieser Umstand bisher nur am 
Rande berücksichtigt worden. Die meisten Transforma-
tionsmodelle gehen von einer Trias aus Wirtschaft, 
Technik und Wissenschaft aus, die Arnold Gehlen schon 
vor fünfzig Jahren als „Superstruktur“ der modernen  
Industriegesellschaft bezeichnet hat.1 Auch die Dritte  
Industrielle Revolution beruht im Wesentlichen auf der 
Vorstellung, dass durch wissenschaftliche Rationalität, 
technologische Innovationen und ökonomische Effizienz 
grundlegende Kurskorrekturen möglich sind, während 
kulturelle Parameter dafür eine vergleichsweise geringe 
Rolle spielen. Dabei ist es evident, dass industriegesell-
schaftliche Wandlungsprozesse nicht nur kulturell be-
deutsame Folgen hervorrufen, sondern auf kulturellen 
Voraussetzungen beruhen, die ihren Verlauf und ihre 
Dynamik erheblich beeinflussen. 

KUltUREllE stAtt nAtÜRlICHE KRIsE
So liegen die Ursachen des rasanten Verbrauchs nicht 
regenerierbarer Energien und des daraus resultierenden 
Treibhauseffekts zwar in der Anwendung moderner 
Technologien und einer güterproduzierenden Waren-
wirtschaft, die auf Massenkonsum und Massenmärkte 
angewiesen ist. Die Gründe für die Ausbreitung der ener-
gieintensiven Industriegesellschaft und ihrem beispiel-
losen Raubbau an der natürlichen Umwelt sind aber vor 
allem kultureller Art. Exemplarisch hierfür ist Max We-
bers bekannte Prognose, dass die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung „den Lebensstil aller Einzelnen, die in 
dieses Triebwerk hineingeboren werden, mit überwälti-
gendem Zwange bestimmt und vielleicht bestimmen 
wird, bis der letzte Zentner fossilen Brennstoffs verglüht 
ist.“ 2

Die kulturellen Gründe für den massenhaften Ver-
brauch natürlicher Ressourcen und den instrumentellen 
Umgang mit der Umwelt bestehen aus einem Konglo-
merat aus Werthaltungen, Konventionen und Wissens-
formen, die unmittelbare Auswirkungen auf gesellschaft-
liche Evolutionsprozesse haben. Es ist immer wieder 
darauf hingewiesen worden, dass die ökologische Krise 
ihre Wurzeln in einem zweckrational verengten Natur-
verständnis habe, das Folge des mathematisch-physika-
lischen Wissenschaftsbegriffs der Neuzeit ist.3 Mit der 
Berechenbarkeit verliere die Natur ihre objektive Digni-
tät und gerate in den Sog der subjektiven Verfügung. 
Der moderne „Machbarkeitswahn“, vor dem besonders 
konservative Kulturkritiker gewarnt haben, erscheint als  
Resultat eines extensiven Individualismus, der sich auch 

„DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn?“  
UmstEUERn DURCH UmDEnKEn – EIn PläDOyER  
FÜR KUltUREllE AnPAssUnG
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schaftlichen Ebene werden hedonistische Bedürfnisse, 
der Wunsch nach Selbstverwirklichung und der massen-
hafte Konsum dafür verantwortlich gemacht, dass 
marktliberale Gesellschaften keinen Sinn für ökologische 
Bedrohungen haben.4 

Die Lage ist jedoch komplizierter: Nicht der Mensch 
als einzelner Akteur ist ursächlich für die destruktive 
Dynamik der Industriegesellschaft verantwortlich, son-
dern die „menschliche Kultur“, die als Rahmensystem 
und Hintergrundinformation ökologisch relevante  
Entscheidungsprozesse in einer schwer kontrollierbaren 
Weise beeinflusst. Die moderne Kultur wirkt als auto-
nomes „Steuerungsprogramm“ auf das menschliche 
Handeln ein und sorgt dafür, dass Akteure gemeinsame 
Ziele verfolgen, ohne sich der kollektiven Orientierung 
dabei unmittelbar bewusst zu sein.5 Weil Kultur primär 
auf der Selbstorganisation von Verhaltensregeln beruht, 
ist sie ihrerseits nur auf Umwegen zu beeinflussen. Sie 
entzieht sich dem direkten Zugriff und entfaltet gewis-
sermaßen hinter dem Rücken der Akteure ihren heil-
samen oder zerstörerischen Einfluss auf Natur und Um-
welt.6 

Die ökologische Krise ist so gesehen kulturell bedingt, 
ohne sich dabei auf Handlungsentscheidungen von  
einzelnen Akteuren zurückführen zu lassen. Das zeigt 
sich in besonderer Weise beim Klimawandel, der durch 
Eigenschaften gekennzeichnet ist, die auf kulturelle  
Voraussetzungen zurückgehen und sich zugleich den 
herkömmlichen Mitteln der politischen Steuerung ent-
ziehen. So resultiert der Klimawandel zu einem nicht 
unwesentlichen Teil aus „historischen Emissionen“ wäh-
rend der Industrialisierungsphase, deren Verursacher 
nicht mehr zur Verantwortung gezogen werden können 
und vielfach ohne Schadensbewusstsein gehandelt ha-
ben. Der Klimawandel zieht heute die schwersten Schä-
den in Regionen nach sich, die den geringsten Anteil  
an Treibhausgasen tragen. Und er sorgt für nachhal-
tige Gefährdungen zukünftiger Generationen, die zwar 
von Klimaschutzmaßnahmen der Gegenwart profitieren 
werden, aber sehr wahrscheinlich die größeren Belas-
tungen tragen müssen. 

Der Wandel des Klimas wirft aber vor allem soziale 
und politische Risiken ungewissen Ausmaßes auf, für die 
entsprechende Vorsorgemaßnahmen getroffen werden 
müssen. Diese reichen vom Ausbau des Katastrophen-
schutzes und medizinischer Versorgung über den  
Umgang mit Klimaflüchtlingen und umweltbedingten 
Gewaltkonflikten bis zur Etablierung einer transnatio-
nalen Gerichtsbarkeit.7 Die Crux ist nur, dass aufgrund 
der Rapidität und Langfristigkeit des Klimawandels das 
Erfahrungswissen fehlt, um effektive Instrumente des 
Gegensteuerns und der Bewältigung einzusetzen. Die 
von Niklas Luhmann vertretene Ansicht, wegen der Un-
gewissheit ökologischer Schadensfolgen besser nichts zu 
unternehmen, hilft hier genauso wenig weiter wie der 
Ruf nach einer radikalen Umkehr und dem Ausstieg aus 
der Industriegesellschaft. Weil der Klimawandel keine 
natürliche, sondern eine kulturelle Krise bildet, die zu-
gleich eine der industriellen Zivilisation ist, muss viel-
mehr bei der Veränderung mentaler und kognitiver Ori-
entierungsmuster angesetzt werden, die eine Anpassung 
praktischer Verhaltensweisen nach sich zieht. 

UmstEUERn DURCH UmDEnKEn
Der ökologische Umbau der Industriegesellschaft stellt 
ein kulturelles Projekt dar, weil zuallererst ein breites 
„Akzeptanzbewusstsein“ des Klimawandels mitsamt sei-
nen sozialen und politischen Folgen erzeugt werden 
muss. Die gängigen Strategien, die dem Reformideal der 
Dritten Industriellen Revolution zugrunde liegen, rei-
chen allein nicht aus, um in der Bevölkerung, bei Unter-
nehmen und staatlichen Institutionen eine entgegen-
kommende Grundhaltung zu erzeugen, die zur aktiven 
Unterstützung des Klimaschutzes führt. Sicherlich ist die 
Mehrzahl der konventionellen Maßnahmen hilfreich, 
um strukturelle Transformationsprozesse auf den Weg 
zu bringen. Die Erhöhung der Ressourcenproduktivität, 
die Suche nach alternativen Energien, Verfahren des 
Geo-Engineering, die Förderung von Informations- und 
Biotechnologien gehören zweifellos dazu. Ebenso wich-
tig sind neue Formen der Mobilität und Logistik, der 
Stadtplanung und Architektur, der digitalen Fernkom-
munikation und des sparsamen Konsums. Und nicht  



  |  ��zuletzt werden effektive Anreize, etwa durch den Emissi-
onshandel, CO

2
-Steuern oder Klimazölle sowie Zertifi- 

zierungen benötigt, die über Ressourcenverbrauch und 
Schadstoffproduktion von Gütern informieren. 

All diese Maßnahmen sind sinnvoll, sie führen aber 
nur dann zu nachhaltigen Verhaltensänderungen, wenn 
sie auf unterstützende Werthaltungen und Normakzep-
tanzen treffen. Exemplarisch hierfür sind Studien zum 
Umweltverhalten, die zeigen, dass es zwar ein wachsen-
des Umweltbewusstsein gibt, das konkrete Alltagsverhal-
ten aber weit dahinter zurück bleibt.8 Dabei hat der Gap 
zwischen Wissen und Handeln seine Ursachen weniger 
in geringerem Einkommen oder mangelnder Bildung 
als vielmehr in nicht genügend stark ausgeprägten  
Wertorientierungen und fehlenden Überzeugungen der 
Selbstwirksamkeit. Aus der Verantwortungsforschung 
weiß man, dass Menschen vor allem dann bereit sind, 
verantwortlich zu handeln, wenn sie aus eigenem An-
trieb agieren, das Gefühl der Kontrolle über ihre Hand-
lung haben, sich mit den verfolgten Zielen identifizie-
ren und berechtigten Erwartungen entsprechen.9 Die 
Lebensstilforschung kommt zu ähnlichen Ergebnissen 
und nennt vor allem idealistische Überzeugungen, Sinn 
für Ungerechtigkeit und ethische Prinzipientreue als 
wichtigste Faktoren für engagiertes Umweltverhalten. 

Geht man davon aus, dass die Kernkriterien für die 
Übernahme von Verantwortung in innerer Motivation, 
persönlicher Kompetenz und der Identifikation mit Zie-
len bestehen, wird die Notwendigkeit der kulturellen 
Unterstützung ökologischer Verhaltensweisen besonders 
deutlich. Das herkömmliche Zusammenspiel von Zivil-
gesellschaft, Markt und Staat muss durch einen „Zugriff“ 
auf mentale und kognitive Deutungsmuster erweitert 
werden, der nachhaltige Handlungsweisen in Gang 
setzt. An die Seite der konventionellen Steuerung durch 
umweltpolitische Regulative tritt damit die postkonven-
tionelle Steuerung durch kulturelle Parameter, die das 
ökologische Akzeptanzbewusstsein der Akteure erhö-
hen, den Einstellungswandel unterstützen und Verhal-
tensänderungen bewirken können. 

Anders gesagt: Die Dritte Industrielle Revolution be-
steht nicht nur darin, die nachhaltige Transformation 

der „Superstruktur“ aus Wissenschaft, Technik und Wirt-
schaft auf den Weg zu bringen, sondern grundlegende 
Änderungen in der moralisch-geistigen Verfassung  
der Industriegesellschaft herbeizuführen. Angesichts 
der Gefährdungen und der Zeitknappheit ist kultu-
relles „Umdenken“ die Voraussetzung dafür, dass poli-
tische Maßnahmen des Umsteuerns ihr Ziel auch tat-
sächlich erreichen. 

KUltUREllE AnPAssUnG
Die Geschwindigkeit der Umweltveränderungen macht 
die Alternative zwischen Adaptation und Mitigation hin-
fällig. Die effektive Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels muss notgedrungen darin bestehen, einen wei-
teren Anstieg des Energie- und Ressourcenverbrauchs  
so weit wie möglich zu vermeiden sowie eine bessere  
Risikovorsorge zu betreiben.10 Der Zugriff auf mentale 
und kognitive Deutungsmuster kann zur effektiven An-
passung an rapide und unabsehbare Umweltverände-
rungen beitragen, weil dadurch die Chance wächst, 
dass schon auf einer „vorpolitischen Ebene“ ökologische 
Einstellungen entstehen, die zu einer frühzeitigen Ver-
minderung klimaschädlicher Aktivitäten führen. Im Un-
terschied zu herkömmlichen Strategien der Anpassung 
durch den Bau von Deichen, das Wiederaufforsten von 
Wäldern oder das Versenken von Kohlendioxid, die zur 
nachträglichen Reparatur entstandener Schäden führen, 
zielt die kulturelle Anpassung auf präventive Initiativen 
und langfristige Orientierungen. Die Rückverlagerung 
der ökologischen Gefährdungsanalyse in den kulturellen 
Horizont sorgt für die Stärkung der antizipierenden  
Beobachtung ungewisser Risiken, steigert das Motivati-
onspotenzial für Interventionen und erhöht die Wahr-
scheinlichkeit, dass Selbstzuschreibungen von Verant-
wortlichkeiten vorgenommen werden, weil Akteure es 
aus Überzeugungsgründen für angebracht halten, sich 
für die Verbesserung von Zuständen zu engagieren. 

Der ökologische Umbau der Industriegesellschaft 
setzt eine Abkehr vom Wachstumsparadigma und die 
Erschließung „kohlenstofffreier“ Formen der Produktion 
und Konsumption voraus, die sich letztlich nur durch 
entsprechende Korrekturen kultureller Daseinstechniken, 
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Vorstellungen des richtigen Lebens, ohne das Ideal der  
„guten Gesellschaft“ und ohne das Regulativ intergene-
rationeller Gerechtigkeit wird es höchst unwahrschein-
lich bleiben, dass Akteure die Bereitschaft entwickeln, 
ihre Verhaltensweisen nachhaltig zu ändern.

Gleichwohl sollten die Probleme kultureller Anpas-
sung nicht unterschätzt werden. Angesichts der zu  
erwartenden Zuwachsraten an Emissionen und der Kom-
plexität transnationaler Umweltpolitik scheinen indi- 
viduelle Verhaltensänderungen auf groteske Weise un-
verhältnismäßig zu sein. Hinzu kommt die prinzipielle 
Schwierigkeit, auf kulturelle Prozesse Einfluss zu neh-
men, die gerade aufgrund ihrer innovativen Dynamik 
durch eine hochgradige Unkontrollierbarkeit gekenn-
zeichnet sind.11 Und selbst wenn direkte Zugriffe auf  
mentale und kognitive Einstellungen möglich wären, 
wo muss die Grenze zu paternalistischen oder öko- 
diktatorischen Zwangsmaßnahmen gezogen werden? 

Aufgrund dieser Probleme ist die kulturelle Anpas-
sung weiterhin auf eine staatliche Umweltpolitik ange-
wiesen, die auf eine maßvolle Weise zur Ausbildung 
ökologischer Werthaltungen und Wissensformen bei-
trägt. Die Aufgabe des Staates besteht darin, kulturelle 
Triebkräfte zu aktivieren und zu bündeln, so dass sie 
ihre kreative Eigendynamik entfalten können. Dazu  
bedarf es nicht nur Bildungs- und Informationskampa-
gnen, die über soziale Klimagefahren aufklären, son-
dern auch der Organisation von öffentlichen Dialogen 
zwischen Politikern, Unternehmern, Bürgern und Wis-
senschaftlern, die sich über kollektive Lebensstandards 
und Zukunftsbilder verständigen. 

Die Aufgabe, über kulturelle Kodierungen ein öko- 
logisches Bereitschaftsklima zu schaffen, wird aller  
Voraussicht nach dazu führen, dass der Staat sich von  
seiner Rolle als Moderator sozialer Verhandlungen ver-
abschieden und zum Manager industriegesellschaft-
licher Risikoprozesse werden muss. Nachhaltige Umwelt-
politik fußt auf einem Staat, der Trends nicht nur er-
kennt, sondern setzt. Der zukünftige Umweltstaat muss 
schneller als bisher auf die Änderung kultureller Lagen 
wie z. B. das Greening der Märkte reagieren, sie instituti-

onell verstärken und stabilisieren. Die wachsende Ener-
gieknappheit und der Klimawandel stellen somit nicht 
nur Bedrohungen dar, sondern auch Chancen für kultu-
relle und politische Innovationsprozesse. 
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 Als ich um einen Kommentar zum Konzept 
einer Dritten Industriellen Revolution ge-
beten wurde, war es das Fragezeichen im  
Titel, das meine Aufmerksamkeit erregte. 
Hintergrund dieser Aufgabe war die Diskus-

sion darüber, wie wir eine Dritte Industrielle Revolution 
ausgestalten sollten, damit sie die Herausforderungen 
bewältigen kann, vor denen wir Menschen heute ste-
hen. Dies ist natürlich eine immens komplexe Aufgabe 
und es wäre anmaßend zu behaupten, dass ich – oder  
irgendjemand sonst – eine universelle Lösung auf einer 
Handvoll Seiten präsentieren könnte. Was ich hingegen 
tun kann, ist einige Aspekte zu diskutieren, die in der 
gegenwärtigen politischen Debatte über nachhaltige 
Entwicklung oft übersehen werden – eine Debatte, die 
zunehmend auf den Klimawandel fokussiert ist und sich 
dabei besonders auf Technologie und Wirtschaft kon-
zentriert und weniger auf den menschlichen und sozi-
alen Kontext.

Lassen Sie mich zu Beginn kurz die historischen Wur-
zeln des Konzepts der Industriellen Revolution erörtern. 
Es war der Wirtschaftshistoriker Arnold Toynbee, der 
den Begriff in der englischsprachigen Welt popularisiert 
hat (in den 1870ern). Er gründete seine Wortwahl auf 
Friedrich Engels, der 1844 von „einer industriellen Revo-
lution“ sprach, einer Revolution, die zugleich die ganze 
bürgerliche Gesellschaft umwandelte. Der Diskurs einer 
neuen sozialen Ordnung, basierend auf einer großen  
industriellen Herausforderung, war jedoch keine neue 
oder von Engels „erfundene“ Idee. Die Vision einer neu-
en sozialen Ordnung, angetrieben von „menschlicher 

Aufklärung und Entwicklung“, findet sich bereits in den 
Schriften von Blake and Wordsworth (1790er).

Das historische Narrativ und die Evolution des Kon-
zepts sind wichtig für mein Verständnis, weil sie mich 
zu dem Fragezeichen führen – fußend auf vier persön-
lichen Beobachtungen. Zunächst bin ich angezogen von 
der Perspektive, die Blake und Wordsworth einbringen, 
d.h. dass technologische Entwicklung kein Ziel für sich, 
sondern vielmehr ein Mittel darstellt, mit dem mensch-
liche Entwicklung und eine neue, gerechtere soziale 
Ordnung herbeigeführt werden kann. Zweitens jedoch 
ist dieser Fokus auf den menschlichen Kontext durch 
das Hervortreten der modernen kapitalistischen Wirt-
schaftsweise und die Ära des Pro-Kopf-Wirtschaftswachs-
tums in den Hintergrund gedrängt worden. Drittens hat 
der Prozess der Globalisierung unbestritten eine Welt 
mit größerem Wohlstand und Gesundheit hervorge-
bracht. Gleichzeitig aber hat seine Natur und Geschwin-
digkeit das Maß extremer Armut in einigen Teilen der 
Welt in die Höhe getrieben und er hat auch als Saat für 
bewaffnete Konflikte und Terrorismus gewirkt (Zugriff 
auf Wasser, Öl und andere Bodenschätze). Und nicht  
zuletzt ist außerdem klar, dass die Industrialisierung – 
Massenproduktion und -konsum – auf Kosten der Um-
welt stattfindet, d. h. die Grundlage unserer gemein-
samen Zukunft unterminiert.

Lassen Sie mich ein weit reichendes Beispiel geben. 
Im Jahr 1820 war das Vereinigte Königreich das reichste 
Land der Welt. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkom-
men war drei Mal größer als in der ärmsten Region, 
Sub-Sahara Afrika. Heute sind die Vereinigten Staaten 

GlObAlE RIsIKEn UnD URbAnE CHAnCEn
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heren Pro-Kopf-Einkommen als die ärmste Region, die 
nach wie vor das Afrika südlich der Sahara ist. Der Groß-
teil des prognostizierten weltweiten Bevölkerungswachs-
tums von 2,6 Milliarden Menschen bis 2050 wird in den 
ärmsten Regionen der Welt erwartet. Dies sind Regio-
nen, die im Vergleich zu anderen Ländern praktisch 
kein konvergentes Wirtschaftswachstum aufweisen, die 
zu den politisch instabilsten der Welt gehören und die 
am härtesten vom Klimawandel getroffen werden.  
Jeffrey Sachs spricht über das Paradox einer global ver-
einheitlichten Ökonomie und einer geteilten Zivilgesell-
schaft, in der die Armutsfalle sich selbst verstärkt anstatt 
sich selbst zu beheben. Dies ist ein alarmierender Kurs, 
der zur Bildung einer unbedingt zu adressierenden 
Nachhaltigkeitslücke führt.

Dies ist der Punkt, an dem wir beim Fragezeichen 
angekommen sind. Es waren die Erste und Zweite Indus-
trielle Revolution, die nicht nur die ökologischen, son-
dern auch die menschlichen Herausforderungen hervor-
gebracht haben, vor denen wir heute stehen. Ich kann 
nicht anders als an Albert Einsteins Worte zu denken: 
„Probleme kann man niemals mit derselben Denkweise 
lösen, durch die sie entstanden sind.“ 

Natürlich kann die Verwendung eines Konzeptes wie 
das von der Dritten Industriellen Revolution einen päda-
gogischen Wert haben, wenn es dazu dient unsere Vor-
stellungswelt anzuregen. Allerdings müssen wir uns  
darüber im Klaren sein, dass der Kontext für unsere  
Vorstellung und die Notwendigkeit zur Innovation fun-
damental verschieden ist von dem Rahmen eines James 
Watt (die Dampfmaschine) oder Henry Ford. Wir sind 
gezwungen, unsere Art zu leben zu ändern, ob wir es 
mögen oder nicht. Wir müssen unsere Art zu innovie-
ren so formen, dass sie die Bedürfnisse der Menschen 
und des Planeten trifft – und nicht nur den Profit maxi-
miert.

Deshalb lautet meine Frage: Was ist der Sinn daran, 
ein „verfehltes“ Konzept zu verwenden? Und wie inte-
grieren wir die conditio humana – das kleine Bild – in 
den Kern des Konzepts? Kann eine Dritte Industrielle  
Revolution unsere Welt in einer Art bilden, mit der be-

schädigte Solidaritäten repariert, der Klimawandel ver-
hindert, die Zentralität der Politik erkannt, dialogische 
Demokratie befördert, der Sozialstaat neu gedacht, 
Wohlstand und Technologie umverteilt, Gewalt konfron-
tiert, Geschlechtergerechtigkeit gestärkt und Armut und 
Ungerechtigkeit abgeschafft werden können?

Die Herausforderungen, vor denen wir stehen, kön-
nen nicht durch technologische Innovation alleine  
bewältigt werden. Muss die Transformation nicht in  
unseren Köpfen beginnen, zuhause und lokal, wenn wir 
erfolgreich sein wollen? Brauchen wir nicht, wie Sir 
Anthony Giddens hervorgehoben hat, eine Revolution 
der „kleinen Schritte“, die Menschen direkt in ihren 
Häusern, an ihren Arbeitsplätzen und in den lokalen  
Gemeinschaften schaffen können? Sollten wir unsere  
Bemühungen nicht vielmehr darauf konzentrieren,  
eine Vision von der Art von Gesellschaft zu kreieren, in 
der wir unsere Kinder leben sehen wollen? Eine gemein-
same Vision, welche die Komplexität nachhaltiger Ent-
wicklung aufgreift und die als Katalysator für soziale 
und institutionelle Innovation dienen kann? Eine Vision, 
die von der Notwendigkeit nachhaltiger Entwicklung 
angetrieben wird, in der Technologie der gesamten 
Menschheit dient? Eine solche Vision ist für mich die 
der nachhaltigen Stadt. Warum wähle ich die Stadt aus? 
Weil das 21. Jahrhundert zweifellos die urbane Ära ist. 
Zum ersten Mal in der Geschichte lebt, arbeitet, konsu-
miert und verschmutzt die Hälfte der Erdbevölkerung in 
Städten. In der EU leben bereits 80 Prozent aller Einwoh-
ner in urbanen Gegenden. Und ihre Lebensqualität und 
Gesundheit sind direkt vom Zustand der urbanen Um-
welt abhängig. 

Städte sind für ungefähr 75 Prozent aller CO
2
-Emis-

sionen verantwortlich, und sie konsumieren etwa 75 
Prozent der natürlichen Ressourcen. Zusätzlich zeigen 
neue Daten, dass innerhalb von 90 Jahren ein Drittel al-
ler Landflächen Wüsten sein könnten. Diese Desertifika-
tion führt eine beschleunigte Migration von Menschen – 
von Umweltflüchtlingen – nach sich, die den Druck auf 
die Städte weiter erhöhen wird. Dies ist abermals nicht 
erst in der fernen Zukunft zu erwarten, sondern es ge-
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Grad auch in Australien und in südlichen Teilen Europas.

Ergo: Die maßgeblichen Herausforderungen der 
Menschheit wie Gesundheit, wirtschaftliche Entwicklung, 
Armut, Energie, Ressourcenerschöpfung und Umwelt-
qualität sind stadtbasiert. Und diese Herausforderungen 
werden weiter zunehmen, während die Städte wachsen. 
Jedes Jahr werden weitere 60 Millionen Menschen Stadt-
bewohner. Bis 2050 werden gut sechs Milliarden Men-
schen in urbanen Regionen leben. Der Großteil dieses 
Wachstums wird voraussichtlich in den Entwicklungs-
ländern stattfinden (weil die westliche Welt bereits  
urbanisiert ist).

Es ist offensichtlicht geworden, dass die Aufgabe ei-
ner nachhaltigen Zukunft in den Städten verloren oder 
gewonnen wird. Aber noch ist nicht alles verloren. Ich 
bin überzeugt, dass das Wachstum der Städte nicht nur 
ein Problem darstellt, sondern dass es auch große Chan-
cen mit sich bringt. Drei Punkte sollen meine Überzeu-
gung untermauern. 

Erstens: Während Städte wachsen und für ihre Be-
lange Ressourcen und Aufmerksamkeit monopolisieren, 
werden sie eine zunehmende Rolle für Governance spie-
len. Diese Machtverschiebung könnte den Weg ebnen 
für ein Mehr an lokaler und partizipatorischer Demo-
kratie – und es damit für die Zivilgesellschaft und neue 
Formen von Partnerschaften leichter machen. Es ist, mit 
anderen Worten, eine Möglichkeit, die Themen der sozi-
alen Einbettung und den Bedarf institutioneller Innova-
tion anzugehen.

Zweitens: Städte sind die Antriebsaggregate der Welt-
wirtschaft. Auf sie entfallen 80 Prozent des gesamten 
Wirtschaftswachstums. Als Zentren der Wohlstandspro-
duktion können Städte große Mengen Finanzkapital ge-
nerieren, das als Marktantreiber für nachhaltige Tech-
nologien und Dienstleistungen verwendet werden 
kann. Deshalb bietet die Stadt als großer Marktplatz 
strukturierte Bedingungen für eine rapide und umfas-
sende Aufnahme umweltfreundlicher Technologien.

Drittens: Aufgrund des rasanten Verstädterungspro-
zesses müssen wir auch im Hinterkopf behalten, dass 
mehr als die Hälfte der für 2030 erwarteten Stadtgebiete 

heute noch nicht existieren! Das heißt, die Städte sind 
zu einem großen Teil eine unbemalte Leinwand, die 
noch zu bemalen, zu planen und zu bauen ist. Was für 
eine faszinierende Chance, was für eine Möglichkeit, 
eine nachhaltige Lebensweise zu formen!

Ohne Zweifel sind der ökologische und soziale Nut-
zen sowie die ökonomischen Spielräume des Konzepts 
der nachhaltigen Städte groß. Um Ihnen nur ein Bei-
spiel zu geben: In der EU würde eine Investition von  
sieben Milliarden Euro für Maßnahmen der Luftreinhal-
tung einen Nutzen über insgesamt 42 Milliarden Euro 
nach sich ziehen – als Resultat einer verringerten Zahl 
verfrühter Tode, weniger Krankenhausaufenthalte und 
verbesserter Arbeitsproduktivität. 

Zusammengefasst hat die Globalisierung die Tren-
nung aufgehoben zwischen dem, was wir daheim und 
dem, was wir anderswo tun. Europäische Probleme sind 
globale Probleme. Zusammen repräsentieren die 27 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union bloß sieben Pro-
zent der Weltbevölkerung, aber sie vereinigen auf sich 
mehr als ein Fünftel der globalen Im- und Exporte. Euro-
pa hat den weltgrößten Binnenmarkt mit 450 Millionen 
Menschen, die in einer urbanisierten Gesellschaft leben. 
Folglich wird die Art, in der wir europäische Städte 
bauen, ein Schlüsselinstrument zur Gestaltung unserer 
Zukunft sein. Letztendlich wird nicht nur technologische 
Innovation für das Ziel der urbanen Nachhaltigkeit von-
nöten sein, sondern mit Sicherheit auch weit reichende 
soziale und politische Innovationen. Denn lassen Sie uns 
nicht vergessen, dass nicht die Technik die Fähigkeit zur 
Beseitigung der Armut, der Respektierung der Men-
schenrechte, dem verhinderten Klimawandel und dem 
Bau einer nachhaltigen Gesellschaft mit sich bringt – 
sondern die Menschen.



Ortwin Renn ist volkswirt und soziologe. Er ist Inhaber des lehrstuhls für technik- und Umweltsoziologie 
an der Universität stuttgart und Direktor des zentrums für Interdisziplinäre Risikoforschung und 
nachhaltige technikentwicklung (zIRn). seine Arbeitsschwerpunkte sind technik- und Umweltsoziologie, 
Risikosoziologie, Diskursanalyse und mediation. Renn ist zudem vorsitzender des nachhaltigkeits-
beirats von baden-Würtemberg und im Präsidium der Deutschen Akademie für technikwissenschaften.

ORtWIn REnn44  |  



  |  45

 Erstmals in der Geschichte der Menschheit sind 
wir aufgrund unseres technischen Könnens  
in der Lage, die globalen Umweltbedingungen 
zu verändern und damit den Globus als Gan-
zes zum Experimentierfeld menschlicher Ein-

griffe zu machen. 

1. DIE GlObAlEn UmWEltGEFAHREn

ERstmAlIGE GEFäHRDUnG GlObAlER  
stOFFKREIsläUFE
Anders als in den vergangenen Jahrhunderten können 
wir uns ein „Versuch-und-Irrtum-Verfahren“ nicht mehr 
leisten. Seit ca. 50 Jahren beeinflussen wir nämlich erst-
mals die globalen geo- und biochemischen Kreisläufe 
der Erde. Dies gilt beispielsweise für den Kohlenstoffkreis-
lauf. In ähnlicher Weise werden auch andere Kreisläufe 
des Globus durch menschliche Aktivitäten beeinflusst. 
Zu nennen sind hier Stickoxide, Methan, Phosphor, Was-
serdampf und andere mehr. Die genauen Auswirkungen 
dieser massiven Emissionen sind bis heute ungeklärt. 

DRAmAtIsCHER vERlUst DER bIODIvERsItät
„Wir erleben”, so das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats der Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU) aus dem Jahre 2000, „derzeit mit der  
6. Auslöschung der Gen- und Artenvielfalt eine tiefe  
Krise der Biosphäre”. Der WBGU geht davon aus, dass 
rund 130 Arten pro Tag aussterben. Dies ist vergleichbar 
mit der großen Aussterbewelle vor rund 45 Millionen 
Jahren. Die Heilung einer stark geschädigten Biosphäre 

wird nach wie vor langsam verlaufen. Nach der Ausster-
bewelle vor rund 45 Millionen Jahren hat es mehr als 
zwei Millionen Jahre gedauert, bis sich die Natur wieder 
erholt hat. 

ÜbERnUtzUnG DER UmWElt Als ROHstOFFlAGER  
UnD sEnKE
Seit der Entstehung der Landwirtschaft im Neolithikum 
vor ca. 12.000 Jahren erwächst die Basis des mensch-
lichen Lebens nicht mehr aus der weitgehend unberührten 
Natur, sondern aus deren Transformation in kultivierte 
Natur und künstliche, menschengemachte Systeme. Die 
Menschen nutzen seit dieser Zeit die natürlichen und 
von Menschen veränderten Ökosysteme als Ausgangs-
punkte für vielfältige Produktions- und Umwandlungs-
prozesse. Ökologen versuchen den Grad der Beeinflus-
sung von Ökosystemen durch den Menschen möglichst 
genau zu erfassen. Eine besonders aussagekräftige  
populationsökologische Methode einer derartigen Mes-
sung besteht darin, die Inanspruchnahme der soge-
nannten Nettoprimärproduktion durch den Menschen 
zu kalkulieren. Die jährliche Nettoprimärproduktion 
(NPP) wird definiert als der Betrag an Sonnenenergie, der 
innerhalb eines Jahres durch pflanzliche Photosynthese 
in biochemische Energie umgewandelt wird und den 
die Pflanzen nicht für ihre eigenen Lebensprozesse be-
nötigen. Der amerikanische Biologe Vitousek und seine 
Kollegen veröffentlichten 1986 eine Studie, in der sie  
berechneten, dass die Menschen durch ihre Aktivitäten 
bereits ca. 40 Prozent der verfügbaren Nettoprimärpro-
duktion der Erde beanspruchen. 

GlObAlER WAnDEl UnD nACHHAltIGE EntWICKlUnG
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Neben Atemluft ist die Verfügbarkeit von Wasser die 
wichtigste Grundlage für die Existenz von Leben. Ähn-
lich wie der Mensch bereits den Löwenanteil an der  
Nettoprimärproduktion für eigene Zwecke beansprucht, 
so sieht es inzwischen auch bei der Nutzung von Süß-
wasser aus. Rund 40 Prozent der Nahrungsmittel, die 
weltweit hergestellt werden, werden auf bewässerten 
Böden angebaut. Die künstlich bewässerten Flächen  
haben sich in den letzten 100 Jahren verfünffacht, von 
ca. 50 Mio. Hektar (1900) auf 95 Mio. ha (1950) und  
heute auf rund 270 Mio. ha (2000). Jetzt ist aber lang-
sam das Ende der Fahnenstange erreicht: Zum einen 
fehlt es einfach an entsprechenden Wassermengen, die 
noch für die Bewässerung verfügbar sind, zum zweiten 
kommen zunehmend marginale Böden zum Einsatz,  
die auch bei Bewässerung wenig ertragreich sind, und 
zum dritten ist die Bewässerung mit einer Reihe ökolo-
gischer Nachteile versehen, wie etwa die Versalzung von 
Böden, die eine Ausweitung der Bewässerungswirtschaft 
kaum mehr zulassen. Kommt es zudem noch zu dem 
prognostizierten Klimawandel, dann wird sich die Krise 
des Süßwasserangebots noch verstärken.

2. lEItbIlD: nACHHAltIGKEIt
Ausgangspunkt der Nachhaltigkeit ist die Sicherstellung 
von ökologisch wichtigen Funktionen und der inter- 
generationalen Gerechtigkeit. Zentraler Begriff dabei ist 
die Ultra-Stabilität. Was bedeutet das für die drei Kom-
ponenten der Nachhaltigkeit?

Im Rahmen der natürlichen Umwelt geht es zu-
nächst um die Erhaltung der lebensbedingenden 
Faktoren wie Luft und Wasser. Zum zweiten geht es 
um Risikobegrenzung bei Interventionen, die ge-
sundheitliche, ökologische oder klimatologische Aus-
wirkungen haben. Zum dritten geht es um die Nut-
zung der Umwelt als Reservoir für Rohstoffe und 
Abfallbecken (Sinks). Hier ist zumindest die mögliche 
Nutzungsrate (unter Einschluss von Substitutionspro-
zessen) konstant zu halten. Schließlich geht es auch 
um kulturelle und ästhetische Werte, die mit be-
stimmten Naturphänomenen verbunden werden.

–

 Im Rahmen der Wirtschaftsordnung geht es um die 
Aufrechterhaltung und Organisation von Produktion 
und Reproduktion. Das oberste Ziel ist hier die Schaf-
fung einer Wirtschaftsordnung, die mit den begrenz-
ten Ressourcen dieser Welt effizient umzugehen  
versteht. Darunter sind weiterhin zu nennen: ausrei-
chende und effiziente Versorgung der Menschen mit 
den Gütern, die zur Aufrechterhaltung eines huma-
nen Lebens notwendig sind. Solche Güter können 
privater und öffentlicher Natur sein. Zum zweiten 
geht es darum, die über die Grundbedürfnisse hi-
nausgehenden Güter und Dienstleistungen so anzu-
bieten, dass ihre möglichen externen Kosten für Um-
welt und andere Personen minimiert oder im Preis 
reflektiert werden. Schließlich muss Innovationsfä-
higkeit sichergestellt sein, weil ohne Wandel der Pro-
duktionsprozesse die Begrenztheit der Ressourcen 
zwangsläufig zu einer Belastung künftiger Generati-
onen führen müsste. Dazu muss auf der einen Seite 
ein flexibler Ordnungsrahmen gesichert und auf der 
anderen Seite ausreichend Know-how im Sinne von Ka-
pital und Humanressourcen vorhanden sein.
 Im sozialen und kulturellen Bereich geht es vor 
allem um die Wahrung der menschlichen Identität 
in Rahmen von Gemeinschaften und Gesellschaft. 
Auch in Zukunft müssen Menschen Gelegenheit ha-
ben, Beziehungen aufzubauen, sich selbst als Teil  
einer breiteren Kultur zu verstehen und im Rahmen 
von Ordnungssystemen Orientierungssicherheit zu 
finden sowie institutionelle Möglichkeiten für eine 
friedliche Lösung von Konflikten vorzufinden. Zu 
den Funktionen von Sozialsystemen gehören Moti-
vation durch gerechte Verteilungsschlüssel, Solidari-
tät mit anderen Menschen, kulturelle Identitätsbil-
dung und Sinnstiftung sowie die Sicherstellung von 
verhaltensregulierenden Normen und Gesetzen.

�. POlItIsCHER HAnDlUnGsbEDARF
Um eine kontinuierlich verlaufende Entwicklung hin zur 
Nachhaltigkeit auslösen zu können, sind vor allem zwei 
Bedingungen zu erfüllen. Zum ersten ist es Aufgabe der 
privaten Organisationen und vor allem der Unternehmen, 

–

–
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der Nachhaltigkeit auszurichten und dabei zwischen 
Konsumenten, Produzenten und der Öffentlichkeit zu 
vermitteln. Zunehmend wird dabei deutlich, dass inno-
vatives Handeln von den Unternehmen eine über die 
normale Verbandsarbeit hinausgehende Kontaktpflege 
mit anderen Unternehmen, gesellschaftlichen Gruppen 
und politischen Institutionen benötigt. In solchen un-
konventionellen Netzwerken wächst der Nährboden für 
neue Lösungen, bei denen soziale Kosten vermieden 
und erwünschte Funktionen mit einem Minimum an 
ökologischen und sozialen Belastungen erfüllt werden 
können. 

Zum zweiten bedarf es einer politischen Initiative, 
ganz Deutschland auf dem Weg in eine nachhaltige  
Entwicklung voranzubringen. Dazu bedarf es einer ent-
sprechenden Anreizpolitik sowie eines intensiven ge-
sellschaftlichen Diskurses über die Zukunft der sozialen, 
politischen und wirtschaftlichen Entwicklung im Sinne 
einer Standortbestimmung. Hier drängt sich das Kon-
zept einer nachhaltigen Entwicklung geradezu auf. 
Nachhaltigkeit ist ein von allen gesellschaftlichen Grup-
pen akzeptiertes und dennoch nicht inhaltsleeres Leit-
bild der weiteren Entwicklung. Wichtig ist dabei, dass 
sich die Menschen im Lande in ein Zukunftsbild von  
Gesellschaft einbringen können, in dem plurale Lebens-
formen und funktionsnotwendige Maßnahmen und In-
frastrukturleistungen nebeneinander existieren und sich 
möglicherweise sogar gegenseitig befruchten können. 
Solche Zukunftsbilder sind natürlich nicht von oben zu 
verordnen und erst recht nicht durch Wissenschaft ob-
jektiv zu erstellen. Sie sind vielmehr Produkte eines in-
tensiven Diskurses zwischen Politik, Wirtschaft, sozialen 
Verbänden und den Bürgern. 



michael zürn ist Direktor der Abteilung “transnationale Konflikte und Internationale Institutionen”  
am Wissenschaftszentrum berlin für sozialforschung (Wzb) und Dean der Hertie school of Governance.  
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Globalisierung, ihrer politischen Regelung durch internationale Institutionen sowie deren normativen 
Grundlagen.
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 moderne Gesellschaften können die Heraus-
forderungen des 21. Jahrhunderts nur 
dann erfolgreich bewältigen, wenn sie so-
wohl technologisch als auch bei den Ver-
haltens- und Konsummustern erhebliche 

Innovationen erzielen. Innovationen aller Art bedürfen 
aber institutioneller Voraussetzungen. Gesucht werden 
Elemente einer um eine ökologische Komponente erwei-
terten Staatlichkeit, also Elemente einer fünften Dimen-
sion der Staatlichkeit.1 Eine solche ökologische Staatlich-
keit würde sich durch die normative Anerkennung der 
mit ihr verbundenen Zielsetzung wie auch durch stabile 
institutionelle Mechanismen zur Verwirklichung dieser 
Ziele auszeichnen. Die große Frage ist also, mittels  
welcher institutioneller Vorkehrungen der ökologischen 
Staatlichkeit Bahn gebrochen werden kann. 

Die ökologische Staatlichkeit hätte zunächst eine  
Innenseite. Dabei geht es vorrangig darum, demokra-
tische Institutionen mit einem Sinn für Nachhaltigkeit 
auszustatten. Insofern demokratische Institutionen 
durch einen vierjährigen Wahlrhythmus geprägt sind, 
tendieren sie systematisch dazu, solche Güter über zu 
produzieren, die kurzfristige Gewinne, aber langfristige 
Verluste zeitigen, und umgekehrt solche Güter in zu  
geringem Ausmaß zu produzieren, die nur langfristig 
eine positive Kosten-Nutzenbilanz aufweisen. Man kann 
leicht argumentieren, dass alle großen Problembereiche 
der deutschen Politik mit dieser Zeitproblematik zu tun 
haben: Verschuldung, Bildung, nicht nachhaltige Ren-
tenfinanzierung, soziale Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund, Umweltverschmutzung, Klima-

wandel – all diese Probleme sind dadurch gekennzeich-
net, dass die notwendigen Maßnahmen kurzfristig  
kostenträchtig sind und ihre Gewinne nur langfristig ab-
werfen. Diese Bündelung ein und derselben Problemla-
ge ist nicht zufällig. Sie bringt die institutionellen Defi-
zite eines traditionellen Demokratieverständnisses in 
einer postindustriellen Welt zum Ausdruck. Das Verhält-
nis von Wahlen und Deliberationen, von internen Effek-
ten und Externalitäten muss neu justiert werden. 

Die Außenseite der ökologischen Staatlichkeit ist 
nicht minder problematisch. Allen Lesern dieser Beiträge 
ist hinreichend bekannt, wie schwierig es werden wird, 
solche internationalen Umweltregime zu entwickeln, 
die die globalen ökologischen Gefährdungen zu lindern 
in der Lage sind. Erfolgreiche Regime zur Reduktion 
von CO

2
-Emissionen, zur Erhaltung der Biodiversität und 

gegen die weitere Desertifikation werden aber nicht aus-
reichen. Es bedarf auch institutioneller Mechanismen, 
die dafür Sorge tragen, dass auftretende und schon gar 
nicht mehr vermeidbare Schäden sich nicht in soziale 
Katastrophen übersetzen. Dabei fällt vor allem das Feh-
len zweier internationaler institutioneller Mechanismen 
auf, für die ich hiermit werben möchte: 

a) Die frühzeitige Gründung eines Fonds, aus dem 
klimainduzierte Folgeschäden (nicht der Schutz dagegen) 
finanziert werden können, wenn Katastrophen in dem 
Ausmaß eintreten, dass sie von den betroffenen Gesell-
schaften nicht mehr bewältigt werden können. Eine sol-
cher Fonds würde den UNFCCC Adaptation Fund er- 
gänzen. Während der Adaptation Fund angesichts der 

DIE FÜnFtE DImEnsIOn DER stAAtlICHKEIt
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Katastrophen dient, soll der hier vorgeschlagene Fonds 
helfen, die Schäden und Folgewirkungen von stattgefun-
denen Katastrophen einzudämmen. Es ist unbestritten, 
dass wir mit Klimakatastrophen rechnen müssen. Die so-
zialen Folgen solcher Katastrophen können brutal sein. 
Das ist sicher. Es ist weniger sicher, wo sie auftreten. Fest 
steht aber auch, dass solche Katastrophen v. a. aufgrund 
von Migration, Knappheiten von lebenswichtigen Gü-
tern in einer Umgebung der Verzweiflung Folgekatastro-
phen auslösen, die genauso schlimm werden können, 
wie die auslösende Naturkatastrophe selbst. Um dieses 
Problem einzudämmen, bedarf es schnell bereitstehen-
der Versicherungsfonds, die so angelegt werden sollten, 
dass sie das Weltwirtschaftswachstum mitnehmen. 

b) Der relative Rückgang zwischenstaatlicher Kriege 
ist zu einem erheblichen Maße durch den relativen  
Bedeutungsverlust des Territoriums, d. h. natürlicher Res-
sourcen, gegenüber Technologie und Wissen geschul-
det. Territorium hat in den letzten 100 Jahren kontinu-
ierlich an Bedeutung verloren. Mit dem Anstieg des 
Meeresspiegels, weltweiter Desertifizierungsprozesse 
und wachsender Wasserknappheit wird sich dieser Trend 
im 21. Jahrhundert aber wieder umkehren. Es werden 
deshalb institutionelle Mechanismen zur Regelung von 
Territorialkonflikten benötigt. Sie müssen jetzt entwickelt 
werden und nicht erst in Reaktion auf konkrete Fälle. 

Die ökologische Staatlichkeit muss durch institutio-
nelle Maßnahmen vorbereitet werden. Die beiden ge-
nannten Vorschläge sollen eine notwendige Diskussion 
anstoßen. 

1  Im Bremer Sonderforschungsbereich zu den Transformationen der 

Staatlichkeit werden mit der Ressourcendimension, der Dimension 

der Rechtsstaatlichkeit, der Dimension der demokratischen Legiti-

mation und der Dimension der Wohlfahrtstaatlichkeit vier histo-

risch gewachsene Komponenten unterschieden. Vgl. Stephan Leib-

fried/Michael Zürn (Hg.) 2006: Transformationen der Staatlichkeit. 

Frankfurt a. M.: Suhrkamp. 
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 Kohlenstoff ist die chemische Grundlage des 
Energiestoffwechsels des Lebens auf der Erde. 
Konkurrenz um den in pflanzlicher Biomasse 
gespeicherten Kohlenstoff – in die sich die 
Menschen vorerst mit Entwicklung der Land-

wirtschaft, dann mit zusätzlicher Nutzung fossiler Medi-
en mit evolutionär innovativen Methoden einschalten – 
bestimmt die Überlebenschancen tierischer (daher auch 
menschlicher) Organismen und Populationen. Nicht nur 
fossile kohlenstoffbasierte Energieträger sind begrenzt, 
sondern auch erneuerbare – nämlich durch die Größe 
der Erdoberfläche und deren Produktivität. Also geht es 
bei säkularen Innovationen stets nicht nur um die Ver-
änderung von Qualitäten, sondern auch um Quantitäten. 
Die bisherigen großen menschheitsgeschichtlichen sozi-
almetabolischen Regime – vom Regime des Jagens und 
Sammelns über das in der neolithischen Revolution her-
vorgebrachte agrarische Regime bis zum industriellen 
Regime – waren in ihrem energetischen Stoffwechsel 
nahezu ausschließlich kohlenstoffbasiert. Qualitativ ge-
sehen lieferte stets die aktuelle pflanzliche Biomasse die 
Grundlage der Nahrung der Menschen und der von ih-
nen genutzten Tiere. Dies muss man wohl auch als un-
veränderliche Konstante betrachten. Andere Prozesse, 
wie Wärme und mechanische Arbeit, stützten sich bis 
zum industriellen Regime ebenfalls auf aktuelle Biomas-
se, dann zunehmend auf fossile Kohlenwasserstoffe. 
Quantitativ lassen sich gemäß historischen Materialfluss-
analysen1 diese langfristigen Regimewechsel als Stufen-
funktion beschreiben, in der jedes folgende Regime pro 
Kopf um Faktor 3 – 5 mehr kohlenstoffhaltige Energieträ-

ger benötigt als das jeweils vorangegangene, ungeach-
tet eingetretener Effizienzgewinne. (Dieser Stufenfunkti-
on folgen gegenwärtig durchaus auch weiterhin die 
Schwellenländer!). Die Verbrennung kohlenstoffhaltiger 
Materialien (sei es mittels organischer Verdauung oder 
technischer Oxidation) reichert die Atmosphäre mit CO

2
 

an, das dieser durch komplementäre Prozesse wieder 
entzogen werden muss, soll es nicht zu einem Klimakol-
laps kommen. Der gegenwärtig wirksamste dieser kom-
plementären Prozesse wäre zunehmende Bewaldung, 
die allerdings im globalen Maßstab nicht stattfindet – 
ganz im Gegenteil. Im Rahmen internationaler Klimapo-
litik ist die Speicherung von Kohlendioxid in unterir-
dischen Depots (carbon sequestration) als technische 
Lösung angedacht. 

Die Herausforderung an eine im Sinne von Nachhal-
tigkeit notwendige nächste Transformation ist also eine 
doppelte: Zum einen geht es qualitativ darum, den 
künftigen Energiebedarf jenseits der menschlichen und 
tierischen Nahrung im Wesentlichen aus Quellen zu 
speisen, die nicht auf Kohlenstoff basieren. Mit einer 
weiter – wenn auch schwächer – wachsenden Weltbe-
völkerung und einer global weiter zunehmenden Nutz-
tierpopulation benötigt die Nahrungsmittelproduktion 
die vorhandenen Flächen und Produktivitätsreserven, 
insbesondere dann, wenn man nicht weiter wie bisher 
die Landwirtschaft massiv mit fossilen Energieträgern 
subventionieren kann. Kohlenstoffunabhängige Energie 
gewinnt man einerseits aus der Kernkraft (die aller-
dings, was Zukunftsrisiken betrifft, vom Regen in die 
Traufe führt), andererseits aus Nutzung von Geothermie 

sOzIAlmEtAbOlIsCHE REGImEs UnD InDUstRIEllE 
tRAnsFORmAtIOnEn



54  |  und Solarenergie: Wind, Gezeiten, Photovoltaik und 
Wasserkraft. 

Zum anderen wird es wohl quantitativ notwendig 
sein, der bisherigen Stufenfunktion des jeweils stei-
genden pro-Kopf-Energiebedarfs zu entrinnen. Mensch-
liche Lebensqualität in komplexen sozialen Systemen 
muss mit insgesamt weniger Energieaufwand auskom-
men können. 

Im aktuellen Stoffwechselprofil hoch entwickelter In-
dustrieländer spielen kohlenstoffhaltige Materialien eine 
dominante Rolle. Dazu gehören Biomasse (für mensch-
liche und tierische Ernährung, Brennstoff, für Fasern 
und als Baumaterial) und alle fossilen Energieträger, die 
miteinander etwa die Hälfte jener 17 Tonnen Materia-
lien ausmachen, die in der Europäischen Union pro 
Kopf jährlich benötigt werden (in den USA sind es 25 
Tonnen, in China etwa sieben Tonnen). Da diese Mate- 
rialien kürzere Durchflusszeiten haben als andere (wie 
etwa Baumaterialien oder Metalle), beläuft sich das  
daraus resultierende CO

2
 mengenmäßig auf mehr als  

80 Prozent aller Abfälle und Emissionen von Industrie-
staaten. Die erforderliche künftige Transformation muss 
also den gesellschaftlichen Stoffwechsel und dessen 
langfristige historische Dynamik ziemlich fundamental 
verändern. 

Gegenwärtig ist eine Reihe von Strukturveränderun-
gen zu beobachten, die eine solche fundamentale Trans-
formation begünstigen. Dazu gehört die Verknappung 
und Verteuerung von Rohstoffen: Während seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs bis vor wenigen Jahren die 
Preise fast aller Rohstoffe, und insbesondere der Ener-
gieträger, relativ sanken, ist gegenwärtig eine massive 
Teuerung festzustellen, die in Verknappung gute Grün-
de findet, deren Wirksamkeit nicht aufhören wird. Dies 
führt unter anderem zu einer Verschiebung internatio-
naler Entwicklungsgleichgewichte: Während Schwellen- 
und Entwicklungsländer, die in erster Linie rohstoffin-
tensive Güter produzieren (wie die Länder Lateinameri-
kas oder Russland) aus dieser Situation ökonomischen 
Vorteil ziehen, wird die Lage jener, die vor allem arbeits-
intensive Güter exportieren, für die sie Rohstoffe impor-
tieren müssen, wie die Länder Süd- und Südostasiens 

(darunter China und Indien), prekärer. Insgesamt drückt 
dieser Anstieg der Rohstoffpreise den Wert der Arbeits-
einkommen, insbesondere im unteren Bereich, wo sie  
in hohem Maße für rohstoffintensive Güter (Nahrung, 
Wärme, Behausung) ausgegeben werden müssen. (Hätte 
man schon vor Jahrzehnten eine wirksame sozialökolo-
gische Steuerreform durchgesetzt, so hätte es jetzt  
steigende Staatseinnahmen gegeben, mittels derer die 
prekäre Lage unterer Einkommensgruppen entlastet 
werden könnte!)

Andererseits wurde nachgewiesen, dass ein Anstieg 
der Bevölkerungsdichte (wie er durch Wachstum, Wan-
derungen und Urbanisierung zustande kommt) bei 
gleichem Lebensstandard geringeren materiellen und 
energetischen pro-Kopf-Aufwand erfordert.2 Dies lässt 
die städtische Lebensweise in einem neuen Licht erschei-
nen: nicht als Hauptquelle von Ressourcenverbrauch 
und Umweltverschmutzung, sondern ganz im Gegenteil 
als eine Organisationsform menschlichen Zusammen- 
lebens, die grundsätzlich einen schonenderen Umgang 
mit Natur erlaubt.

Schließlich kann man global zeigen, dass im Jahr 
2005 jene Lebenschancen, die sich in einem sehr hohen 
Human Development Index (also: hohe Lebenserwar-
tung, Bildung und Pro-Kopf-Einkommen) ausdrücken, 
um die Hälfte des Primärenergieeinsatzes, und um die 
Hälfte der CO

2
-Emissionen erreichbar sind, als dafür  

im Jahre 1975 notwendig waren.3 In diesem Ergebnis 
spiegelt sich ein globaler gesellschaftlicher Lernprozess, 
der so weitreichend ist, dass er sogar steigende Bevöl- 
kerungszahlen mit sinkendem Naturverbrauch in Ein-
klang bringen könnte.

Nichtsdestotrotz sind die gegenwärtigen Trends wei-
terhin durch steigenden Energieverbrauch und CO

2
-

Emissionen dominiert, und zwar häufig gerade in Län-
dern, in denen sie keinerlei zusätzlichen positiven 
Einfluss auf das Entwicklungsniveau und die Lebensqua-
lität der Menschen haben. Daraus lässt sich ersehen, 
dass man keineswegs selbsttätigen Prozessen vertrauen 
kann, um die strukturell notwendige Transformation 
voranzutreiben. Es gibt sehr starke Gegenkräfte, die am 
Status Quo festzuhalten trachten, möglicherweise bis  
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ökologisch wie sozial zu katastrophalen Erscheinungen 
kommt. Es bedarf gestaltender Kräfte, die die Notwen-
digkeiten und Strukturveränderungen erkennen und 
sich zunutze machen, um einen grundlegenden Trans-
formationsprozess auf technologischer, sozialer, instituti-
oneller und ökonomischer Ebene zustande zu bringen 
und eine neue Form des gesellschaftlichen Stoffwechsels 
zu kreieren.
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 Um die Transformation der Industriegesell-
schaft in Richtung eines schonenden und  
effizienten Umgangs mit Energie und Roh-
stoffen zu ermöglichen, wird man nicht um-
hin können, weitaus stärker als bisher die  

Inanspruchnahme von Energie und Rohstoffen durch 
ordnungsrechtliche oder ökonomische Instrumente  
direkt zu steuern oder durch Subventionen zu fördern. 
Es erscheint fast unvermeidbar, dass hierdurch die Ein-
griffsintensität der Nachhaltigkeitspolitik zunimmt. Dies 
gilt vor allem für Eingriffe in bestehende Anlagen und 
Gebäude und bereits zugelassene Fahrzeuge, die wohl 
unumgänglich werden. Die Verfassung bietet aber aus-
reichende Vorkehrungen, um den Gefahren eines totali-
tären „Nachhaltigkeitsstaates“ zu begegnen. 

Das Steuerungspotenzial des Rechts für eine so kom-
plexe Zielsetzung, wie sie der Übergang zu einer nach-
haltigen Wirtschaft auf breiter Front darstellt, ist aller-
dings begrenzt. Dies gilt nicht nur für gezielte Eingriffe, 
sondern auch im institutionellen Bereich. Die bereits  
bestehende verfassungsrechtliche Nachhaltigkeitspflicht 
des Staates nach Art. 20a GG hat bisher nur begrenzte 
Impulse gegeben. Auch die Wirkungschancen weiter ge-
hender rechtspolitischer Vorschläge wie die Einführung 
von – durch Treuhänder wahrzunehmenden – Klage-
rechten künftiger Generationen auf angemessene Lebens-
chancen oder die Schaffung eines Nachhaltigkeitsrats 
sind mit Skepsis zu beurteilen. 

Es ist daher von besonderer Bedeutung, die Rahmen-
bedingungen der Wirtschaft selbst so auszugestalten, 
dass Konfrontationen zwischen Staat und Wirtschaft be-

grenzt und freiwilliges Handeln im Interesse der Nach-
haltigkeit gefördert wird. Die innere Logik der gegen-
wärtig praktizierten Form der Marktwirtschaft, wie sie 
sich – begünstigt durch den Zusammenbruch des Sozia-
lismus – unter dem Einfluss der Globalisierung in den 
Industrie- und den Schwellenländern entfaltet hat, steht 
in einem diametralen Gegensatz zur inneren Logik  
einer nachhaltigen Marktwirtschaft. Kurzfristiges vs. 
langfristiges Denken und Handeln, Eigeninteresse vs.  
Gemeinwohl und Gerechtigkeit, Nutzen der gegenwär-
tigen Ressourcen vs. Chancen für künftige Generatio-
nen, technologische Pfadabhängigkeit vs. grundlegende 
Innovation – das sind einige Gegensatzpaare, welche die 
Unterschiede in den Werten kennzeichnen, die für die 
gegenwärtige Marktwirtschaft und eine nachhaltige 
Marktwirtschaft stehen. Es ist daher unabdingbar, die 
Rahmenbedingungen der Marktwirtschaft – allerdings 
unter Wahrung von Effizienz, gesellschaftlicher Freiheit 
und Solidarität – so umzugestalten, dass ein dauerhafter 
Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise er-
möglicht und gefördert wird. 

Dies gilt zunächst für die institutionellen Rahmenbe-
dingungen der Unternehmen (Unternehmensverfassung). 
Neuerdings wird vor allem vorgeschlagen, die Organe 
der Aktiengesellschaften neben den Kapitaleignerinte-
ressen (shareholder value) auf eine gleichrangige Berück-
sichtigung der Belange der Arbeitnehmerschaft und  
der Natur, vor allem unter dem Gesichtspunkt der Nach-
haltigkeit, zu verpflichten. Allerdings werden nach ge-
genwärtiger Rechtslage nur die Kapitaleignerinteressen 
bilanziell bewertet, so dass zusätzlich eine echte unter-

RECHtlICHE RAHmEnbEDInGUnGEn FÜR nACHHAltIGEs 
WIRtsCHAFtEn AUF GlObAlIsIERtEn mäRKtEn
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heute übliche Umweltberichterstattung im Geschäfts- 
bericht der Gesellschaft – erforderlich wäre. Auch wenn 
sie eingeführt werden könnte, hängt die Wirksamkeit 
einer solchen Regelung letztlich davon ab, ob die Rah-
menbedingungen des Kapitalmarktes es der Unterneh-
mensleitung überhaupt erlauben, diesen anderen Inte-
ressen in der Unternehmenspolitik ein ausreichendes 
Gewicht zu verleihen. Unabhängig hiervon könnte aller-
dings durch Veränderungen der Unternehmensverfas-
sung das Innovationssystem in den Unternehmen gestärkt 
werden. Zu denken ist über das geltende Recht hinaus 
an die Institutionalisierung eines Umweltschutzdirektors 
im Unternehmen, der als „Innovationsgewissen“ des  
Unternehmens fungiert und insbesondere für die Koor-
dinierung der betrieblichen Beiträge zur nachhaltigen 
Entwicklung zuständig wäre. Vor allem sollte bei allen 
größeren Entwicklungsvorhaben und Investitionen je-
denfalls der Großunternehmen eine Pflicht eingeführt 
werden, eine Nachhaltigkeitsbewertung durchzuführen 
und zu veröffentlichen.

Auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten ließe 
sich daran denken, einem Wettbewerb, der nicht den 
Anforderungen der Nachhaltigkeit entspricht, generell 
die Schutzwürdigkeit abzusprechen. Dies betrifft zu-
nächst das nationale und europäische Wettbewerbs- 
und Kartellrecht sowie das Recht der öffentlichen Auf-
tragsvergabe. Die eigentliche Stoßrichtung müsste 
allerdings im internationalen Handelsrecht liegen. Das 
GATT und die anderen WTO-Abkommen könnten in  
der Weise geändert werden, dass nationale Importbe-
schränkungen für Produkte unter dem Gesichtspunkt 
fehlender Nachhaltigkeit des Produkts oder der Produk-
tionsweise gerechtfertigt wären, jedenfalls wenn gegen 
Mindeststandards der Nachhaltigkeit verstoßen wird.  
Indessen stehen einer bloßen Anreicherung des Wett- 
bewerbs- und Kartellrechts durch entsprechende Gene-
ralklauseln rechtsstaatliche Bedenken entgegen. Auf 
WTO-Ebene dürften derartige Beschränkungsmöglich-
keiten leicht als neue Form des Protektionismus betrach-
tet werden. 

Bedeutsamer und aussichtsreicher sind die gebotenen 
Veränderungen auf dem globalen Kapitalmarkt, der 
mittlerweile ein Volumen erreicht hat, das um zwei Grö-
ßenordnungen über dem der realen Wirtschaft liegt. 
Das Problem liegt vor allem darin, dass der globale Ka-
pitalmarkt, obwohl er sich längst von der realen Wirt-
schaft abgekoppelt hat, einerseits durch seine Fixierung 
auf kurzfristige hohe Gewinne (25 Prozent Kapitalrendite)  
und die diesem Ziel dienenden Finanzinnovationen 
ständige „Irritationen“ in der realen Wirtschaft bewirkt 
und den Übergang zur Nachhaltigkeit stört, andererseits 
auch das für Innovationen erforderliche Kapital bereit-
stellt und effizient lenkt. Dies muss bei allen Eingriffen 
bedacht werden. 

Hier ist durch Reform des Kapitalmarktrechts der 
Versuch zu unternehmen, negative Anreize zu bloßer, 
insbesondere kurzfristiger, Gewinnmaximierung auf  
Kosten langfristig wirkender Innovationen im Interesse 
der Nachhaltigkeit zu beseitigen. Insbesondere sollten 
feindliche Übernahmen von Unternehmen beschränkt 
werden, da die ständige Gefahr einer feindlichen Über-
nahme die Unternehmensleitung in eine Politik der  
reinen Profitabilität drängt. Als Maßnahmen der Be-
schränkung kommen etwa das Erfordernis einer Eigen-
kapitalunterlegung seitens der Erwerber sowie eine  
Sondersteuer auf einen kurzfristigen Verkauf des über-
nommenen Unternehmens in Betracht. Zu überdenken 
sind unter dem gleichen Gesichtspunkt auch das Ent-
lohnungssystem der Unternehmensleitung hinsichtlich 
der variablen Gehaltsanteile wie Gewinnbeteiligung und 
Aktienoptionen sowie die kurzfristige Kapitalmarktpub-
lizität. Generell sollte der Anreiz zur Erzielung künst-
licher Gewinne durch reine Finanztransaktionen mittels 
Besteuerung kurzfristiger Transaktionen, Eigenkapitaler-
fordernissen und insolvenzrechtlicher Maßnahmen  
gebremst und dadurch auch mehr Kapital in Nachhal-
tigkeitsinvestitionen gelenkt werden. Dies betrifft neben 
Übernahmen die Aufnahme von Krediten, den Handel 
mit Aktien-, Renten- und Kreditderivaten, Leerverkäufe 
und die Geltendmachung von Kreditderivaten im Insol-
venzverfahren. 
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selbst europäische Alleingänge kaum realistisch. Es wird 
nicht leicht sein, die notwendigen Veränderungen 
durchzusetzen. Auf den internationalen Gütermärkten 
muss das vor allem von den Vereinigten Staaten und 
den Schwellenländern vertretene Modell eines Freihan-
dels ohne Bindungen überwunden werden. Auf dem 
globalen Kapitalmarkt stellt die Dominanz der anglo-
amerikanischen Finanzinteressen ein besonderes Hinder-
nis dar. Es gilt daher zunächst, überhaupt die Einsicht  
in die Notwendigkeit eines Umsteuerns hinsichtlich der 
marktwirtschaftlichen Grundlagen der Weltwirtschaft, 
insbesondere auf dem globalen Kapitalmarkt, zu vermit-
teln. Dabei könnte die durch die jüngste Finanzkrise 
ausgelöste Reformdiskussion über die Sicherheit des glo-
balen Finanzsystems hilfreich sein. 
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 spätestens seit dem Report des britischen Regie-
rungsökonomen Nicolas Stern wissen wir, dass 
der Klimawandel nicht nur ein ökologisches 
Risiko erster Ordnung darstellt: Auch die öko-
nomischen Risiken sind gewaltig. Falls das Ru-

der nicht rasch herumgeworfen wird, werden die haus-
gemachten Naturkatastrophen, die mit dem Anstieg der 
Treibhausgase in der Erdatmosphäre einhergehen, zu  
einer massiven Vernichtung wirtschaftlicher Werte füh-
ren. Dagegen schätzt Stern die Kosten für effektiven  
Klimaschutz auf ca. ein Prozent der globalen Wertschöp-
fung pro Jahr. Ihnen stehen enorme Wachstumspotenzi-
ale auf dem Feld der green economy gegenüber. Fazit:  
Investitionen in Klimaschutz sind volkswirtschaftlich 
hoch rentabel, und sie können zum Auslöser eines grü-
nen Wirtschaftswunders werden.

Das klingt fast wie die Quadratur des Kreises: Ökolo-
gie als Jungbrunnen der Ökonomie. Aber dahinter 
steckt eine gewaltige Herausforderung. Es geht um eine 
Halbierung der globalen CO

2
-Emissionen bis zur Mitte 

des Jahrhunderts, was einer Reduktion in den alten In-
dustriemetropolen in einer Größenordnung von 80 - 90 
Prozent entspricht. Diese Ziele sind für sich genommen 
schon ambitioniert genug – sie werden noch anspruchs-
voller angesichts des rapiden Wirtschaftswachstums  
im globalen Maßstab. Die Kritik an einer auf Wachstum 
um jeden Preis angelegten Politik und Ökonomie bleibt 
berechtigt. Aber angesichts einer Weltbevölkerung,  
die von heute 6,2 Milliarden mindestens noch auf neun 
Milliarden wachsen wird und angesichts des enormen 
wirtschaftlichen Nachholbedarfs von zwei Dritteln der 

Menschheit wäre jede Strategie, die auf wirtschaftliches 
Nullwachstum abzielt, eine Donquichotterie. 

Auf Sicht der nächsten Jahrzehnte hängt deshalb  
alles davon ab, dass eine Entkopplung von ökonomischer 
Wertschöpfung (Wirtschaftswachstum) und Naturver-
brauch gelingt. Das bedeutet nichts weniger als eine 
neue industrielle Revolution, eine neue Generation von 
umweltfreundlichen Technologien und Gütern sowie 
eine grundlegende Erneuerung des Verkehrssystems 
und der Energieversorgung. Seit dem Beginn der indus-
triellen Revolution im 19. Jahrhundert hat sich die Pro-
duktivität einer Arbeitsstunde etwa um den Faktor 25 
erhöht. Das ist vor allem das Ergebnis technischer Inno-
vationen und einer ständigen Verbesserung aller Ar-
beitsabläufe. Diese Innovationsdynamik gilt es jetzt auf 
den effektiven Umgang mit natürlichen Ressourcen  
zu übertragen, verbunden mit dem Wechsel von fossilen 
zu erneuerbaren Energiequellen. Nicht mehr die Steige-
rung der Arbeitsproduktivität, sondern der Ressourcen-
produktivität wird zur Überlebensfrage der Industrie- 
gesellschaft. 

Dass der Markt nicht aus sich heraus die ökologische 
Wende hervorbringen wird, ist eine Binsenweisheit.  
Die Politik muss – auf nationaler und internationaler 
Ebene – die Vorgaben setzen, um die Märkte in ökolo-
gische Richtung zu lenken. Aber genauso illusionär  
ist die Vorstellung, staatliche Regulierung könnte die 
Kreativität der Marktwirtschaft ersetzen, in der Millio-
nen und Abermillionen von Produzenten und Konsu-
menten eigenverantwortlich handeln. Es geht um einen 
gigantischen Innovationsprozess im Zeitraffer. Er kann 

DIE ÖKOlOGIsCHE tRAnsFORmAtIOn  
DEs KAPItAlIsmUs 
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in Forschung, Wirtschaft und Gesellschaft in Bewegung 
kommt. Unternehmen und Verbraucher müssen selbst 
zu Akteuren der ökologischen Innovation werden. Wie 
realistisch ist diese Utopie?

ÖKOKAPItAlIsmUs – EIn WIDERsPRUCH In sICH? 
Von Karl Marx stammt der berühmte Satz: „Der Kapita-
lismus ruiniert die Springquellen des Reichtums, auf  
denen er beruht: den Arbeiter und die Natur“. Das war 
als Tendenz scharfsinnig beobachtet. Man darf nur nicht 
den Fehler begehen, daraus ein ehernes Gesetz zu  
machen. Gerade das Beispiel der „sozialen Frage“ zeigt, 
dass die destruktiven Tendenzen des Kapitalismus  
Gegenkräfte auf den Plan rufen, die zu Systeminnova- 
tionen führen.

Als Antwort auf den Raubbau an der Arbeiterschaft 
trat im 19. Jahrhundert die Arbeiterbewegung auf den 
Plan und mit ihr die Sozialdemokratie als neue poli-
tische Kraft. Ihr Projekt war die soziale Zivilisierung des 
Kapitalismus. Sie erkämpfte ein weitverzweigtes Netz 
von Institutionen, Gewerkschaften, Genossenschaften, 
Sozialversicherungen, berufliche Bildung, Arbeitsgesetz- 
gebung, Tarifverträge, betriebliche Mitbestimmung 
bis hin zum allgemeinen Wahlrecht. Im Ergebnis stiegen 
Lebenserwartung und Lebensstandard der arbeitenden 
Klassen in Europa (und inzwischen auch in weiten Teilen 
Asiens) auf breiter Front. Der Anstieg der Massenkauf-
kraft führte zur modernen Konsumgesellschaft.

Zwar ist die soziale Aufwärtsbewegung der arbeiten-
den Klassen ein immer wieder umkämpfter Prozess, 
aber sie ist entgegen aller Unkenrufe auch im Zeitalter 
der Globalisierung nicht außer Kraft gesetzt. Gerade in 
den neuen Industrieländern steigen Bildungsniveau  
und Massenkaufkraft; gleichzeitig steigen im postfordis-
tischen Kapitalismus die Nachfrage nach qualifizierter 
Arbeit und die Bedeutung des „Humankapitals“ für die 
Wirtschaft.

Ob die Analogie zwischen sozialer und ökologischer 
Marktwirtschaft trägt, muss sich noch erweisen. Aber 
wer genau hinsieht, findet viele Anzeichen dafür, dass 
die ökologische Modernisierung des Kapitalismus  

bereits begonnen hat. Wenn es stimmt, dass im Wett-
lauf mit der Klimakatastrophe nur eine kurze histo-
rische Frist bleibt, gibt es zur Erneuerung des Kapitalis-
mus auch keine ernsthafte Alternative – entweder wir 
finden Mittel und Wege, den globalen Kapitalismus  
in nachhaltige Bahnen zu lenken, oder wir gehen Krisen 
entgegen, mit denen verglichen die aktuelle Krise der 
Finanzmärkte nur ein laues Lüftlein darstellt.

DAs nEUE WäCHst Im sCHOss DEs AltEn 
Es geht hier nicht um Spekulationen, sondern um Ten-
denzen und Kräfte, die bereits in Richtung einer ökolo-
gischen Wende aktiv sind. So haben in den letzten Jah-
ren Zahl und politische Reichweite zivilgesellschaftlicher 
Organisationen enorm zugenommen. Während 1992 
bei der Weltkonferenz in Rio de Janeiro noch 1400 
Nichtregierungsorganisationen akkreditiert waren, wa-
ren es in Johannesburg 2002 bereits 3000. Mit ihrer  
Fähigkeit zur Skandalisierung fungieren sie als Wächter-
system gegenüber transnationalen Unternehmen. Das 
„Reputationsrisiko“ das damit verbunden ist, Ziel einer 
internationalen Kampagne zu werden, ist vor allem bei 
Konzernen, die im konsumnahen Bereich tätig sind  
und einen Markennamen zu verlieren haben, ein harter 
ökonomischer Faktor. Internationale Kampagnen wie 
Nestle tötet Babies, die Brent-Spar-Aktion von Greenpeace 
oder die Kampagne gegen ausbeuterische Zustände in 
den Produktionsstätten von Nike haben Unternehmens-
leitungen zur Veränderung ihrer Geschäftspolitik ge-
zwungen.

Umweltrisiken, insbesondere die Abhängigkeit von 
fossilen Rohstoffen, werden zunehmend zum ökono-
mischen Risiko. Gleichzeitig erzwingen langfristig stei-
gende Preise für Rohstoffe und Energie ein effektiveres 
Ressourcenmanagement. Die Verknappung und Ver- 
teuerung von CO

2
-Emissionsrechten wird diesen Prozess  

beschleunigen. Sie untergräbt das Geschäftsmodell CO
2
-

intensiver Unternehmen und schafft Anreize für mehr 
Energieeffizienz und alternative Technologien. In welt-
weit vernetzten Zuliefersystemen kann ein punktueller 
Produktionsausfall eine Kettenreaktion auslösen, die 
spürbar auf Umsatz und Ertrag durchschlägt. Deshalb 
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gefährliche Produktionsprozesse inzwischen internatio-
naler Standard, um Haftungsrisiken beherrschbar zu 
halten. 

Auch die handelnden Personen verändern sich.  
Eine neue Generation von Managern erlebt in ihrer Aus-
bildung, dass Corporate Social Responsibility und Öko- 
management zum Handwerkszeug ihres Berufs gehören. 
Heutige Ausnahmeerscheinungen wie der neue US- 
Finanzminister, der als Chairman von Chase Manhattan 
zugleich Präsident einer großen US-Naturschutzorgani-
sation war, werden keine Ausnahmen bleiben.

Vor allem in den USA, dem Mutterland privaten 
Wagniskapitals, ist eine grüne Welle im Investmentsek-
tor zu beobachten. Allein im Sektor alternativer Ener-
gien wurden dort im letzten Jahr rund 50 Milliarden 
USD investiert. Während die Vereinigten Staaten noch 
auf dem Feld der Umweltgesetzgebung hinterher hin-
ken, sind sie dabei, Europa auf privatwirtschaftlichem 
Gebiet zu überholen. Gleichzeitig sind hunderte von 
amerikanischen Städten und etwa zwei Dutzend Bundes-
staaten zu Vorreitern einer ökologischen Trendwende 
geworden. Es besteht die begründete Hoffnung, dass die 
USA mit einem neuen Präsidenten auch ihre ignorante 
Haltung in der internationalen Klima- und Umweltpoli-
tik hinter sich lassen werden.

Ein zentrales Problem bei der nachhaltigen Umsteue-
rung des Kapitalismus ist der Mangel an global gültigen 
ökologischen Regeln und Mindeststandards. Solange 
zahlreiche Staaten und Unternehmen geringere Umwelt-
standards als Wettbewerbsvorteil einsetzen, besteht die 
Gefahr eines globalen Öko-Dumpings. In diese Lücke sto-
ßen Initiativen, die auf eine kooperative Regulierung 
von Märkten zielen. Auch ihre Zahl wächst. Sie setzen 
da an, wo staatliche Regulierung wegen fehlender inter-
nationaler Übereinstimmung (noch) nicht möglich ist. 
In der Extractive Industrie Transparency Initiative beispiels-
weise arbeiten marktführende Öl- und Gaskonzerne  
und Regierungen mit zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen, Investoren und Entwicklungsbanken gemeinsam 
an dem Ziel, die Geldflüsse aus Öl- und Gasprojekten in 
ressourcenreichen Ländern transparent zu gestalten.  

Bei der Ethical Trading Initiative und Fair Labor Association 
geht es den teilnehmenden Unternehmen, NGOs und 
Gewerkschaft um die Einhaltung der Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO). Der Kim-
berley-Process in der Diamantenindustrie hat ein Zertifi-
zierungssystem für Rohdiamanten eingeführt, das der 
Verbreitung von Blut-Diamanten entgegenwirkt. Der  
Forest Stewardship Council zertifiziert Holz und Holzpro-
dukte aus nachhaltiger Bewirtschaftung und erfasst  
inzwischen fast zehn Prozent der kommerziellen Wald-
flächen. Großabnehmer wie der US-Baumarkt Home- 
Depot und der Verlag Random House Group (Harry Pot-
ter auf FSC) gehören zu den Kunden, die mit dem Label 
arbeiten.

Viele dieser Veränderungen stehen noch am Anfang. 
Für sich genommen reichen sie nicht aus, um eine  
ökologische Wende in der nötigen Geschwindigkeit her-
beizuführen. Aber sie verweisen auf neue Potenziale 
und neue Allianzen von Akteuren, die sich bisher eher 
als Gegner kennengelernt haben. 

DER FInAnzmARKt Als sEIsmOGRAPH 
Eine der interessantesten neuen Entwicklungen vollzieht 
sich auf dem Finanzmarkt. Bereits seit mehr als einem 
Jahrzehnt sind die großen Rückversicherer zu Verbünde-
ten im Kampf gegen die Erderwärmung geworden, weil 
die Hurrikan-Schäden astronomische Größenordungen 
angenommen haben. 

Für jeden international tätigen Konzern ist die Be-
wertung durch institutionelle Investoren von zentraler 
Bedeutung. Etwa seit dem Jahr 2000 ist eine zuneh-
mende Relevanz von Nachhaltigkeits-Indikatoren im  
Rating von Unternehmen zu beobachten. Pensionsfonds 
sprechen von einer fiduciary duty (Treuhänderpflicht), 
Nachhaltigkeitskriterien in ihre Anlagestrategie einzu-
beziehen, um das Risiko für ihre Anleger zu reduzieren. 
Damit ernst gemacht hat im vergangenen Jahr der  
weltgrößte Pensionsfonds TIAA-CREF: Er verkaufte seine 
Coca Cola-Anteile (Marktwert 52.4 Mio. USD), nachdem 
bekannt wurde, dass der Konzern gegen Kinderschutz, 
ILO- und Umweltstandards verstoßen hatte.
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neller Investoren ist das Carbon Disclosure Projekt (CDP), 
das sich auf klimarelevante Risiken und Daten konzen-
triert. Seit seiner Gründung im Jahr 2000 ist das CDP 
von 25 auf 211 Investoren gewachsen und hat heute ein 
Anlagevolumen von sagenhaften 31 Billionen USD.  
CDP befragt regelmäßig die 500 weltweit größten bör-
sengelisteten Unternehmen zu Treibhausgas-Emissionen 
und Emissionsminderungs-Programmen. Die Tätigkeit 
des CDP hat den Druck auf Börsenaufsicht, Unterneh-
mensleitungen und Wirtschaftsprüfer verstärkt, transpa-
rente Berichtsstandards zu Klimarisiken zu entwickeln. 

WAs KAnn, WAs mUss POlItIK bEWIRKEn? 
Mit den neuen Dynamiken in der Unternehmenswelt, 
dem Auftreten neuer Akteure und Allianzen wird staatli-
che Regulierung nicht überflüssig. Originäre Aufgabe 
der Politik bleibt, den Märkten ökologische Zielvorgaben 
und einen ökologischen Ordnungsrahmen zu geben.  
Im Kern geht es um Erwartungssicherheit hinsichtlich 
umweltpolitischer Ziele, an denen die Unternehmen 
ihre Investitionen ausrichten müssen, sowie um Kosten-
wahrheit durch die Einbeziehung ökologischer Folge- 
kosten in die Preise für Energie, Produkte und Dienst- 
leistungen. Die wichtigsten Hebel staatlicher Politik, um 
diese Transformation zu beschleunigen, sind deshalb:

Umstellung des Steuer- und Abgabensystems von der 
Besteuerung der Arbeit auf Ressourcensteuern
Weiterentwicklung und Effektivierung des Emissi-
onshandelssystems, zunächst auf europäischer, im 
nächsten Schritt auf globaler Ebene
Verbindliche Zielkorridore für Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien, flankiert durch Förderpro-
gramme für Forschung und Entwicklung
Stärkung von Verbraucherrechten (Informations-
pflicht hinsichtlich der Ökobilanz von Produkten 
und Materialien, erweitertes Haftungsrecht bei  
Gesundheitsrisiken)
Verankerung internationaler Mindeststandards im 
Hinblick auf Transparenz, soziale Rechte und Um-
weltschutz in Freihandels- und Investitionsabkom-
men

–

–

–

–

–

Verstärkter Transfer umweltfreundlicher Technolo-
gien in die Entwicklungsländer, um deren wirt-
schaftliches Wachstum in ökologische Bahnen zu 
lenken. 

Ohne konsequente staatliche und globale Ordnungs-
politik wird die ökologische Transformation nicht gelin-
gen. Aber sie muss von einer ökologischen Dynamik von  
unten flankiert werden, die High-Tech-Unternehmen und 
Öko-Bauern, Erfinder und Investoren, Umweltverbände 
und aufgeklärte Konsumenten umfasst. Ökologische Poli-
tik muss darauf abzielen, diese Dynamik zu beschleu-
nigen.

Überarbeitete Fassung eines Essays von Ralf Fücks und Kristina Steen-

bock, der im Juli 2007 unter dem Titel „Auf in den Ökokapitalismus“ in 

der ZEIT erschien. 

–
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 Es war bekanntlich die größte intellektuelle Lei-
stung von Ludwig von Mises – Haupt der öster-
reichischen Schule der Nationalökonomie und 
Lehrer des marktliberalen Wirtschaftsphilo-
sophen von Hayek – den Sozialismus widerlegt 

zu haben. Sein Argument war einfach und wird vom  
Zusammenbruch des europäischen Staatssozialismus in 
den Jahren 1989 – 91 durchaus bestätigt. Im Staatssozia-
lismus sind Preise nicht Ausdruck realer Knappheits- 
beziehungen, sondern Resultat politischer Entscheidun-
gen. Die Folge ist, dass die sozialistische Wirtschaft 
unfähig ist zur adäquaten Selbstbeobachtung – also zu 
jenen buchhalterischen Operationen, die Max Weber als 
„rationale Kapitalrechnung“ bezeichnet. Es gibt keine 
Instanz, die in der Lage und der gestattet wäre, Effizienz 
bzw. Produktivitätsforschritt der sozialistischen Ökono-
mie zu ermitteln und bekanntzugeben. Deren Leitern 
entschwindet damit die wirtschaftliche Wirklichkeit 
vom Bildschirm. Daher ist der Sozialismus ein im stren-
gen Sinne „unwirtschaftliches“ Wirtschaftssystem. Es ist 
strukturell unfähig, Effizienzvorteile wahrzunehmen 
und zu prämieren.

Vielleicht etwas überraschenderweise gibt es heute 
Anlass, dasselbe vom Kapitalismus zu behaupten. Seine 
Kerninstitutionen – Eigentumsordnung und Preisbil-
dung auf mehr oder weniger regulierten Märkten – ope-
rieren mit einem verzerrten und lückenhaften Konten-
rahmen. Das hat die Folge, dass durchaus verfügbare 
Produktivkräfte (z. B. nachwachsende Rohstoffe, darun-
ter v. a. der „nachwachsende“ Faktor des menschlichen 
Arbeitsvermögens) in großem Umfang un- oder unterge-

nutzt bleiben. Ein sinnfälliges Beispiel für den durchaus 
unwirtschaftlichen und verschwenderischen Umgang 
mit verfügbaren Ressourcen sind die drei oder vier lee-
ren Sitze in jedem Fahrzeug, das am täglichen Individual-
Berufsverkehr teilnimmt. Aus diesem ineffizienten Um-
gang mit Transportkapazität resultieren dann zunächst 
Staus, zu deren (i. d. R. nur vorübergehenden) Auflösung 
im weiteren umfangreiche öffentliche Investitionen in 
den Ausbau des Straßensystems erforderlich werden. 

Ein weniger harmloses Beispiel für die Unwirtschaft-
lichkeit der kapitalistischen Wirtschaft führt der Colum-
bia-Ökonom Jeffrey Sachs an: Wenn man mit dem ver-
gleichsweise bescheidenen Einsatz von einigen Hundert 
Millionen Dollar die Malaria in Subsahara-Afrika be-
kämpfte, so ergäbe sich bei konservativer Berechnung 
des erzielbaren Nutzens – also der Erhaltung des Lebens 
und der Arbeitskraft der durch diese Maßnahme gesund 
Gebliebenen – eine der besten Renditen in der Geschich-
te kapitalistischen Wirtschaftens, nämlich 600 Prozent 
p. a. Da aber der Gewinn an Lebenszeit und Arbeitskraft 
keinem Investor „gehört“ und von ihm angeeignet wer-
den kann, findet dieses exorbitant profitable Geschäft 
nicht statt. Unsere Institutionen und die durch sie be-
dingten Rechenverfahren sind nicht darauf eingerichtet, 
es überhaupt ins Blickfeld treten zu lassen.

In ebenso erheblichem Umfang werden auf der an-
deren Seite von der herrschenden Wirtschaftsweise pre-
käre und erschöpfbare Naturvoraussetzungen mensch-
lichen Lebens und Wirtschaftens (der Bestand der Arten, 
eine gift- und von potenziell gefährlicher Strahlung freie 
Umwelt, die klimatischen Bedingungen, die Böden und 

DIE „DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn“ UnD  
DAs mUltIPlE sElbst DEs WIRtsCHAFtsbÜRGERs
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preislose Güter behandelt, aufgebraucht und im Wege 
einer ebenso stillschweigenden wie irreversiblen „Kapi-
talvernichtung“ zerstört. Heute kann als bekannt und 
weithin akzeptiert vorausgesetzt werden, dass, wie Jäni-
cke und Jacob konstatieren, „lebenserhaltende und öko-
nomisch zentrale Funktionen der Natur nicht mehr er-
füllt zu werden drohen. Wir leben von der Substanz des 
Planeten.“ In der einzelwirtschaftlichen Buchhaltung 
tauchen indes weder die gesellschaftlichen Kosten der 
Arbeitslosigkeit noch jene der irreparablen Beschädi-
gungen von Naturbedingungen der Produktion als  
Kosten auf. Würden diese Kosten (z. B. die von Kern-
kraftwerken verursachten Entsorgungskosten) in die 
Produktivitätsberechnung einbezogen, so würde sich 
zeigen, dass der Umfang dieser Kosten jeden rationalen 
Investor von einem Engagement abschrecken müssten. 
Investieren werden sie nur, wenn und solange die staat-
liche Politik es ihnen gestattet, ihr eigentlich krass un-
wirtschaftliches, d. h. das wirkliche Verhältnis zwischen 
Gesamtkosten und Gesamtergebnissen der Produktion 
aus dem Blick verlierende, ja aktiv verfälschende Trei-
ben fortzusetzen und die dabei verursachten Kosten und 
Negativ-Erträge der sog. „Allgemeinheit“ aufzubürden. 

Wenn das annähernd richtig ist, so stellt sich die 
spannende Frage, warum die Träger der Staatsgewalt 
auf die hoheitliche Korrektur jenes verzerrten und  
lückenhaften Kontenrahmens weithin verzichten, der es 
den Investoren erlaubt, aus wirtschaftlichen Aktivitäten 
Gewinne zu ziehen, die sich bei Einrechnung sämtlicher 
von ihnen verursachter Kosten als volkswirtschaftlich 
durchaus unrentabel und „unwirtschaftlich“ erweisen 
würden. Auf diese Frage gibt es – neben dem wohlfeilen 
Hinweis auf die alles menschliche Trachten bestim-
mende Neigung zur zeitlichen und sozialen Diskontie-
rung von Kosten – zwei miteinander durchaus verträg-
liche weitere Antworten. Zum einen die Erklärung, dass 
Regierungen viel zu verlieren haben (und in ihrem kor-
porativen Eigen- und politischen Machterhaltungsinte-
resse nicht verlieren wollen), wenn sie Investoren mit 
den Mitteln gesetzgeberischer Korrekturen ihres Konten-
rahmens vorschreiben würden, die von ihnen verursach-

ten Kosten in vollem Umfang einzurechnen und dann 
die verursachten negativen Externalitäten zu „internali-
sieren“. Ein „Übermaß“ an regulatorischem Aktivismus 
der Politik würde nämlich unter den Bedingungen einer 
offenen Ökonomie dazu führen, dass Investitionen  
vermindert oder verlagert würden, was wiederum die 
fiskalischen und auch die beschäftigungspolitischen In-
teressen jeder Regierung verletzen müsste. In der „Post-
Demokratie“, wie Colin Crouch das aktuelle Verhältnis 
zwischen Politik und Ökonomie in der OECD-Welt nennt, 
regieren die Interessen von Investoren daran, dass der 
Kontenrahmen im Wesentlichen so verzerrt bleibt, wie 
er ist. 

Die andere Antwort wird von Robert Reich in seinem 
Buch über den „Superkapitalismus“ ausgearbeitet. Es 
gibt im wirtschaftlichen und politischen Leben vier Rol-
len, die Akteure spielen können und in der Regel (wie 
im Modell der multiplen Persönlichkeit) gleichzeitig 
spielen: die des Investors, des Konsumenten, des Arbeit-
nehmers und des Staatsbürgers. In den ersten beiden 
und mittelbar auch aus der dritten dieser Rollen ziehen 
sie Vorteile aus den unberechneten Schadenswirkungen 
der „superkapitalistischen“ Ökonomie – und majorisie-
ren dadurch gleichsam die Einwände, die aus der Sicht 
der vierten Rolle, der des „Bürgers“ einer liberalen De-
mokratie, zu erheben wären. Die Orientierung am share 
holder value, die Lebensform des individualistischen  
Privat-Konsumismus und die ihnen aufgenötigten Sicher-
heits- und Erwerbsziele der Arbeitnehmer bilden gemein-
sam eine große produktivistische Allianz, die bedenken-
lose Wachstumsstrategien legitimiert und gegen deren 
Macht der von Bürgern getragene demokratische Prozess 
nichts auszurichten vermag. Folgerichtig stellt Reich die 
Frage, wie sich demokratische Politik vom Kapitalismus 
„emanzipieren“ und die „systemic diversion of politics“ 
überwinden könne. Wie kann man die Bürger gegen die 
Investoren, die Verbraucher (und auch die auf produkti-
vistisches Denken fixierten Arbeitnehmer) stark machen?

Die Zahl der in Betracht kommenden Antworten ist 
begrenzt. Man kann die Bürgerkomponente im Investor 
(und Arbeitgeber) zu stärken und seine „corporate social 
responsibility“ zu aktivieren versuchen. Man kann versu-
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gern. Man kann – entgegen der verbreiteten Ansicht, es 
gebe „zu viel“ Markt – zusätzliche artifizielle Märkte (z. B. 
für Emissionsrechte oder Gütesiegel für die Energieeffi-
zienz von Produkten) schaffen und Unternehmen auf  
diese Weise in einer Sprache, die sie verstehen, dazu 
veranlassen, „externalitätenbewusster“ zu kalkulieren 
und zu investieren. Alle diese Antworten stehen freilich 
unter dem Vorbehalt, dass die internationale Wettbe-
werbssituation diese drei Abhilfen und die von ihnen 
hervorgerufenen zusätzlichen Kosten zulässt und den  
Investoren daher „zumutbar“ erscheinen lässt. Dieser 
Vorbehalt gilt nicht, so scheint es, für eine vierte Lö-
sung, die daher auch im Mittelpunkt der Überlegungen 
von Jänicke und Jacob steht: die Überwindung von Ex-
ternalitätenproblemen durch technische Innovation, also 
die forcierte Entwicklung von neuartigen Produktions-
anlagen und Energiequellen, die beides leisten: die Neu-
tralisierung negativer externer Effekte und deshalb die 
Eröffnung von Investitions- und Beschäftigungschancen 
wie zusätzlich auch noch von Exportchancen. 

Ich lasse dahingestellt, ob die Rede von einer „Drit-
ten Industriellen Revolution“ nicht doch etwas zu pom-
pös ist. Die großen technischen Produkt-Innovationswel-
len in der Geschichte des Kapitalismus (Eisenbahnbau, 
Automobile, synthetische Stoffe und Fasern) hatten das 
Ergebnis, Win-Win-Win-Situationen eintreten zu lassen – 
will sagen: relativ konfliktfreie sozialökonomische Kon-
stellationen, die sowohl Kapital wie Arbeit absorbiert ha-
ben und dazu noch neue Konsummöglichkeiten und 
attraktive Lebensweisen eröffnet und deren Verbreitung 
stimuliert haben. Dasselbe wird man von einer weiteren 
Welle, der noch anhaltenden Entwicklung elektroni-
scher Informations- und Kommunikationstechnologien 
seit dem Beginn des vierten Quartals des 20. Jh., schon 
nicht in gleicher Weise sagen können. Bei diesen Inno-
vationen handelt es sich sowohl um Produkt- wie um 
Prozessinnovationen, und als Prozessinnovationen ha-
ben sie Arbeitskraft nicht absorbiert, sondern per saldo 
freigesetzt. Bei der „effizienten Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen“, die von den Verfassern als das zentra-
le Innovationsfeld der „Dritten“, „jetzt zu erwartenden“ 

Industriellen Revolution avisiert wird, dürften die Dinge 
wiederum anders liegen. 

Was zunächst die Kapitalabsorption bei Techniken 
zur effizienten Nutzung erneuerbarer Energien angeht, 
so muss ich mich hier auf die Vermutung beschränken, 
dass sie derjenigen erheblich nachstehen wird, die etwa 
der Eisenbahn- und Automobilsektor seit Anfang ihrer 
Geschichte aufgewiesen haben. Die schlichte Frage ist 
hier: Gibt es im Sektor der erneuerbaren Energien für 
ebenso viele Investoren ebensoviel zu verdienen wie in 
den Industrien, in denen nicht-erneuerbare Energiequel-
len gewonnen und verteilt werden, also bei Kohle, Erdöl 
und Atomenergie? Falls das, wie mir scheint, nicht der 
Fall sein sollte, so bliebe nicht nur die Entwicklung der 
Technologien, sondern auch der Aufbau der Anlagen 
bzw. die Subventionierung der Rendite privater Inves-
toren in der Zuständigkeit des Staates. Was zweitens die 
Arbeitsplatzbilanz erneuerbarer Energien angeht, so 
deuten die Verfasser eher untertreibend ihre Besorgnis 
an, dass bei den Arbeitnehmern „die Akzeptanz für ei-
nen anspruchsvolleren Umwelt- und Ressourcenschutz 
beeinträchtigt“ sein könnte. Auch hier wären Modell-
rechnungen und Beobachtungen erwünscht, welche die 
Behauptung von Jänicke und Jacob unterstützen könnten: 
„Langfristig haben erneuerbare Energien und nach-
wachsende Rohstoffe das Potenzial, zu Quellen des Wohl-
standes zu werden.“ Mir scheint dagegen, dass mit posi-
tiven Beschäftigungseffekten dieser Innovationswelle 
noch weniger zu rechnen ist als bei den IKT-Innovati-
onen, und dass deshalb durch einen großflächigen Um-
bau der sozialen Sicherheitssysteme im Sinne ökonomi-
scher Bürgerrechte („Grundeinkommen“) die staatliche 
Politik für sich selbst erst die Voraussetzungen schaffen 
müsste, unter denen Gesellschaften unseres Typs auch 
ohne „Vollbeschäftigung“ in der Form kontraktueller Er-
werbsarbeit leben können. Ein Grundeinkommen würde 
die staatliche Politik von der Notwendigkeit entlasten, 
bei der Entscheidung über in Betracht kommende und 
ökologisch erwünschte technische Innovationen deren  
Beschäftigungswirkungen als oberstes Entscheidungskri-
terium anzuwenden. Die angedeutete fiskalische „Ent- 
lastung des Faktors Arbeit“ scheint jedenfalls nur ein er-
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anderer wären Änderungen des Wahlrechts nach dem 
Modell eines „vikarischen Elternwahlrechts“: wenn bei 
allgemeinen Wahlen jeder Vater eine Extra-Stimme für 
jede (noch nicht wahlberechtigte) Tochter abgeben dürf-
te, und jede Mutter für jeden Sohn, dann dürfte das er-
wünschte positive Auswirkungen auf die Zukunftsorien-
tierung der Wahlentscheidung haben.

Was schließlich die Konsumenten angeht, so wäre 
wohl noch genauer darüber nachzudenken, ob und in 
welcher Weise erneuerbare Energien zur Grundlage  
einer von den Verbrauchern erwünschten neuen Lebens-
weise und Konsumkultur werden könnten, wie es beim 
Automobil und auch beim PC der Fall gewesen ist. Es 
handelt sich bei den angekündigten Innovationen offen-
sichtlich weit überwiegend um Prozessinnovationen,  
die die technische Weise der Energie- und Rohstoffge-
winnung betreffen, nicht um neue Produkte. Insofern 
könnte man, abgesehen von ungewissen Kostenanrei-
zen beim Energieverbrauch, von einer „moralischen“ 
Konsumentenrente sprechen, die z. B. den Verbrauchern 
von Energie das angenehme Gefühl verschafft, dass es 
sich um ökologische und saubere Energie handelt (für 
deren Nutzung ggf. auch Preisaufschläge und Beein-
trächtigungen der „Konsumentensouveränität“ (Beispiel: 
vorgeschriebene Öko-Leuchtmittel in Australien) hinzu-
nehmen sind).

Diese knappe Musterung einschlägiger Vermutungen 
zeigt, dass es – anders als bei den früheren Innovations-
wellen und industriellen Revolutionen – die vierte Kom-
ponente im multiplen Selbst unseres Wirtschaftsbürgers 
ist, von der die Triebkräfte der Innovation auszugehen 
hätten: der Bürger bzw. die politische Gemeinschaft  
aller Bürger und ihrer demokratischen Willensbildung. 
Die Verfasser betonen überzeugend, dass für die Umset-
zung ihrer Innovationsperspektive eine von den Bürgern 
mandatierte „außerordentliche Handlungsfähigkeit“ 
und Strategiefähigkeit der Staaten auf globaler, europä-
ischer wie auf nationaler Ebene vorauszusetzen ist – ein 
Zuwachs an state capacity („Neubewertung der Staatlich-
keit“), der freilich nur auf dem Wege eines diametralen 
Richtungswechsels der Entwicklung zu gewinnen wäre, 

die wir in den letzten 20 Jahren in der OECD-Welt zu  
registrieren hatten. Dafür spricht auch, dass es sich bei 
den Gütern, die von den neuen Technologien erzeugt 
werden sollen, ganz eindeutig um Kollektivgüter wie  
Klima- und Umweltschutz und außenwirtschaftliche Un-
abhängigkeit handelt. Die „Dritte Industrielle Revoluti-
on“ ist ein normativ attraktives, aber ungemein voraus-
setzungsvolles Zukunftsprojekt – weit mehr als bloße 
Förderung von und Umstellung auf neue Technologien. 
Wie bei allen Revolutionen besteht bei ihren Vorden-
kern wohl auch hier die Neigung, die Hürden auf dem 
Weg zum Ziel durch ein umgekehrtes Fernrohr in den 
Blick zu nehmen. Wenn man ausreichend Anlauf neh-
men will, sollte man wohl das Gegenteil tun und die  
politischen Voraussetzungen vermeintlich nur technischer 
Neuerungen ins Auge fassen, bei denen Win-Win-Win-
Koalitionen eher unwahrscheinlich erscheinen.
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 Innovationen sind der Schlüssel für den Umgang 
mit zukünftigen globalen Herausforderungen – dies 
gilt aus Sicht der Fraunhofer Gesellschaft auch für 
die in der vorliegenden Publikation adressierten  
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Allerdings 

erfordern Nachhaltigkeitsinnovationen wegen ihrer Kom-
plexität das Zusammenwirken unterschiedlicher Akteure 
aus Wissenschaft, Industrie, Dienstleistungen, Admini-
stration und Medien bis hin zu den Endverbrauchern 
und -nutzern. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft unterstützt als einer der 
Akteure im genannten Geflecht der Interaktionen den 
Transformationsprozess hin zu einer nachhaltigen Ge-
staltung von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt aktiv. 
Ohne Zweifel hat der Transformationsprozess bereits  
in den 70er und 80er Jahren begonnen; die Fraunhofer-
Gesellschaft hat auch sehr früh Anstrengungen unter-
nommen, neue nachhaltige Technologien wie Solarener-
gie, effiziente Gebäude, nachhaltige Verkehrskonzepte 
oder neue Materialien zu entwickeln. Sie haben zu eini-
gen viel beachteten Erfolgen, wie zum Beispiel neuen 
Weltrekorden der Effizienz von Solarzellen und Wechsel-
richtern oder zu neuen Ansätzen für intelligente Ener-
gienetze wie Smart Metering und Demand Side Manage-
ment, geführt. Dazu war ein langer Atem erforderlich 
– gerade auch über Zeiten hinweg, in denen der Trans-
formationsprozess aufgrund von niedrigen Energieprei-
sen und Unsicherheiten in der wissenschaftlichen Be-
wertung des Klimawandels mehr stotterte als brummte. 
In naher Zukunft scheint die Stetigkeit im Verfolgen  
der Nachhaltigkeitsziele schon allein ökonomisch durch 

die gestiegenen Energie- und Rohstoffpreise vorgezeich-
net zu sein, obwohl nach wie vor eine hohe Fluktuation 
der Preise die Gefahr reell erscheinen lässt, dass das  
Interesse von Medien, Öffentlichkeit, Unternehmen und 
Politik kurzfristig wieder einen Einbruch erfahren könn-
te. Gleichzeitig muss der Transformationsprozess ver- 
stärkt werden. So lag die Steigerung der Energieeffizienz 
europaweit in den letzten 15 Jahren bei 1,2 Prozent und 
die Verringerung der CO

2
-Intensität bei ca. 1,9 Prozent 

pro Jahr; dies schließt die Transformationsprozesse im 
Osten Deutschlands und in den neuen EU Mitglied-
staaten mit ein. In Zukunft müssen Materialintensität 
und CO

2
-Intensität gegenüber der Entwicklung in der 

Vergangenheit mindestens um den Faktor zwei schnel-
ler abnehmen und dies über weite Teile des 21. Jahrhun-
derts, um wichtige Zielsetzungen der Nachhaltigkeit zu 
erreichen. Dies verdeutlicht die Größe der Herausforde-
rung.

Die vielfältigen Herausforderungen und sich jeweils 
neu abzeichnenden Lösungsmöglichkeiten erfordern  
flexible Forschungsstrukturen und stellen hohe Anforde-
rungen an die Qualität der Forschung. Die Fraunhofer-
Gesellschaft sieht hier einen wichtigen Beitrag durch die 
Ergebnisorientierung ihrer Forschung. Ziel dabei ist,  
die Umsetzung von Innovationen in Wirtschaft und Ge-
sellschaft in einem überschaubaren Zeitrahmen zu er-
reichen, welcher der Dringlichkeit der Herausforderungen 
angemessen ist: Wir müssen hohe Durchdringungsraten 
bei nachhaltigen Technologien bereits in der Mitte 
dieses Jahrhunderts erreicht haben. Wegen der langen 
Investitionszyklen bei vielen Technologien muss die 

GEsEllsCHAFt, WIRtsCHAFt UnD UmWElt  
nACHHAltIG GEstAltEn
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der anderen Seite die nötige Vielfalt der Lösungsansätze 
lange genug aufrechtzuerhalten, forscht die Fraunhofer-
Gesellschaft dezentral. Die Fraunhofer-Institute ermit-
teln in strukturierten Prozessen wirtschaftsrelevante 
Technologiefelder sowie die akute und erwartete Nach-
frage des Vertragsforschungsmarktes. Sie richten daran 
ihre Forschungsthemen aus; dies führt zu einem breiten 
Spektrum kreativer Lösungen.

Die Zukunft erfordert, dass verstärkt ganze Systeme 
in Richtung der Nachhaltigkeit umgestaltet werden, 
d. h. der Wandel wird unser gesamtes gesellschaftliches, 
wirtschaftliches und politisches Leben betreffen und  
verändern. Typische Beispiele sind Infrastrukturbereiche 
wie ein Energiesystem mit hohen Anteilen erneuerbarer 
Energien oder eine zukunftsfähige, stärker dezentral ge-
prägte Wasserwirtschaft. Sie sind nicht nur durch den 
Ersatz von weniger effizienten durch nachhaltige Tech-
nologien gekennzeichnet, sondern erfordern weit rei-
chende Änderungen hinsichtlich technologischer Para-
digmen bei den beteiligten Akteuren und den zugrunde 
liegenden Organisationsformen. Solche Paradigmen-
wechsel können aber nur dann glaubhaft angestoßen 
werden, wenn den beteiligten Akteuren wissenschaftlich 
fundiert Lösungsansätze und ihre Konsequenzen vermit-
telt werden können. Noch stärker als bei anderen Inno-
vationen gilt, dass hier der Politik eine hohe Bedeutung 
zukommt, die weit über rein regulierende Aspekte hi-
nausreicht und hohe gestalterische Kraft fordert. Vor 
dem Hintergrund der langen Zeiträume und dem öffent-
lichen Charakter der Zielsetzungen muss sie einerseits 
verstärkt die Rahmenbedingungen für den Einsatz der 
Innovationen schaffen. Andererseits werden zwischen 
den Akteuren Konflikte auftreten, die ausgeglichen wer-
den müssen. Gleichzeitig erfordern die zugrunde liegen-
den Unsicherheiten auch häufig das Offenhalten von 
technologischen Optionen, soweit dies nicht zu einer 
Lähmung der Entwicklung führt. Die Fraunhofer-Gesell-
schaft gestaltet vor allem den Dialog zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft und stellt sich dabei der poli-
tischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzung um 
Forschungsfelder in ihrem Kompetenzbereich. Diese ge-

stalterische Tätigkeit im Bezug auf neue Instrumente 
und neuen Organisationsformen für die Nachhaltigkeit 
wird folglich auch immer intensiver vom gesamten Auf-
traggeberspektrum der Gesellschaft nachgefragt.

In diesen Transformationsprozessen liegen eine Rei-
he von Risiken: Das Aufbrechen von existierenden Struk-
turen erregt immer Widerstand aus Partikularinteres-
sen, die häufig erst dann überwunden werden können, 
wenn der Leidensdruck groß wird. Weiterhin besteht 
die Gefahr, dass „demokratische“ Prozesse der Lösungs-
findung außer Kraft gesetzt werden, weil „Not am Mann 
ist“ und nicht rechtzeitig vorgesorgt wurde. Gleichzeitig 
öffnen nachhaltige Transformationsprozesse aber wich-
tige neue Chancen:

Durch den Einsatz nachhaltiger Technologien kön-
nen Steigerungen der Produktivität erreicht werden, 
die die Wettbewerbsfähigkeit und Qualität der Pro-
duktion langfristig verbessern.
Neue Produkte führen zu neuen Märkten und steigen-
den Absatzmöglichkeiten, allerdings nicht automa-
tisch; speziell in Entwicklungsländern müssen daher 
nicht nur Technologien exportiert werden, sondern 
auch angepasst – im breiten Sinn der begleitende  
Policy Background.
Zunehmender Bedarf zum Ausbau der Infrastruktur 
und die steigende Bedeutung globaler Umweltpro-
bleme führen zu einer erheblichen internationalen 
Verbreitung dieser Strategien. Denjenigen Volks-
wirtschaften, die diese Entwicklung als erste in ihre 
Leistungsverbünde integrieren und Vorreitermärkte 
etablieren können, winken große Erfolge im interna-
tionalen Wettbewerb.
Technologien einer nachhaltigen Entwicklung haben 
in Deutschland das Potenzial, neue Leitindustrien zu 
werden. Dies wird zu einem erheblichen Struktur-
wandel in der deutschen Industrie führen, allerdings 
in dem Sinn, dass sich häufig traditionell starke 
Branchen wie der Maschinen- und Anlagenbau den 
neuen Technologien wie der Windenergie öffnen 
und ihnen dadurch eine breite Erfahrungsbasis  
mitgeben. Unsere Analysen zum „Zukunftsmarkt  
Umwelt“ haben aufgezeigt, dass Deutschland sich  

–

–

–

–
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Außenhandel bereits auf diese Technologien speziali-
siert hat und daher sehr gute Ausgangsbedingungen 
aufweist. Aber auch andere Länder schlafen nicht. 
China zum Beispiel hat sich innerhalb weniger Jahre 
zum größten Solarzellenproduzenten aufgeschwun-
gen. Die Größe der Märkte in den Schwellenländern 
wird die Entstehung von neuen Industriegiganten 
befördern. Deutschland muss daher die Transforma-
tion im eigenen Land zielstrebig weiterverfolgen – 
und gleichzeitig die internationale Entwicklung ver-
stärkt nutzen.

Transformationsprozesse zur Nachhaltigkeit benöti-
gen Menschen, die sie begleiten. Dies ist vielleicht die 
größte Herausforderung, die bei unserer knapper wer-
denden Ressource Mensch auf die Politik und die Gesell-
schaft zukommt. Die Fraunhofer-Gesellschaft trägt dazu 
bei, dass für die Prozesse exzellent ausgebildete Wissen-
schaftlerInnen bereitstehen, die häufig auch aus der 
Wissenschaft in die Umsetzung wechseln und durch die 
angewandte Forschung einen engen Praxisbezug haben. 
Sie bietet damit eine Plattform zur fachlichen und per-
sönlichen Entwicklung für Positionen in Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft und fördert Forschung für 
und durch die Menschen.
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 Wir stehen an einem geschichtlichen Wen-
depunkt, wo der Bedrohung unseres  
Planeten nur mit einer großen Transfor-
mation begegnet werden kann. Diese 
Transformation muss jetzt beginnen …“ 

Unmissverständlich und eindringlich sind die ersten 
Worte des Potsdam-Memorandums1, das im Herbst 2007 
von 15 Nobelpreisträgern und einer großen Zahl führen-
der Wissenschaftler auf dem Symposium Global Sustaina-
bility – A Nobel Cause verabschiedet wurde. Wohl auch 
deshalb hat die Forderung nach einer „Großen Transfor-
mation“ des globalen Wirtschaftslebens – synonym für 
das, was in diesem Band als Dritte Industrielle Revoluti-
on bezeichnet wird – Wellen geschlagen. Sogar die 
Deutsche Bundesregierung hat sich das Ziel der Großen 
Transformation im Rahmen ihres Side Events zu den UN-
Klimaverhandlungen auf Bali zu Eigen gemacht. Der 
Anspruch, den die politische Führung des Landes damit 
erhebt, ist ambitioniert, und das nicht nur für deutsche 
Verhältnisse. 

Umso auffälliger ist, dass die öffentliche Debatte gar 
nicht um die fundamentalen Fragen der Umstrukturie-
rung unseres Wirtschaftslebens kreist. Es wird kaum  
diskutiert, welche Potenziale energiepolitische Optionen 
wie der Bau solarthermischer Großanlagen in Wüsten-
gebieten besitzen oder wie sich „grüne Techniken“ im 
globalen Maßstab implementieren lassen. Dafür begeg-
nen uns regelmäßig die populistischen Widergänger, 
also Forderungen nach einer Verschiebung der LKW-
Maut, der Wiedereinführung der Pendlerpauschale und 
Sozialtarifen zur Stromverschwendung. Die Protago-

nisten sind mitunter dieselben, die zuvor große Schritte 
im Klimaschutz eingefordert haben. Was macht es so 
schwierig, den Einsichten in die Notwendigkeit einer 
Dritten Industriellen Revolution durchdachtes und kon-
sequentes Handeln folgen zu lassen? Sind es allein die 
Dimensionen der Aufgabe?

Ein Vergleich mit vergangenen Revolutionsprozessen 
verdeutlicht das Besondere der vor uns liegenden He-
rausforderung und lenkt den Blick auf das Spektrum der 
Aufgaben, denen wir uns stellen müssen. Allen Revolu-
tionen gemein ist der einschneidende Charakter der Er-
eignisse. Die bestehenden Verhältnisse wurden „auf den 
Kopf“ gestellt. 

Inhaltlich lässt sich zwischen zwei Typen von Revo-
lutionen differenzieren, den politischen (etwa der  
Französischen Revolution, der Oktoberrevolution oder der 
friedlichen Revolution des Jahres 1989) und den gesell-
schaftlichen, d. h. sozialen bzw. ökonomischen (von der 
Stillen Revolution des Wertewandels über die Bildungs- 
revolution bis zu den Industriellen- und Technologischen 
Revolutionen).

Deutlich unterscheiden sich die Triebfedern der re-
volutionären Ereignisse. Politische Revolutionen wurden 
durch die Interessen einer verschworenen Machtge-
meinschaft oder aber der breiten Volksmassen angetrie-
ben. Ihr Ursprung ist eine Idee, eine Überzeugung – 
etwa die der Ungerechtigkeit der herrschenden Verhält- 
nisse. Gesellschaftlichen, insbesondere Industriellen 
Revolutionen lag ein tragender Gedanke dieser Art nicht 
zugrunde. Sie liefen im Wesentlichen „von selbst“,  
dezentral und scheinbar unaufhaltsam ab. Industrielle 

nACHHAltIGE REvOlUtIOnäRE GEsUCHt



��  |  Revolutionen waren Folgen bahnbrechender Fortschritte. 
Sie lagen beim ersten Mal in der großflächigen Erschlie-
ßung der Kohle und der Erfindung mechanischer An-
triebe, bei der Zweiten Industriellen Revolution waren 
die preiswerte Förderung von Erdöl und die allgemeine 
Elektrifizierung von entscheidender Bedeutung.

Die vor uns liegende Große Transformation ist ihrem 
Gegenstand nach eine Industrielle Revolution wie die 
vorherigen, und sie würde ohne Sondertatbestände 
auch in vergleichbarer Weise von den Kräften des Mark-
tes vorangetrieben werden: Mit der Verknappung fos-
siler Energieträger, erst des Öls, dann von Gas und Koh-
le würden die „Erneuerbaren“ allein durch „normale“ 
makro- und mikroökonomische Prozesse innerhalb von 
100 -200 Jahren zu den Stützen unseres Energiesystems 
werden. Steigende Preise fossiler Energieträger würden 
die Konkurrenzfähigkeit von Solarthermie, Windkraft-
nutzung und allem, was zukünftiger Erfindungsgeist 
noch hervorbringt, „von allein“ Schritt für Schritt  
erhöhen. 

Wie wir heute wissen, lässt uns der Klimawandel 
aber nicht ausreichend Zeit, allein auf das langfristige 
Wirken von Angebot und Nachfrage zu setzen. Der Son-
dertatbestand Klimawandel stört die natürlichen Ab-
läufe des Fortschritts: Um zu verhindern, dass unser Kli-
masystem außer Kontrolle gerät, müssen wir umgehend 
handeln. Wir sind gezwungen, den Treibhausgasausstoß 
bis zur Mitte des Jahrhunderts um mindestens 80 Pro-
zent zu senken und zum Ende des Jahrhunderts weltweit 
„kohlenstoffneutral“ zu wirtschaften. Die Herausforde-
rung besteht darin, die Große Transformation bereits 
jetzt mit aller Kraft in Gang zu setzen, zu einem Zeit-
punkt, der nach „Revolutionsgesetzen“ viel zu früh er-
scheint. Im Unterschied zur Ersten und zur Zweiten  
Industriellen Revolution ist deshalb ein politischer Rah-
men zu schaffen, der die Gesetzlichkeiten großer Trans-
formationsprozesse gewissermaßen künstlich erzeugt. 
Technisch gesprochen, benötigen wir eine Art Fort-
schrittskatalysator, einen gesellschaftlichen Beschleuni-
ger des Transformationsprozesses. 

Der Klimawandel macht es Volksvertretern (gerade 
solchen, die der demokratischen Legitimation bedürfen) 

nicht leicht, die entscheidenden politischen Schritte zu 
gehen: Klimaveränderungen lassen sich nicht unmit- 
telbar mit unseren Sinnen erfassen. Insbesondere über-
fordern die zeitlichen Dimensionen der Veränderungs-
prozesse die menschlichen Wahrnehmungsmöglich- 
keiten. Auch der weltumspannende Charakter des Prob- 
lems macht zu schaffen. Globale Solidarität oder 
zumindest ein Gefühl, im selben fragilen Schiff sitzen, 
entsteht nicht von einem Tag auf den anderen.

Ist die Lage also hoffnungslos? Nein! Zu Recht hoben 
die Nobelpreisträger im Potsdam-Memorandum hervor, 
dass wir heute über ein System verfügen, Wissen zu pro-
duzieren, „dass prinzipiell dazu genutzt werden kann, 
diese Transformation unter mutiger politischer Leitung 
gemeinsam mit aufgeklärten Entscheidungsträgern in 
der Wirtschaft und der gesamten Zivilgesellschaft herbei-
zuführen“. Die Nobelpreisträger halten zwar keine Blau-
pausen für die Große Transformation in den Händen, 
aber sie bieten die Kompetenzen ihres Standes an, um 
die erforderlichen Transformationsinstrumente zu ent-
wickeln. In Politik und Wirtschaft besteht nur wenig 
Raum zum konzeptionellen Arbeiten. Diese Lücke muss 
die moderne Wissenschaft ausfüllen – und diese Lücke 
kann sie ausfüllen. Um einen geeigneten Rahmen zu 
schaffen, haben die Nobelpreisträger eine Globale Ziel-
vereinbarung zwischen Wissenschaft und Gesellschaft im 
Blick. Drei Aspekte sind ihnen besonders wichtig:

Erstens treten die Autoren des Potsdam-Memorandums 
für ein multinationales Innovationsprogramm ein, das 
über konzertierte nationale Aktionsprogramme (Man-
hattan, Apollo, Sputnik) weit hinausgeht. Sie sehen drin-
genden Bedarf, einige Forschungs- und Entwicklungs-
prozesse international zu koordinieren. Das Signal ist 
klar: Der Klimawandel ist eine globale Bedrohung – sei-
ne Lösung muss als globale Aufgabe verstanden werden.

Zweitens machen sich die Nobelpreisträger für die 
Überwindung der Bildungsgrenzen stark. Es geht weni-
ger um nationale Bildungspolitiken als vielmehr um die 
weltweite Verfügbarkeit relevanten Wissens zu Klima-
veränderungen und Lösungswegen. Ein Beispiel: Interna-
tionaler Patentschutz darf nicht der Verbreitung klima-
schützender Technologie im Weg stehen.
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Initiative für Forschung sowie Aus- und Fortbildung im 
Bereich der Nachhaltigkeit“. Es müsse gelingen, die 
klügsten jungen Menschen für interdisziplinäre Forschung 
zu den zentralen Themen der „Great Transformation“ 
zu gewinnen, um so die „Wissensbasis für das Wohler-
gehen der übernächsten Generation zu schaffen“.

Diese Vorschläge sind noch sehr abstrakt und in ers-
ter Linie als Grundlage für die weitere Diskussion zu  
verstehen. Sie warten darauf, debattiert, fortentwickelt, 
ergänzt und mit Leben gefüllt zu werden. Um das Zu-
sammenspiel von Wissenschaft und Gesellschaft auf ein 
neues Qualitätsniveau zu heben, braucht man Orte, die 
Freiraum zum gemeinsamen Denken schaffen – inter-
disziplinär, international und gut koordiniert. Idee der 
Nobelpreisträger war es, ein weltweites Netz von Institu-
tes for Advanced Sustainability Studies zu schaffen, die 
nicht nur die wissenschaftliche Kraft bündeln, sondern 
auch zur Plattform des Dialogs mit der Wirtschaft und 
der Politik werden können.

Es stimmt hoffnungsvoll, dass die Bundesregierung 
diesen Vorschlag sogleich aufgegriffen hat: Noch im 
Jahr 2009 wird in Potsdam das erste Institute for Advan-
ced Studies zur Nachhaltigkeitsforschung entstehen. Es 
soll Spitzenwisssenschaftler aller Disziplinen, Altersgrup-
pen und Herkünfte zu gemeinsamen Forschungsaufent-
halten nach Potsdam holen, um Kernfragen der Großen 
Transformation anzugehen. Etwa diese: Wie sieht sie 
aus, die nachhaltige Stadt? Welche Chancen bietet Solar-
strom aus der Sahara, und wo liegen die Hindernisse 
auf dem Weg zum Supergrid? Wie können die Bedürf-
nisse von Patentschutz und Technologietransfer in Ein-
klang gebracht werden? 

Um die vor uns stehende Transformationsleistung 
bewältigen zu können, muss die Wissenschaft tech-
nische Optionen und intelligente Systemlösungen entwi-
ckeln. Aber hierbei darf es nicht bleiben: Dem spezi-
ellen Charakter der Dritten Industriellen Revolution wird 
sie nur gerecht, wenn sie auch Instrumente erdenkt,  
die die Transformation zum nachhaltigen Wirtschaften 
entschieden beschleunigen. Wenn Vorschläge für diese 
Katalysatoren der Transformation auf dem Tisch liegen, 

wird die Politik auch den Mut zu größerer Konsequenz 
fassen.

Aufgrund seiner integrativen Struktur kann das Insti-
tut for Advanced Studies für die Politik wie die Wirtschaft 
zum Hebel werden, die Kompetenzen der Wissenschaft 
viel stärker zu nutzen als bisher. Für die Wissenschaft ist 
es Chance und Herausforderung zugleich: Wissenschaft-
ler werden gefragt und müssen Antwort geben – eine 
Aufgabe für die brillantesten unter den jungen Köpfen. 
Sie sind es, die den Weg zur Nachhaltigkeit vordenken 
müssen!

1 www.nobel-cause.de/potsdam-memorandumger.
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„Ein Traum ist unerlässlich, wenn man die Zukunft  
gestalten will.“

Victor Hugo, französischer Schriftsteller im 19. Jahrhundert

 Immer weitgehender wandeln sich die Industriena-
tionen zu Dienstleistungs- und Wissensgesellschaften. 
Mit der Internationalisierung der Finanzmärkte 
und dem Zusammenwachsen der Weltwirtschaft 
gewinnt der Prozess der schöpferischen Zerstörung 

zunehmend an Dynamik und Turbulenz: Bisher eher ab-
geschottete und nebeneinander existierende Absatz- 
und Arbeitsmärkte werden in einen immer intensiveren 
globalen Wettbewerb eingebunden. Chancen und Risi-
ken wachsen gleichermaßen und die Zeitabstände zwi-
schen Aktionen und Folgen des Handelns schrumpfen. 

Die Fähigkeit zur Innovation wird unter diesen Bedin-
gungen zum entscheidenden Erfolgsfaktor für das lang-
fristige Überleben von Unternehmen, ja von Volkswirt-
schaften. Nur wer sich flexibel und schnell genug an die 
sich rasch verändernden Bedingungen anpasst, wird 
vom Wandel nicht überrollt. Das Gebot der Stunde heißt 
Erneuerung – in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. 

Der Innovationswettbewerb ist auch ein Wettbewerb 
um die besten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wissen 
und Kreativität werden zu den entscheidenden Erfolgs-
faktoren künftiger Wettbewerbsfähigkeit. Denn der 
Mensch ist es allein, der erfinden, entdecken und Neues 
wagen kann. Die kreative Klasse wird zum Träger und 
Treiber der Veränderung. Das Human Capital, die Mitar-

beiter- und Mitarbeiterinnen, wird zur wichtigen öko- 
nomischen Ressource der Unternehmen und zum elemen-
taren Standortfaktor der Nationen. 

Das Schicksal Deutschlands hängt an gut ausgebilde-
ten Fachkräften, künftig mehr denn je. Doch schon  
jetzt zeichnet sich ein Fachkräftemangel ab. Wir haben 
erheblich zu wenig Naturwissenschaftler und Inge- 
nieure. Die derzeitigen Absolventen können nicht ein-
mal diejenigen ersetzen, die aus dem Berufsleben aus-
scheiden. Besonders dramatisch ist dieser Mangel gerade 
in den Gebieten, die für den Aufbruch in Zukunfts- 
märkte benötigt werden. Am stärksten betroffen sind 
die wissensintensiven Branchen des Dienstleistungs- 
sektors und die Industriebranchen mit hohem Bedarf  
an Ingenieuren.

Ohne die kreativen Köpfe ist keine Innovation mög-
lich. Das ist die eine Voraussetzung; die andere ist eine 
innovative Gesellschaft. Zur Innovationskultur gehört 
ein Führungsstil, der den Mitarbeitern Freiräume lässt, 
sie ermutigt, neue Ideen weiter zu entwickeln, Vertrau-
en gibt und vor allem fähig ist, mit Risiken und Fehlern 
umzugehen. Voraussetzung ist aber auch eine Technik-
akzeptanz und Innovationsbereitschaft in weiten Teilen 
der Bevölkerung. Denn der Markt für Innovationen  
wird von den Wünschen und Werten der Gesellschaft 
bestimmt. Innovation ist nicht nur ein technischer  
Vorgang, sondern ein sozialer Prozess. Nicht im Gedan-
kenblitz liegt der Schlüssel zu Innovationen, sondern  
im Umfeld, das dem Feuer Zunder gibt. 

Der Veränderungsdruck kann von zwei Seiten ausge-
löst werden: von der technologischen Entwicklung (tech-

ERsCHÖPFtE WElt: REGEnERAtIOn DURCH  
REssOURCEnEFFIzIEnz UnD nACHHAltIGKEIt   
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(market pull).

Bei der Dritten Industriellen Revolution scheinen 
sich beide Impulse zu einer mächtigen Welle hochzu-
schaukeln: die dringenden Herausforderungen, die Men-
schen beunruhigen, mit den technologischen Durchbrü-
chen, die neue Lösungen versprechen.

Klimawandel, Preissteigerungen von Lebensmitteln 
und Energie, Globalisierung, Abwanderung von Arbeits-
plätzen, Strukturwandel und permanente Veränderung 
sind die aktuellen Herausforderungen. 

mEnsCHEn bRAUCHEn EnERGIE UnD ROHstOFFE:  
EFFIzIEnzREvOlUtIOn UnD AUsbAU REGEnERAtIvER 
EnERGIEqUEllEn
Bislang sorgen Öl, Kohle und Gas für ein behagliches 
Heim, ein bequemes und sicheres Leben, sie machen 
uns mobil und treiben die Wirtschaft an. Preissprünge 
zeigen jedoch an, dass die Vorräte an fossilen Rohstoffen 
zur Neige gehen. Um auch in Zukunft Strom, Wärme 
und Kälte zu bezahlbaren Preisen zu erhalten, müssen 
wir Energie wesentlich effizienter nutzen und erneuer-
bare Energien stärker erschließen. Nur dann lässt sich 
auch der Kohlendioxidausstoß verringern, der das Welt-
klima bedroht. 

Massive Einsparmöglichkeiten gibt es vor allem bei 
Gebäuden. Etwa ein Drittel des Energiebedarfs in 
Deutschland wird für das Heizen und Kühlen von Wohn- 
häusern und Bürogebäuden benötigt. Mit intelligenter 
Gebäudetechnik lässt sich der Energieverbrauch um bis 
zu 40 Prozent senken. Besonders große Energiever-
schwender sind Häuser, die vor 1983 gebaut wurden – 
sie benötigen mehr als 20 Liter Heizöl pro Quadrat- 
meter und Jahr. Heutige Neubauten kommen mit einem 
Drittel aus. Noch weniger Energie verbrauchen Niedrig-
energie- und 3-Liter-Häuser, die Fraunhofer-Forscher  
entwickelt haben. 

Der sparsame Umgang mit Energie ist ein erster 
Schritt in Richtung einer nachhaltigen Energieversorgung. 
So sind auch in der Industrie, die etwa 40 Prozent der 
Gesamtenergie verbraucht, mittelfristig Energieein- 
sparungen von bis zu 30 Prozent möglich. Langfristig 

müssen aber erneuerbare Energiequellen wie Sonne, 
Wind und Biomasse direkt genutzt werden. 

Als Rohstoffquelle der Zukunft gelten Pflanzen: Bio-
masse ist eine alternative Kohlenstoffquelle, um daraus 
chemische Produkte wie Kunststoffe, Schmierstoffe, 
Waschmittel und Lösungsmittel zu erzeugen. Deutsch-
land ist nach den USA und Japan der drittgrößte Chemie-
produzent. Der Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen 
in der heimischen chemischen Industrie soll erheblich 
ausgebaut werden, um auch künftig konkurrenzfähig zu 
bleiben. Mit biotechnologischen Verfahren können neue 
Methoden zur Abwasserbehandlung entwickelt, aber 
auch Pflanzen zur Produktion von Medikamenten genutzt, 
mit Hilfe von Algen Farbstoffe gewonnen oder aus  
Stärke, Zucker, Cellulose oder Lignin Kunststoffe herge-
stellt werden.

mEnsCHEn bRAUCHEn EInE IntAKtE UmWElt:  
KlAREs WAssER, sAUbERE lUFt, FRUCHtbARE bÖDEn
Natürliche Ressourcen wie Luft, Wasser und Boden sind 
der Grundstock für unser Leben. Um unsere Zukunft  
zu sichern, sind Umweltschutz, Nachhaltigkeit und Kreis-
laufwirtschaft unabdingbar. Es geht darum, die Schad-
stoffbelastung der Luft zu reduzieren, fossile und erneuer- 
bare Energien deutlich effizienter zu nutzen und Emis- 
sionen zu senken, die den Treibhauseffekt verstärken. 
Gefragt sind aber auch Verfahren, die helfen, belastete 
Böden oder Gewässer zu regenerieren.

Am besten vermeidet man eine Umweltbelastung 
am Anfang eines Prozesses: Schadstoffe sollen gar nicht 
erst entstehen. Heute gelingt es, den Ressourcenver-
brauch ebenso wie den Schadstoffausstoß durch Verfah-
rensoptimierung zu senken und damit den Umwelt-
schutz mit Kosteneinsparung zu verbinden. Ressourcen- 
sparende, umweltgerechte Produktion, Recycling,  
Wiederverwertung sind die Stichworte für eine nachhal-
tige Kreislaufwirtschaft. 

mEnsCHEn bRAUCHEn GEsUnDHEIt:  
DER KOmmEnDE WACHstUmsmARKt 
Gesundheit ist unser kostbarstes Gut. Obwohl die Medizin 
in den vergangenen Jahrzehnten große Fortschritte  



  |  ��gemacht hat, sind viele Krankheiten noch nicht heilbar. 
Neue Möglichkeiten zur Diagnose und Therapie werden 
mit Hilfe der Gentechnik und Biotechnologie erforscht 
und entwickelt. Erkenntnisse aus der Ernährungs- und 
Prädispositionsforschung können helfen, Erkrankungen 
vorzubeugen. Neuroprothetik, personalisierte Medizin 
und regenerative Medizin eröffnen große Potenziale. 
Moderne Informations- und Kommunikationstechnik 
machen das Gesundheitssystem effizienter. Benötigt 
wird höhere Qualität zu geringeren Kosten.

mEnsCHEn bRAUCHEn sICHERHEIt:  
KEInE CHAnCE FÜR KRImInAlItät UnD tERRORIsmUs
Terror, Naturkatastrophen, schwere Unfälle und orga- 
nisierte Kriminalität bedrohen unsere Sicherheit. Beson-
deren Schutz benötigen kritische Infrastrukturen wie 
Energieversorgung, Verkehrswesen, Wasserversorgung, 
Information und Kommunikation, Verwaltungen und 
Industrieanlagen. Deshalb wird verstärkt an Systemen 
für aktiven und passiven Schutz vor physischer Gewalt, 
aber auch vor Angriffen auf die Informations- und Kom-
munikationswege gearbeitet. Zuverlässige Methoden  
zur Detektion von Sprengstoffen, chemischen, biologi- 
schen und nuklearen Substanzen sollen entwickelt  
werden. IT-Sicherheit steht dabei ebenso im Fokus wie 
Sensoren, die frühzeitig Gefahren erkennen oder gefähr-
dete Gebiete überwachen. Neue Materialien und Tech-
nologien tragen dazu bei, die Folgen von Schusswaffen, 
Brandsätzen und Explosionen zu minimieren. Gefragt 
ist auch ein effizientes Katastrophen- und Krisenmanage- 
ment. Das gemeinsame Ziel heißt: Menschen so weit  
wie möglich zu schützen.

mEnsCHEn bRAUCHEn KOmmUnIKAtIOn:  
IUK Als InnOvAtIOnsmOtOR
Für die Leistungsfähigkeit jeder Industrienation spielen 
Informations- und Kommunikationstechnologien eine 
Schlüsselrolle. Sie sind Motor tief greifender Veränderun- 
gen in Wirtschaft und Gesellschaft und verändern die 
meisten Geschäftspraktiken und Konsumgewohnheiten. 
Viele Innovationen, etwa in der Automobilindustrie,  

der Medizin, im Handel oder den Medien, sind auf diese 
Technologien zurückzuführen. 

mEnsCHEn bRAUCHEn mObIlItät:  
nEUE FAHRzEUG- UnD vERKEHRstECHnOlOGIEn
Die Verkehrsnetze in Deutschland sind bis an ihre Gren-
zen belastet. Und Prognosen sagen, dass bis zum Jahr 
2015 die Zahl der Pkw in Deutschland auf 50 Millionen 
ansteigen wird. Gleichzeitig wird der Warenverkehr  
um 60 Prozent zunehmen. Damit wir auch in Zukunft 
mobil bleiben, sind intelligente Fahrzeug-, Verkehrs-  
und Transporttechnologien gefragt. Ein Ziel ist es, die 
vorhandene Infrastruktur – etwa durch Verkehrsmanage- 
mentsysteme – effizienter zu nutzen. Es gilt Technolo-
gien zu entwickeln, die Staus und Unfälle vermeiden, 
das Umsteigen auf öffentliche Verkehrsmittel erleichtern 
und die Warenströme optimieren.

Die Automobilindustrie ist von zentraler Bedeutung 
für den Wirtschaftstandort Deutschland. Um auch  
künftig wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen „intelligen-
te“, kraftstoffsparende und umweltfreundliche Fahr-
zeuge entwickelt werden. In Zukunft soll das Auto nicht 
nur im Betrieb wenig Kraftstoff verbrauchen – sondern 
bereits bei der Produktion wenig Energie und Rohstoffe 
benötigen. 

Die Herausforderungen, vor die uns eine Dritte Indus- 
trielle Revolution stellt, reichen natürlich weit über  
diese Bereiche hinaus. Denn wir haben gleichzeitig die 
Entwicklung hin zur alternden Gesellschaft mit allen 
Problemen für die Arbeitswelt und das Gesundheitswesen 
zu bewältigen. 

Im Folgenden zeigen wir an einigen Beispielen, wo 
wir – mithilfe von Forschung und Technologie – Lösungen 
entwickeln können, die möglichst rasch einen wirk-
samen Beitrag leisten. Von den zwölf Zukunftsthemen, 
die die Fraunhofer-Gesellschaft kürzlich vorgestellt hat, 
sind hier diejenigen ausgewählt, die sich auf Energie 
und Umwelt beziehen.
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FAssADE 
In Deutschland entfällt etwa ein Drittel des Energiever-
brauchs darauf, Gebäude zu temperieren. Insbesondere 
Altbauten benötigen viel Energie: Sie schlucken drei-  
bis fünfmal mehr Heizenergie als moderne Häuser. Mit 
guter Dämmung, effizienter Heizung und Kühlung  
lassen sich bis zu 80 Prozent Energie einsparen. Forscher 
erproben multifunktionale Fassadenmodule und neue 
Wärmespeicher für die Innendämmung. In den Labors 
entstehen flächige Heiz- und Kühlsysteme für Wände, 
Decken und Fußböden.

EnERGIEsPEICHER Im nEtz – stROm nACH bEDARF  
AUs sOnnE UnD WInD 
Im Energiemix der Zukunft spielen erneuerbare Energien 
eine zunehmende Rolle. Allerdings sind sie schwerer 
kalkulierbar. Es hängt von Wetter und Tageszeit ab, wie-
viel Strom ins Netz eingespeist wird. Fraunhofer-Wissen-
schaftler arbeiten daran, die Lieferung von Wind- und 
Sonnenenergie ebenso planbar zu machen wie die Ener-
gieproduktion in konventionellen Kraftwerken. Dazu 
werden neue leistungsfähige Energiespeicher benötigt.

GREEn POWERtRAIn tECHnOlOGIEs – sCHWUnG FÜR 
UmWEltsCHOnEnDE AUtOs 
Die Anforderungen an das Auto der Zukunft sind hoch: 
Es muss Ressourcen schonend gefertigt werden, mit  
geringem Kraftstoffverbrauch fahren, dabei wenig Schad-
stoffe in die Luft abgeben und möglichst selten eine 
Wartung benötigen. Forscher aus sieben Fraunhofer-Ins- 
tituten wollen den »Powertrain« verbessern – den An-
triebsstrang mit allen Komponenten für die Drehmoment-
erzeugung und -übertragung, also vom Motor bis zum 
Rad. Sie arbeiten daran, den Niedrigenergiemotor, das 
Leichtbaugetriebe und die Leichtbau-Kardan-Antriebs-
welle weiter voranzutreiben.

Die Hybridtechnologie kombiniert die Vorteile von 
Verbrennungs- und Elektromotoren. Auf der Autobahn 
fährt das Fahrzeug mit Benzin und in der Stadt mit 
Strom. So verbraucht es weniger Energie. Ein Hybrid- 
antrieb schaltet beim Bremsen auf Generatorbetrieb 

und erzeugt elektrischen Strom, der in einer Batterie 
zwischengespeichert wird. Diesen Strom nutzt der Elek-
tromotor dann beim Anfahren. Vor allem im Stadtver-
kehr ist die Ersparnis enorm. Ein Problem der Hybrid-
technik sind bisher die Speicher. Fraunhofer-Forscher 
entwickeln ein fahrzeugtaugliches Energiespeicher- 
modul auf Basis der Lithium-Polymer-Akkumulatortech-
nologie.

DEzEntRAlEs IntEGRIERtEs WAssERmAnAGEmEnt – 
sPARsAmER UmGAnG mIt KOstbAREm nAss
Der heutige Wasserverbrauch – in Deutschland durch-
schnittlich 130 Liter pro Kopf und Tag – und die Kosten, 
die das Leitungssystem hervorruft, sind hoch. Der erheb-
liche Sanierungsbedarf an bestehenden Leitungen und 
der globale Klimawandel mit seinen ungleichmäßig ver-
teilten Niederschlägen werden die Kosten weiter in die 
Höhe treiben. Der Kampf um sauberes Wasser wird sich 
zudem global zu einer prägenden Herausforderung des 
21. Jahrhunderts entwickeln. 

Doch wie lässt sich der Wasserverbrauch nachhaltig 
senken, ohne dass man auf Spül- und Waschmaschine 
und die tägliche warme Dusche verzichten muss? Am 
Beispiel eines Neubaugebiets in Knittlingen bei Karlsruhe 
demonstrierten Fraunhofer-Forscher die Ver- und Entsor-
gung sowie Aufbereitung, Reinigung und Verteilung 
von Wasser an einem Ort.

Der Markt für solche Technologien ist nach Ansicht 
der Experten groß – nicht nur in Deutschland und Europa: 
In angepasster Form eignet sich die Technologie auch 
hervorragend für den Einsatz in Entwicklungsländern.

KOnvERGEnz DER tECHnOlOGIEn FÜHRt zU EInEm  
InnOvAtIOnssCHUb
Die radikalen Innovationen, die unseren Alltag tiefgrei-
fend verändern werden, kommen nicht aus den Einzel-
wissenschaften oder -technologien, sondern liegen in 
deren Konvergenz, im Aufbrechen der klassischen Gren-
zen der Disziplinen und deren Verschmelzen zu einem 
neuen Ansatz der Gestaltung von Materie im Nanobereich. 
Die drei klassischen naturwissenschaftlichen Disziplinen 
Physik, Chemie und Biologie verschmelzen in der Nano- 
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ten, miteinander und verbinden sich mit der Informations- 
technologie und den Kognitionswissenschaften. Erstmals 
wird es auf Basis solider molekularer bis quanteneffekt-
bezogener Kenntnisse möglich, die kleinsten Bausteine 
der Materie zu bearbeiten, zu manipulieren und neu zu-
sammenzusetzen. Durch die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit eröffnen sich völlig neue Anwendungsgebiete. 
Die Einsichten der modernen Biologie werden traditio-
nelle, bisher von anderen Disziplinen dominierte Ver-
fahren und Produkte massiv beeinflussen, was der wach-
sende Einfluss biotechnischer Verfahren auf etablierte 
chemische Produktionsverfahren beispielhaft schon jetzt 
deutlich macht. 

Seit vielen Jahren sind die Informations- und Kommu- 
nikationstechnologien, die optischen Technologien und 
die Mikroelektronik die Hauptmotoren für Innovation. 
Mit dem Vordringen in den Nanobereich und der Konver-
genz der Technologien eröffnen sich ungeahnte Mög-
lichkeiten in den Bereichen Energie und Gesundheit. Hier 
verbinden sich technologische Durchbrüche mit Mega-
märkten. 

vOm AUsRÜstER FÜR DIE WEltWIRtsCHAFt  
zUm ExPORtEUR vOn EnERGIE- UnD UmWElt- 
tECHnOlOGIEn
„Erfolg besteht darin, dass man genau die Fähigkeiten 
hat, die im Moment gefragt sind“, hat Henry Ford ein-
mal gesagt. Wenn wir analysieren, welche Fähigkeiten 
morgen gefragt sein werden, dann sehen wir, dass 
Deutschland mit seinen Kompetenzen im Maschinen- 
und Anlagenbau, der guten Basis in Energie- und Um-
welttechnologien und der Beherrschung von komplexen 
Systemen hervorragenden Chancen hat, auch an den 
kommenden Wachstumsmärkten zu partizipieren.

Deutschland profitiert von der Globalisierung. Das 
starke Weltwirtschaftswachstum von plus 3,2 Prozent 
pro Jahr seit 2003 kam besonders der exportintensiven 
Industrie zugute. Vor allem von dem starken Wachstum 
der Schwellenländer profitieren die deutschen Expor-
teure von Investitionsgütern. Deutschland avanciert  
wieder zum „Ausrüster der Welt“. 

Billige Massenprodukte werden heute vornehmlich in 
Asien hergestellt. Doch der weltweite Trend geht hin zu 
Qualität, die durch Marken verkörpert wird. Deutsche 
Unternehmen, vor allem mittelständische Firmen, haben 
viele berühmte Marken geschaffen. Die erreichte hohe 
Qualität in anspruchsvollen Produkten und Prozessen 
kann auch weiterhin den Führungsanspruch Deutschlands 
in weltweit verzweigten Wertschöpfungsketten sichern. 
Deutschland hat eine führende Rolle in der Energie- 
und Umwelttechnik. Den technischen Vorsprung beim 
Entwickeln von solchen komplexen Systemen und Ver-
fahren können deutsche Unternehmen nun nutzen für 
den wachsenden Weltmarkt. 

Allerdings sollten sich Hochlohnländer wie Deutsch-
land auf das intelligente Produzieren konzentrieren. Die 
Produktion der Zukunft wird gekennzeichnet sein von 
der Orientierung am Kunden, individualisierten Produk-
ten statt Massenfertigung und integrierten, weltweit  
vernetzten Geschäftsprozessen. Die Herausforderung 
heißt, gleichzeitig die Variabilität in den Produkten zu 
steigern und trotzdem zu Kosten der Massenproduktion 
zu fertigen. 

Das „Produzieren in Netzwerken“ ist ein Megatrend 
der Industrie, mit dem neue dynamische und kooperative 
Produktions- und Wertschöpfungsnetzwerke entstehen. 
In Zukunft konkurrieren nicht mehr Konzerne miteinan-
der, sondern länderübergreifende Unternehmens-Netz-
werke.

Die Bildung von Netzwerken ist ein entscheidendes 
Fähigkeitsmerkmal zukunftsfähiger Unternehmen.  
Der Innovationsdruck auf die Unternehmen steigt stetig 
an. Gleichzeitig nehmen die Innovationsrisiken zu.  
Der Ausweg aus diesem Innovationsdilemma: Wissen 
managen – Kompetenzen vernetzen! 

Der globale Strukturwandel, mit der Deindustriali-
sierung der alten Industrieländer und der Verlagerung 
des weltwirtschaftlichen Schwergewichts nach Asien,  
ist nicht aufzuhalten. Für den Standort Deutschland ist 
das nur dann bedrohlich, wenn wir an dem festhalten 
wollen, was im Vergehen ist. Der amerikanische Wirt-
schaftshistoriker David Landes hat in seiner Untersuchung 
über Wohlstand und Armut der Nationen analysiert, 
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meisten profitieren: „Am besten können Länder darauf 
reagieren, die Innovationen annehmen, statt sie abzu-
wehren, deren Bürger der stets präsenten Versuchung 
widerstehen, mehr haben zu wollen als zu leisten.“ 

Im Begriff der Innovation verdichten sich viele Am-
bivalenzen der Moderne: Er ist ausreichend offen für die 
Unvorhersehbarkeit der Zukunft und bietet Platz für 
menschliches Handeln. In ihm stecken Risiko und Chan-
ce, vor allem aber geht von ihm der mitreißende Impuls 
aus, dass mit Mut und Phantasie das Unvorhersehbare 
zu bewältigen ist. Das eröffnet neue Spielräume für jeden 
Einzelnen, mitzuwirken an der Erneuerung der Gesell-
schaft, damit wir nicht zum Spielball des Wandels, son-
dern zu Gestaltern des eigenen Schicksals werden.
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 Auch in der Zukunft wird es neue technolo-
gische Innovationen geben und zur Bewälti-
gung der laufenden und weiter bevor- 
stehenden Transformationsprozesse geben 
müssen. Technologische Innovationen ent-

stehen jedoch nicht aus dem gesellschaftlichen Nichts, 
sondern sind eingebettet in Möglichkeitsräume, die 
durch das soziale Umfeld, die kulturellen Traditionen, 
den Entwicklungsstand von Bildung und Wissenschaft, 
den institutionellen Rahmen einer Gesellschaft und 
vieles andere mehr geprägt werden, darunter auch das 
Recht. Auch die Fähigkeit zu sozialen, kulturellen, poli-
tischen oder institutionellen Innovationen ist daher eine 
Voraussetzung für technologische Innovationen sowie 
allgemein für gesellschaftlichen Wandel in der Moderne.

1. Während technologische Innovationen, einerlei 
wo sie stattgefunden haben, grundsätzlich weltweit 
nutzbar sind und genutzt werden – etwa durch Erwerb 
von Patenten oder Urheberrechten oder durch (illegale) 
Imitation – ist die Entstehung und Nutzung sozialer  
Innovationen vielfach auf die spezifischen lokalen/regio-
nalen Kulturen angewiesen. Soziale Innovationen sind – 
nach Wolfgang Zapf – neue Wege, Ziele zu erreichen, 
insbesondere neue Organisationsformen, neue Regulie-
rungen, neue Lebensstile, die die Richtung des sozialen 
Wandels verändern, Probleme besser lösen als frühere 
Praktiken und die deshalb wert sind, nachgeahmt und 
institutionalisiert zu werden. Ein Großteil solcher sozialer 
Innovationen muss – um folgenreich sein zu können – 

auf die je spezifischen gesellschaftlichen Traditionen, 
geteilten Werte, Sozialstrukturen u. a. abgestimmt sein.

2. Der Bedarf an sozialen Innovationen erfasst Bereiche, 
in denen das Ziel der Nachhaltigkeit der Nutzung von 
personellen, sächlichen und infrastrukturellen Ressour-
cen für die Gesellschaft zukunftswichtig ist. Benannt 
seien nur einzelne Beispielsfelder für schon stattfindende 
soziale Innovationen.

Eines betrifft die Arbeitswelt, dort angestoßen etwa 
durch Verwerfungen in den Marktstrukturen, Folgen 
der Globalisierung, aber auch veränderte Einstellungen 
zu Beruf und Freizeit oder durch neue Familienmodelle, 
aber auch neue Wege zur Vereinbarkeit von (Angehö- 
rigen-) Pflege und Erwerbstätigkeit. All dies kann sich auf 
die Bedingungen des Arbeitslebens und begleitende  
Aktivitäten (etwa das Mobilitätsverhalten) auswirken 
und selbst die Gestalt von sozialen Innovationen anneh-
men oder solche stimulieren. Erscheinungsformen wie 
flexible Arbeitszeitgestaltungen, insbesondere Zeit- und 
Leiharbeit, oder die Separierung von Kern- und (bei  
Bedarf abrufbaren) Randbelegschaften und virtuelle  
Arbeitsverhältnisse (z. B. bei der Telearbeit) sind aktuelle 
Neuerungen und können weitere bedingen.

Ferner: Die demographische Entwicklung, die Finan-
zierungsschwierigkeiten der sozialen Sicherungssysteme, 
aber auch der schnelle (insbesondere technologische) 
Wandel in der Medizin führen zu fortlaufenden Ände-
rungen im Gesundheitswesen. Das Problem des Alterns 
der Gesellschaft strahlt auch auf das System ambulanter 
und stationärer Betreuungsleistungen aus. Beobachtbar 

sOzIAlE InnOvAtIOnEn Als HERAUsFORDERUnG  
DER mODERnE
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ternen ortsnahen Übergangsbetreuung zur Entlastung 
der pflegenden Angehörigen, zur Vervollständigung der 
Heilung nach einem Krankenhausaufenthalt und zur 
Eingliederung in den Wohnalltag (Alltagsrehabilitation) 
sowie zur Verkürzung oder Vermeidung eines Kranken-
hausaufenthalts. Zu erwähnen sind Formen der Ange-
hörigenarbeit, etwa in Gestalt der Pflegeberatung,  
Pflegeanleitung oder eines Gesprächskreises für pfle-
gende Angehörige. Am Beispiel der im Gesundheitswe-
sen eingesetzten Teledienstleistungen – etwa Telekon-
sultationen, -diagnosen, -monitoring – lässt sich gut 
studieren, wie technologische und soziale Innovationen 
miteinander verkoppelt werden und sein müssen, um 
verbreitet und angewandt zu werden. Zur Nutzung der 
Vorteile der technologischen Neuerungen, darunter 
auch zur Sicherung ökologischer Rücksichtnahme,  
bedarf es einer Vielzahl organisatorischer, qualifizie-
render und die Akzeptanz sichernder Begleitvorkeh-
rungen.

3. Auch die vielen neuen Kommunikationsmöglich-
keiten über das Internet sind für Nachhaltigkeitsstrate-
gien nutzbar. Hier zeigt sich im übrigen beispielhaft, 
etwa im Bereich der open source software-Entwicklung 
 (wie Linux) oder der open content-Bewegung (wie etwa 
Wikipedia), dass der ökonomische Markt keineswegs der 
einzige Mechanismus zur Schaffung der für Innovati-
onen wichtigen Anreizwirkungen ist. Nicht nur die Aus-
sicht auf die ökonomische Verwertung der Innovation, 
sondern auch andere Motive können bestimmend wer-
den, etwa das Interesse an der Erzielung von Aufmerk-
samkeit oder am Gewinn von Reputation oder auch nur 
Neugier und Vergnügen am Erfolg einer innovativen 
Anstrengung. Wichtig werden Mechanismen einer in-
teraktiven Wertschöpfung im Zuge eines Prozesses  
sequenziell verlaufender Innovationen unter Einsatz ins-
besondere der Kreativität der Nutzer selbst. Für derar-
tige Innovationsprozesse gibt es keine maßgebende Or-
ganisation und auch keinen Markt. Und dennoch bilden 
sich Mechanismen zu Schaffung der sozialen Vorausset-
zungen der Herstellung öffentlicher Güter (gesprochen 

wird von einer „Wissensalmende“), die wiederum wei-
tere kreative, weitgehend intrinsisch motivierte Betäti-
gungen ermöglicht. Es bedarf weiterer Abklärung,  
wieweit derartige Prozesse auch für andere Bereiche zivil-
gesellschaftlicher Betätigung, wenn auch wohl nur mit 
Modifikationen, nutzbar sind.

4. Die Entstehung und Nutzung sozialer Innovatio- 
nen ist nicht zwingend auf Recht angewiesen, ist aber 
durch Recht gestaltbar, allerdings weitgehend nur 
durch ein darauf besonders abgestimmtes Recht. Grund-
sätzlich lassen sich Innovationen nicht gebieten, son-
dern nur ermöglichen. Verändertes Verhalten ermögli-
chende und neue Denkweisen stimulierende Strukturen, 
Fördermaßnahmen und Flexibilitätsvorkehrungen im 
Recht sind dafür weitgehend unabdingbar. Lernräume 
müssen offen gehalten und Möglichkeiten interaktiven 
Wissensaustauschs bereitgestellt werden. Angesichts der 
Nützlichkeit der Förderung von Interaktion, Verantwor-
tung und Ergebnisengagement wird es häufig darum 
gehen müssen, Expertise und Partizipation zu kombinie-
ren, also expertenbasierte und partizipative Steuerungs-
formen zu nutzen. Auf Lernfähigkeit ausgerichtete Ar-
ten rechtlicher Steuerung können als Vorbilder genutzt 
werden, etwa die der sog. responsive regulation, der  
Gesetzesfolgenabschätzung sowie des technology assess-
ment, das auch auf die Erfassung und Bewertung beglei-
tender sozialer Innovationen auszurichten ist.

5. Dabei ist zu berücksichtigen, dass „der Staat“ einen 
Gestaltwandel erfahren hat, der sich auch in dem von 
ihm genutzten rechtlichen Instrumentarium nieder-
schlägt. Der Begriff des „Gewährleistungsstaats“ steht  
als Chiffre für die gewandelte Rolle: Der Staat erbringt 
die normativ erwünschten Wirkungen nicht oder nicht 
vorrangig durch Eigenerfüllung, sondern vertraut  
vielfach auf private Dritte oder auf hybride (staatlich 
und gesellschaftlich gemischte) Handlungsträger. Der 
Auf- und Ausbau von Kooperationsbeziehungen zwischen 
staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren bzw. von 
Netzwerken ist ebenso kennzeichnend wie die Ausgliede-
rung staatlicher Aufgabenträger aus der unmittelbaren 



  |  91Staatsverwaltung und die Schaffung relativ verselbst-
ständigter und sachnaher Agenturen. Der Staat „ge-
währleistet“ weiterhin die Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben auch bei ihrer Wahrnehmung durch Dritte. 

6. Speziell für den Innovationsbereich wird das Span-
nungsfeld in den Begriffen der Innovationsoffenheit 
und -verantwortung aufgefangen. Innovationsoffenheit 
des Rechts meint dessen Fähigkeit zur Ermöglichung 
und Stimulierung von Innovationen. Innovationsverant-
wortung verweist auf die Notwendigkeit der Sicherung 
einer hinreichenden Gemeinwohlverträglichkeit von  
Innovationen. Gerade weil nichts dagegen spricht, den 
an Innovationsprozessen Beteiligten die Verfolgung ei-
gennütziger Motive zuzugestehen – diese können auch 
altruistisch überlagert sein – kann es wichtig sein, dass 
die Rechtsordnung dies „umhegt“, aber auch Vorkeh-
rungen zum Schutz gegenläufiger Interessen bereithält 
(darunter auch zwecks Sicherung der Nachhaltigkeit 
beim Verbrauch der diversen Ressourcen).

7. Prekär ist aber der Umgang mit dem Wissensprob- 
lem, insbesondere dem Problem des Nichtwissens. Soweit 
gezielter Wissenserwerb das Problem abmildern kann, 
ist ein möglicher (aber häufig sehr/zu kostenaufwändiger) 
Weg eröffnet. Besonders problematisch ist aber das so 
genannte unspezifische Nichtwissen, also eine Situation, 
in der man nicht einmal weiß, was man nicht weiß, 
etwa weil jede Vorstellung möglicher Kausalität fehlt 
und auch mit Forschung nicht (oder noch nicht) erwor-
ben werden kann. Das Recht kann hier mit Evaluations-
vorbehalten oder Revisionsklauseln gleichwohl für Inno-
vationsverantwortung vorsorgen. Für den Umgang mit 
dem Wissensproblem sind im Übrigen solche „weichen“ 
Steuerungsfaktoren wie die Ausgestaltung von Organisa-
tionsstrukturen, die Verfahrensmodalitäten und vor 
allem die Qualifikation des Personals bedeutsam – darun- 
ter auch die ihm verfügbaren Leitbilder und Entschei-
dungskulturen, seine Bereitschaft zur Folgenanalyse, 
aber auch die Fähigkeit zur Nutzung von Intuition, zur 
Entfaltung von Emotion, die Bereitschaft zu Transparenz 
und Kommunikation und zur Verantwortungsübernahme. 

Dies alles in Zeiten schnellen technologischen, sozialen, 
ökonomischen und kulturellen Wandels verantwor-
tungsvoll zu aktivieren, fordert besondere Aufmerksam-
keit für die Möglichkeiten und Bedingungen sozialer  
Innovationen.



lord norman Foster ist ein renommierter britischer Architekt, Designer und träger des Pritzker-Preises. 
Über die letzten vierzig Jahre war sein Unternehmen Foster & Partners für eine große bandbreite 
unterschiedlicher Projekte verantwortlich, von urbaner stadtplanung, öffentlicher Infrastruktur, Flughäfen, 
bürohäusern, zivilen und kulturellen Gebäuden bis zu Privathäusern und Produktdesign. zu seinen 
berühmtesten Aufträgen zählen die neugestaltung des berliner Reichstags, die zentrale der swiss Re in 
london, der bau des millau viaducts in südfrankreich sowie die neugestaltung des londoner Wembley-
stadions. lord Foster gilt als einer der Pioniere in der Konstruktion von „green buildings“ und öko-
effizienter stadtplanung. In Abu Dhabi plant sein Unternehmen Foster & Partners zurzeit die erste CO
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 nachhaltigkeit ist ein Wort, dessen Verwen-
dung im letzten Jahrzehnt stark zugenom-
men hat. Meiner Erfahrung nach sind sich 
jedoch nur wenige Menschen darüber im 
Klaren was es wirklich bedeutet, oder wel-

chen Herausforderungen wir uns gegenüber sehen. In 
der industrialisierten Welt verbrauchen Gebäude und 
unsere Tätigkeiten darin die Hälfte der produzierten  
Energie und sie verursachen die Hälfte aller Kohlendio-
xidemissionen – der Rest ist praktisch zu gleichen Teilen 
auf Verkehr und Industrie verteilt. Nachhaltigkeit ver-
langt von uns, diese Gleichung zu hinterfragen und  
holistisch zu denken. Die Lage und Funktion eines  
Gebäudes, seine Flexibilität und Lebensdauer, seine Aus-
richtung, Form und Struktur, seine Heizung, Lüftungssy-
steme und die benutzten Materialien zusammengenom-
men beeinflussen die Menge an Energie, die für den 
Bau, Instandhaltung und Nutzung sowie die Fahrten 
von und zu einem Gebäude notwendig sind. 

Dies sind Themen, welche meine eigene Tätigkeit 
von Beginn an geprägt haben. Vor dreißig Jahren be-
schäftigten wir uns mit einzelnen Komponenten, die zu 
Energieeinsparungen beitragen würden. Dies wurde 
bald durch die Betrachtung kompletter Systeme in der 
Größenordnung von Gebäuden abgelöst. Als uns die 
Querverbindungen und gemeinsamen Eigenschaften 
von Energiesystemen und Umwelt stärker bewusst wur-
den, begannen wir das Thema auf der Ebene der Ge-
meinde anzugehen und betrachteten ganze Stadtviertel. 
Heute schließlich wenden wir diese Sichtweise auf regio-
naler Ebene an. Ich möchte diese Entwicklung kurz  

darstellen und einige Projekte anführen die uns die 
Möglichkeit gegeben haben, eine nachhaltige Methodo-
logie zu entwickeln. Des Weiteren möchte ich einige 
der gegenwärtigen und zukünftigen Herausforderungen 
ins Auge fassen, denen wir uns durch das weltweit 
starke Wachstum der städtischen Bevölkerung und der 
dadurch ausgelösten Veränderungen unserer Städte  
gegenübersehen. 

Als wir das Willis Faber & Dumas Gebäude in Ips-
wich, England entwarfen (1971 –1975), führte ein Ge-
spräch mit Richard Buckminster Fuller zu der Idee,  
den Bau in eine dreieckige Freiform-Glashaut einzuhüllen. 
Das „Climatroffice“ genannte Projekt sah durch das Ein-
fügen eines Gartens eine neue Verbindung von Natur 
und Büro vor, die ein besonderes Mikroklima innerhalb 
eines energiebewussten Gehäuses schaffen sollte. In den 
1970er Jahren fehlten uns noch die technologischen 
Möglichkeiten, dies in der verfügbaren Zeit umzusetzen. 
Heute hingegen haben wir technisch ausgereifte Soft-
ware zur Computer-Modellierung, die es uns erlaubt 
komplexe Strukturen in einem Bruchteil der Zeit zu ent-
werfen und zu bauen, die uns dies früher gekostet hatte.

In den folgenden Jahren gab uns eine Reihe von Pro-
jekten in Deutschland die Möglichkeit, umweltgerechtes 
Bauen in vielerlei Hinsicht weiterzuentwickeln. Mit der 
Umgestaltung des Berliner Reichstagsgebäudes (1992 –
1999) als neuen Sitz des Deutschen Bundestages zeigten 
wir, dass und wie nachhaltige Strategien in ein histori- 
sches Gebäude eingepasst werden können, welches vor-
her ein großer Energieverbraucher und Schadstoff- 
emittent war. Vor der Umgestaltung verbrauchte das  

DIE zUKUnFt DER ARCHItEKtUR Ist GRÜn
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beheizen zu können. Um die Innentemperatur an einem 
Wintertag um nur ein Grad zu erhöhen, erforderte es 
eine Energiemenge die äquivalent zum Jahresverbrauch 
von 10 Häusern ist.

Heute arbeitet im Gebäude ein Blockheizkraftwerk, 
das mit Biokraftstoff aus erneuerbaren Ressourcen –  
raffiniertes Pflanzenöl – betrieben wird und so weit sau-
berer ist als mit fossilen Brennstoffen. Im Ergebnis be-
deutet dies eine Reduktion der Kohlendioxidemissionen 
um 94 Prozent. Die überschüssige Wärme wird in Form 
heißen Wassers in einem unterirdischen Aquifer gespei-
chert und entweder in das Gebäude gepumpt, um es zu 
beheizen oder um mittels Absorptionskühlung gekühl-
tes Wasser bereitzustellen. Bezeichnenderweise ist der 
Energieverbrauch des Gebäudes so niedrig, dass es mehr  
Energie produziert als es verbraucht und so als kleines 
Kraftwerk im Regierungsviertel fungiert. Wenn es mög-
lich ist, ein Gebäude aus dem 19. Jahrhundert von einer 
Energieschleuder in einen Netto-Energieproduzenten  
zu verwandeln – wie viel einfacher muss es dann sein, 
neue Gebäude zu entwerfen, die verantwortlich mit 
wertvollen Ressourcen umgehen?

Ein neues Gebäude in Berlin, die philologische Bib- 
liothek der Freien Universität (1997 – 2005), setzt viele 
der für das Climatroffice vorgesehenen Ideen um. Die 
vier Stockwerke befinden sich in einer natürlich venti-
lierten sphärischen Konstruktion, welche durch eine 
Stahlrahmenkonstruktion in Radialgeometrie gestützt 
wird und mit Aluminium und Glaselementen verkleidet 
ist. Die doppelte Haut des Gebäudes agiert dabei sowohl 
als Belüftungssystem als auch als Temperaturpuffer, 
während die Masse des Gebäudes zur Wärme- und Kälte- 
regulierung eingesetzt wird. An der Außenhaut des  
Gebäudes angebrachte Klappen können je nach Tempe-
ratur geöffnet oder geschlossen werden. Je nach Bedarf 
kann die Betontemperatur auch variiert werden und  
so Wärme oder Kälte bereitstellen. Dieses und andere 
Temperaturkontrollsysteme werden durch ein elektro-
nisches Gebäudemanagementsystem koordiniert. Im Er-
gebnis reicht die natürliche Lüftung im Jahresmittel  
zu 60 Prozent aus und es gibt keinen Bedarf für eine  

gesonderte Klimaanlage oder Luftbefeuchtung. Diese  
Elemente führen zusammengenommen zu einer Ener-
gieeinsparung von 35 Prozent im Vergleich zu einer 
herkömmlich gebauten Bibliothek. 

Der Commerzbank-Turm in Frankfurt am Main 
(1991–1997) ist ein symbolhaft und funktional „grünes“ 
Gebäude. Obwohl es über eine Klimasteuerung verfügt, 
nutzt es ein natürliches Lüftungssystem zur Reduktion 
des Energieverbrauchs, was es zum weltweit ersten öko-
logischen Hochhaus macht. Der Turm ist eine markante 
Erscheinung in der Frankfurter Skyline. Durch die Re-
staurierung und den sensiblen Wiederaufbau der umlie-
genden Gebäude, welche die ursprüngliche Gestalt des 
Häuserblocks betonen, ist der Turm jedoch gleichzeitig 
eingebunden in die umliegende städtische Struktur.  
Diese Gebäude beherbergen Läden, Wohnungen und 
eine Kundenhalle und helfen so, Verbindungen zwischen 
der Commerzbank und der Umgebung zu schaffen. Im 
Herzen des Ensembles befindet sich eine Galerie mit  
Restaurants, Cafés und Raum für soziale und kulturelle 
Veranstaltungen, die sich inzwischen zu einer beliebten 
Flaniermeile entwickelt hat. Das Projekt basiert dabei 
auf der Vorstellung, dass Nachhaltigkeit von uns mehr 
verlangt als lediglich die Reduzierung des Energiever-
brauchs von Gebäuden: Wenn wir das ressourcenineffi-
ziente Pendeln aus den Vororten reduzieren wollen,  
so müssen wir urbane Lebensräume schaffen, die zum 
Leben wie auch zum Arbeiten attraktiv sind. 

Die in Umweltbelangen progressiven Umweltbauvor-
schriften in Deutschland haben unsere Perspektive maß-
geblich erweitert und stimulieren die Erforschung von 
Nachhaltigkeit auf der Ebene der Städte. 1995 erstellten 
wir auf Wunsch der Renewable Energies in Architecture 
and Design Group (READ), die von mir und der Europä-
ischen Kommission geleitetet wurde, eine Studie über 
ein Solarviertel für eine städtische Großfläche in Regens-
burg und untersuchten das Potenzial erneuerbarer Ener-
gien, insbesondere der Solartechnik und deren Anwen-
dung im urbanen Kontext. Ebenso ist unsere noch 
laufende Arbeit über das im „Rostgürtel“ gelegene Duis-
burg paradigmatisch für unseren Ansatz, der eine Viel-
zahl von Leitmotiven und Anliegen umfasst, die für un-



  |  95sere Suche nach nachhaltigen Lösungen für das Leben 
in der Stadt des 21. Jahrhunderts zentral sind. 

Unsere Arbeit in Duisburg begann vor zwanzig Jah-
ren mit dem mikroelektronischen Park. Dort integrier- 
ten wir Gebäude für Technologieunternehmen in ein 
dichtes Wohngebiet und schufen in diesem Prozess einen 
neuen Park. Angesichts des Trends hin zu sauberen und 
leisen Industrien zeigt das Projekt das Potenzial zur 
Schaffung von Stadtvierteln, die attraktiv sind, vielfältige 
Nutzung ermöglichen sowie Wohn- und Arbeitsgebiete 
verbinden. Die grundlegenden Motive des Projektes 
wurden durch unseren Bebauungsplan zur physischen 
und ökonomischen Erneuerung des Duisburger Innen-
hafens verstärkt, bei dem wir Neubauten und ausgewähl-
te Sanierung verbanden, um Verbindungen zwischen 
Hafen und Stadtzentrum zu schaffen und ein neues 
Stadtviertel mit allen Annehmlichkeiten einer moder-
nen Stadt zu errichten. 

Auf globaler Ebene zeigen sich momentan zwei Sze-
narien, die zusammen das Potenzial haben, eine neue 
Art Architektur zu begründen. Das erste Szenario ist das 
explosionshafte Wachstum der Städte: Die Zukunft der 
Stadt ist damit die Zukunft der Gesellschaft. 2008 mar-
kiert dabei die Grenze, nach der zum ersten Mal in der 
Menschheitsgeschichte die Mehrheit der Menschen in 
Städten lebt. Im Jahre 2050 wird nach Vorhersagen  
70 Prozent der Weltbevölkerung in Städten leben. In 
vielen Ländern ist dabei die Geschwindigkeit dieses Wan-
dels außerordentlich. Was in Europa noch 200 Jahre  
benötigte, geschieht in Indien und China jetzt in 20 Jah-
ren. Die Urbanisierung hat sich um den Faktor 10 be-
schleunigt. 

Das zweite Szenario ist die Verschiebung des Verhält-
nisses zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. 
London war 1939 mit 8,6 Millionen Einwohnern die be-
völkerungsreichste Stadt der Welt. Zehn Jahre später  
befand sich London immer noch in der Liga der Großen, 
zusammen mit Paris, Mailand und Moskau. Heutzutage 
sind die europäischen Städte in eine Mini-Liga zurückge-
treten, überholt von einer Vielzahl globaler Megastädte 
mit einer Bevölkerungsgröße von mehr als 15 Millionen. 
Dies wirft mehrere Fragen auf: Welches sind die Model-

le für diese Städte und wie verändern wir existierende 
Gemeinden um die wachsende Bevölkerung zu beher-
bergen?

Die Masdar-Initiative in Abu Dhabi gab uns die außer- 
gewöhnliche Möglichkeit, einen neuen Stadtteil und ein 
Modell für Energiesicherheit innerhalb eines vollständig 
nachhaltigen Rahmens zu erschaffen. Masdar hat eine 
weit reichende Bedeutung für die globale Entwicklung, 
weil das Projekt das Thema holistisch angeht. Trotz der 
Bedeutung einzelner Gebäude ist die Stadt nicht spezi-
fisch auf diese ausgerichtet. Stattdessen wählt das Projekt 
eine grundlegendere Betrachtungsweise, die anerkennt, 
dass man Energieverbrauch und Kohlendioxidemissionen 
nicht von Architektur und Infrastruktur trennen kann. 

Wenn wir uns ansehen, was Urbanisierung in einer 
industrialisierten Gesellschaft wirklich bedeutet und auf 
den Energieverbrauch schauen, dann sehen wir, dass 
der Verkehr 35 Prozent und die Gebäude (Bau und Nut-
zung) 44 Prozent ausmachen – deren Kombination folg-
lich äußerst wichtig ist. Wenn sich Architektur mit Ge-
bäuden und Stadtplanung mit Infrastruktur beschäftigt, 
so ist die Verbindung dieser beiden Elemente die Kern-
aussage von Masdar – was nur in der Größenordnung ei-
ner Gemeinde erfolgen kann. Das ist es, was Masdar im 
globalen Kontext so besonders wichtig und fortschritt-
lich macht. 

In Städten gibt es eine kritische Beziehung zwischen 
Energieverbrauch, Kohlendioxidemissionen und Bevöl-
kerungsdichte. Die Städte mit der geringsten Dichte, sol-
che die sich weit ausbreiten, sind große Energieverbrau-
cher (pro Kopf). Am anderen Ende der Skala haben sehr 
dicht besiedelte Städte einen niedrigeren Energiever-
brauch. In der Mitte zwischen diesen Extremen gibt es 
eine Stadt, die sowohl dicht als auch sparsam ist. Diese 
Stadt hat eine Vielzahl von Funktionen: Sie ist sozial  
diversifiziert, Menschen leben und arbeiten an ein- und 
demselben Ort, sie ist gut angebunden an öffentliche 
Verkehrsmittel und fußgängerfreundlich. 

Häufig sind solche Städte – wie Zürich, Genf oder  
Kopenhagen – zu Urlaubsorten und touristischen Attrak-
tionen geworden. Bei Umfragen zur Lebensqualität lie-
gen sie nach wie vor regelmäßig an der Spitze. Was kön-
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neuzeitliche Stadt wie Detroit mit einer alten wie Kopen-
hagen vergleicht, dann sieht man, dass die alte doppelt 
so dicht gebaut ist und die Differenz beim Kraftstoffver-
brauch einen Faktor 10 ausmacht. Zusätzlich muss man 
die Lebensqualität der Innenstädte von Detroit und  
Kopenhagen vergleichen. Es ist unerlässlich, von der  
Geschichte zu lernen, während man für die Zukunft plant. 

Um nachhaltig zu sein, müssen wir auf lange Sicht 
bauen. Flexibilität ist dabei eine entscheidende Über- 
legung. Masdar wird im Jahr 2008 geplant und 2018 fer-
tig gestellt, was die Möglichkeit offen hält, neue Techno-
logien zu nutzen – Produkte der Dritten Industriellen 
Revolution, von denen wir heute nur träumen können –, 
welche wiederum in zehn Jahren und darüber hinaus 
einen Einfluss auf unsere Lebensweise haben werden.

Um die kreative Energie dabei freizusetzen, die not-
wendig ist, um sich die Dritte Industrielle Revolution  
zu vergegenwärtigen und eine nachhaltige Zukunft zu 
begründen, ist es entscheidend, daran zu glauben, dass 
das Ergebnis all dessen eine bessere Welt sein wird. 
Wenn Masdar – oder jedes andere nachhaltige Projekt – 
am Ende kein großartiger Ort ist, kein attraktiverer  
Ort zum Leben und Arbeiten, wenn es nicht die Stadt 
ist, die man wirklich kennen lernen will, wenn es nicht 
den Geist befördert, wenn es nicht sowohl global trag- 
fähig als auch lokal überzeugend ist, dann hat es einen 
zentralen Teil seiner Funktion nicht erfüllt. 

Ich erkenne an, dass wir als Architekten nur so ein-
flussreich sind wie unsere Fürsprache. Wir sind ange-
wiesen auf Regierungen, Entscheidungsträger, Kunden, 
Marktkräfte, Investitionsanreize und neu entstehende 
Technologien, die es uns ermöglichen die Städte der  
Zukunft zu planen und zu entwerfen. Der globale Klima-
wandel ist eine Sorge, welche die Welt vereint und Ein-
fluss darauf hat, wie wir uns neue Gemeinwesen vorstel-
len und existierende anpassen können, um nachhaltiger 
zu werden. Dies ist ein Ziel, welches wir erreichen kön-
nen und erreichen müssen – nicht bloß auf der Ebene 
einzelner Gebäude, sondern darüber hinausgehend auf 
der Ebene von Kommunen und Regionen. Es ist eine 
Frage des Überlebens. 
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 nachdem Indien, das in den ersten vier bis 
fünf Jahrzehnten seiner Unabhängigkeit be-
ständig eine so genannte „Hindu“-Wachs-
tumsrate von 3,5 Prozent pro Jahr erzielt hat-
te, sein Wirtschaftswachstum im vergangenen 

Jahrzehnt auf über 8 Prozent steigern konnte, muss es 
sich nun mit seiner neuen Identität als ein sich rapide 
industrialisierendes Land mit globaler Verantwortung 
auseinandersetzen. Der Anstieg der Wachstumsrate un-
terstreicht dabei die Notwendigkeit, allen Menschen an 
diesem Wachstum einen fairen Anteil zukommen zu  
lassen. Dies bedeutet auch, dass wir uns mit der Frage aus-
einandersetzen müssen, ob weiterhin 60 Prozent der in-
dischen Bevölkerung von der Landwirtschaft abhängig 
sein können, wenn dessen stetig abnehmender Anteil 
am gesamten BIP heute nur noch 20 Prozent ausmacht. 
Aus diesem Grund ist es auch nicht verwunderlich, dass 
die Regierung die Notwendigkeit rascher Urbanisie-
rung, Infrastrukturentwicklung, einer besseren Integra-
tion des ländlichen und städtischen Indiens sowie der 
Entwicklung der verarbeitenden Industrie erkannt hat. 
Insbesondere bezüglich des letzten Ziels ist die Konkur-
renz Chinas bedeutend und der Druck auf die Regie-
rung groß, die Inputpreise niedrig zu halten, einschließ-
lich der Preise für Energie.

Das urbane Indien erlebt eine immer stärkere Kon-
zentration von Wohlstand in diesen Anfangsjahren schnel- 
len Wachstums und die Änderung von Lebensstilen  
reflektiert sich in einer Konsum-Explosion und dem Be-
sitz verschiedenster Geräte und Fahrzeuge. Ebenso ver-
schieben sich Konsummuster bei Lebensmitteln hin zu 

einem größeren Anteil von Fleisch und Geflügel.  
Um die erwünschte Wachstumsrate von 8 –10 Prozent 
jährlich bis zur Mitte des Jahrhunderts aufrechterhalten 
und den Ansprüchen einer jüngst zu Wohlstand gekom-
menen Gesellschaft an ihren Lebensstandard genügen zu 
können, muss die Energieversorgung wesentlich ausge-
baut werden. Modellrechnungen des Energy and Resour-
ces Institute (TERI) deuten darauf hin, dass der Ausbau 
der Stromerzeugung bis zum Jahr 2031 um den Faktor 6 
zunehmen müsste – von ca. 150 GW auf annähernd 900 
GW. In ähnlicher Weise würde auch der Verbrauch fossiler 
Brennstoffe um den Faktor 5 bis 6 zunehmen, wenn kei-
ne entschiedenen Schritte unternommen werden, dieses 
Wachstumsmuster zu verändern. 

Dies führt uns zu der Frage, welche Veränderungen 
die indische Gesellschaft in diesem kritischen Augen-
blick vollziehen kann, damit ihr ökologischer Fußabdruck 
und der Kohlendioxidausstoß minimiert werden. Der 
größte erkennbare Vorteil ist dabei das noch relativ  
geringe Ausmaß sowohl der bereits erfolgten Urbanisie-
rung als auch der Infrastrukturentwicklung. Schätzun- 
gen zufolge sind fast 80 Prozent der Infrastruktur Indi-
ens erst noch zu bauen und der Anteil der urbanen 
Bevölkerung wird von heute ca. 25 Prozent bis zur Mitte 
des Jahrhunderts auf 50 Prozent ansteigen. Folglich be-
stehen noch viele Möglichkeiten, große Änderungen  
bezüglich der benötigten Infrastruktur und Dienstleis-
tungen in einigen Schlüsselsektoren mit besonderer 
Relevanz für den Energieverbrauch – wie Verkehr, Bau-
en und der Energieerzeugung – herbeizuführen.

KlImAFREUnDlICHE EntWICKlUnG In InDIEn
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starken Anstieg beim Besitz und der Nutzung von Fahr-
zeugen. Dies ergibt sich sowohl aus den höheren Ein-
kommen in den Städten als auch aus den immensen 
Verbesserungen der Straßeninfrastruktur, welche zu  
vermehrten Freizeitfahrten einladen. Als Reaktion auf  
diesen gefährlichen Trend hat die indische Regierung 
ein breit angelegtes Programm zur Unterstützung der 
öffentlichen Verkehrsinfrastruktur in Städten aufgelegt. 
Trotzdem sind die Investitionen, die notwendig wären, 
um den Bedürfnissen einer so großen Zahl indischer 
Städte zu entsprechen, eine große Herausforderung – 
insbesondere unter den begrenzten finanziellen Mög-
lichkeiten. Es ist zwingend notwendig, dass die globale 
Gemeinschaft eine aktive Rolle in der Transformation 
der indischen Verkehrsinfrastruktur übernimmt. Diese 
Investitionen in eine effizientere Verkehrsinfrastruktur 
müssen unterstützt werden von einem ausgeprägten  
gesellschaftlichen Bewusstsein wie auch der richtigen 
Anreizstruktur für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel. Zusätzlich dazu müssen durch bessere Regierungs-
führung und Rechenschaftspflichten Fähigkeiten zur  
Integration von Stadt- und Verkehrsplanung entwickelt 
werden, die eine solche Integration befördern. 

Das Baugewerbe wird Erwartungen nach ebenfalls 
mit einer sehr konstanten Rate von 11 Prozent pro Jahr 
wachsen. Dies würde nicht nur gravierende Folgen für 
die Herstellung energieintensiver Produkte wie Zement, 
Stahl, Glas etc. haben. Durch Beleuchtung, Klimatisie-
rung und weitere Dienstleistungen der Gebäude würde 
auch der direkte Energiebedarf enorm steigen. Der  
von der indischen Regierung beschlossene Energy Con-
servation Building Code sollte zu weit reichenden Re-
duktionen des Energieverbrauchs im Gebäudesektor 
führen. Noch viel signifikantere Änderungen könnten 
jedoch durch verbesserte Materialqualität im Baugewer-
be und den weiter verbreiteten Einsatzes dezentraler 
Technologien erreicht werden, die Energie aus erneuer-
baren Ressourcen erzeugen. Die Solardächer-Initiativen, 
die in Europa umfassend eingeführt wurden und die 
auch in den USA existieren, sind gleichfalls viel verspre-
chend für die Entwicklung dieses Sektors in Indien.  

Der Einführung dieser Technologie entgegenstehende 
Hürden sollten dringend beseitigt werden. Zusätzlich 
dazu hat die indische Regierung ein freiwilliges Bewer-
tungssystem für umweltfreundliches Bauen (GRIHA – 
Green Building Design Evaluation System) beschlossen, 
welches zusätzliche Anreize für nachhaltigere Gebäude 
bietet.

Eine noch größere Herausforderung stellt die Aus-
weitung der Energieversorgungskapazitäten des Landes 
dar. Die Dimension der Nachfrage und die vorhandenen 
Versorgungslücken führen in Indien zu einer Suche nach 
Lösungen mit nur kurzer Wirkungsdauer, für die nur 
wenig Kapital aufzubringen ist und die bloß geringe 
Auswirkungen auf die Energiesicherheit mit sich bringen. 
All diese Überlegungen führen zu einer weiter auf Kohle 
basierenden Struktur der Energieversorgung. Zugleich 
wächst die Erkenntnis, dass groß angelegte Solar- und 
Windprojekte eine bedeutende Rolle für die Energieer-
zeugung in ländlichen Gebieten spielen könnten.

Die größten Hürden für die umfassende Einführung 
dieser Technologien in der Stromproduktion aus erneu-
erbaren Ressourcen, insbesondere aus Sonnenenergie, 
bleiben die Fixkosten und die Finanzierungsstruktur.  
Indien kann es sich nicht leisten, die Kosten der Energie-
erzeugung zu erhöhen. Es sucht vielmehr nach Möglich-
keiten sie zu reduzieren, um auch die 400 Millionen 
Menschen mit Strom versorgen zu können, die heute 
noch keinen Anschluss besitzen. Weil die meisten der 
400 Millionen Menschen in ländlichen Gegenden leben, 
stellen zudem Technologien, die auf der Nutzung von 
Biomasse basieren, für diese kleinen, verstreut lebenden 
Bevölkerungsteile eine attraktive Option dar. Indien muss 
sehr viel mehr Ressourcen in die Entwicklung eines ei-
genen Biomasse-Energieprogramms investieren und ein 
solches mit Möglichkeiten für unternehmerisches Han-
deln im Energiesektor auf lokaler Ebene ergänzen. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass Indien aus einer 
Vielzahl von Entwicklungspfaden wählen kann. Mit ein 
wenig Selbstverpflichtung und ein wenig Förderung 
durch die internationale Gemeinschaft könnte es Indien 
durchaus gelingen, ein komplett neues Paradigma um-
weltfreundlicher Entwicklung aufzuzeigen. 
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 Die ersten beiden Phasen der Industrialisie-
rung wurden durch Kohle, später Erdöl und 
Erdgas befeuert. Mit geringem Wirkungsgrad 
und hoher Schadstoffemission wurden dabei 
Ressourcen verbrannt, die Jahrmillionen 

brauchen, um sich neu zu bilden. Seit Jahrzehnten gibt 
es eine Reihe von guten Gründen, uns aus dieser Abhän-
gigkeit zu lösen: Erstens werden fossile Rohstoffe nun 
knapp und damit teuer, zweitens sind wir in Deutschland 
abhängig von der Exportbereitschaft und den Preisen 
der Erdölstaaten, und drittens beschleunigt die Verbren-
nung von Erdöl, Benzin und Erdgas den Klimawandel. 

Die zentrale Herausforderung des 21. Jahrhunderts 
lautet daher: Wir brauchen eine sichere Energieversor-
gung auf der Basis erneuerbarer und CO

2
-armer Techno-

logien. Dafür gibt es bereits gute Ansätze, aber auch 
noch viele ungelöste Probleme. Gleichzeitig sind die Rah- 
menbedingungen für die Energieforschung nicht opti-
mal. Durch einige wenige, aber wirksame Eingriffe und 
Veränderungen würden sie sich deutlich verbessern  
lassen. Wir brauchen aus Sicht der Forschung eine zen-
trale Anlaufstelle für die Förderung von Forschungs- 
vorhaben im Energiebereich. Und wir müssen neue 
Quellen für die Finanzierung der Energieforschung  
erschließen, zum Beispiel indem die Energieversorger  
einen höheren Teil ihrer Gewinne in Forschung und  
Optimierung investieren. Möglicherweise könnten auch 
die Einnahmen, die die Bundesregierung aus dem Ver-
kauf von CO

2
-Zertifikaten erwartet, zu einem Teil in  

die Entwicklung neuer Energiequellen und Speicher-
technologien, in Effizienzsteigerung und den Ausbau 

und die Optimierung von Netzen fließen. Denn die  
Energieforschung ist seit den 1980er Jahren unterfinan-
ziert. Der weltweite Klimawandel erzwingt nun jedoch 
den schnelleren Abschied aus dem fossilen Zeitalter und 
dies werden wir nur durch große Erfolge und Durchbrü-
che in der Energieforschung leisten können.

Die Bundesregierung stellt für die Energieforschung 
zwischen 2008 und 2011 rund 2,1 Milliarden Euro bereit 
(Angabe BMWi). Etwa die Hälfte davon fließt in die  
Forschung der Helmholtz-Gemeinschaft, die als größte 
Forschungsorganisation in Deutschland im Forschungs-
bereich Energie wichtige nationale Aufgaben übernom-
men hat. Unser Jahresbudget in der Energieforschung 
beträgt rund 260 Millionen Euro (2006), die wir in vier 
Programme investieren. Im Programm Rationelle Ener-
gieumwandlung entwickeln wir neue Technologien für 
effizientere Kraftwerke, untersuchen supraleitende Kom-
ponenten als Lösungen für den effizienteren Transport 
von Energie und treiben die Brennstoffzelltechnologie 
voran. Im Programm Erneuerbare Energien bauen wir 
Pilotanlagen zur Umwandlung von Biomasse oder Solar-
energie auf und betreiben das größte geothermische 
Versuchslabor in Europa. Außerdem forschen wir im Be-
reich der Photovoltaik an Dünnschichtzelltechnologien, 
die die Kosten deutlich senken könnten. Die Kernfusion, 
die langfristig gesehen klimaschonend gewaltige Men-
gen an Energie zur Verfügung stellen könnte, ist Thema 
eines dritten Programms, und im vierten Programm un-
tersuchen Helmholtz-Experten Lösungen für eine dauer-
haft sichere Entsorgung der nuklearen Abfälle. 

WEGE AUs DEm FOssIlEn zEItAltER
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trie- und Hochtechnologieland. Und sie ist wichtig, da-
mit wir die ehrgeizigen Klimaziele erreichen, die die 
Bundesregierung gesteckt hat. Bis 2020 sollen die Treib-
hausgasemissionen um 20 Prozent unter das Niveau von 
1990 sinken, die erneuerbaren Energien rund 20 Pro-
zent des Energiebedarfs decken, und die Energieproduk-
tivität soll sich gegenüber dem Jahr 1990 verdoppeln. 
Dies bedeutet, dass im Jahr 2020 pro Einheit Bruttoso- 
zialprodukt nur halb so viel Energie verbraucht werden 
soll wie im Jahr 1990. 

Diese Herausforderungen greifen wir durch unsere 
Forschungsprogramme auf: In der Helmholtz-Gemein-
schaft arbeiten wir dabei nicht an bereits ausgereiften 
Technologien wie der Windkraft, sondern wir unter- 
suchen Technologien mit Forschungsbedarf, die noch 
nicht etabliert sind, aber das Potenzial dazu besitzen. 
Ein gutes Beispiel ist die Biomasse als nachwachsender 
Rohstoff. Solange Bio-Treibstoff jedoch vor allem aus  
Energiepflanzen gewonnen wird, die in Konkurrenz zu 
Getreide, Mais oder Reis auf fruchtbaren Böden und un-
ter Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden angebaut 
werden, fällt die Bilanz insgesamt nicht günstig aus. Es 
gibt nun bessere Lösungen: Wir haben in Zusammen- 
arbeit mit der Lurgi AG eine Pilotanlage am Forschungs-
zentrum Karlsruhe errichtet, die land- und forstwirt-
schaftliche Reststoffe zu einem Vorprodukt für hoch- 
wertige Treibstoffe verarbeitet (Bioliq-Verfahren). Dafür 
werden Stroh, Holzabfälle und Restpflanzen dezentral 
beim Bauern zu einer energiereichen Schlacke verarbei-
tet, die anschließend zu einem Synthesereaktor trans-
portiert wird, wo maßgeschneiderte und extrem reine 
Kraftstoffe produziert werden können. 

Wir erproben auch die Stromerzeugung aus Erdwär-
me im Geothermielabor Groß-Schönebeck in Branden-
burg und sind an mehreren großen solarthermischen 
Versuchskraftwerken in Jülich, Almeria (Spanien) und in 
Algerien beteiligt, in denen die Sonnenenergie zur  
Stromerzeugung genutzt wird. Gerade die Solarthermie 
ist eine Technik, die bislang unterschätzt wird, obwohl 
sie das Potenzial besitzt, großtechnisch zuverlässig Strom 
zu produzieren. Solar-Rinnen und Receiver auf einer  

Fläche von 45 mal 45 Kilometern in der Wüste könnten 
schon ausreichen, um den Energiebedarf von ganz 
Deutschland zu decken, schätzt die Deutsche Physikali-
sche Gesellschaft („Klimaschutz und Energieversorgung 
in Deutschland 1990 –2020“, DPG). Eine große Heraus-
forderung ist allerdings die Speicherung und der Trans-
port, und das gilt für fast alle erneuerbaren Energien. 
Deshalb arbeiten wir auch mit großem Einsatz an neuen 
technischen Lösungen, um den Strom, der in solarther-
mischen Kraftwerken im Sonnengürtel der Erde erzeugt 
wird, an Ort und Stelle zu speichern. Ein Ansatz ist der 
Sonnenofen, um Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff 
zu spalten. Der so gewonnene Wasserstoff wird dann ge-
speichert und in Brennstoffzellen wieder zur Stromer-
zeugung genutzt. Außerdem entwickeln wir technische 
Komponenten, die die Verluste beim Transport minimie-
ren. Um den besten Standort für solarthermische Kraft-
werke zu bestimmen, nutzen wir auch die Ergebnisse 
der Helmholtz-Satellitenforschung. 

Bei der direkten Umwandlung von Sonnenstrahlung 
in Strom durch Photovoltaik setzen wir vor allem auf 
neue Verfahren wie die Dünnschichttechnologie, um die 
Kosten für Material und Produktion deutlich zu senken. 

Was in der Forschungspraxis für die Akteure, also 
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, jedoch 
immer wieder schwierig ist, sind die komplex verteilten 
Zuständigkeiten auf der Ebene der Zuwendungsgeber. 
Denn in Deutschland beschäftigen sich gleich fünf Bun-
desministerien mit dem Thema Energie. Unter der Feder- 
führung des Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) 
wird zwar ein übergreifendes Energieforschungspro-
gramm vereinbart, aber auch das Bundesministerium 
für Umwelt und Naturschutz (BMU), das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung (BMBF), das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV) und das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) schreiben 
fokussierte Forschungsvorhaben aus. Anstelle einer För-
derpolitik aus einem Guss tritt eine Förderpolitik, die 
kleinteilig und schwer zu überschauen ist. Aus unserer 
Sicht kommt es dabei immer wieder zu Doppelungen 
bei Modethemen, während anderswo Lücken in der För-
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keine Zuständigkeit fallen. Dadurch werden kleinere  
Arbeitsgruppen und kleine, innovative Unternehmen, 
die keine Lobbyarbeit leisten können, benachteiligt. 
Sollten wir also nicht doch einmal über die Schaffung 
eines Energieministeriums nachdenken, wie es zum  
Beispiel in den USA besteht?

Ein zweiter Punkt, der uns beschäftigt, ist der Erfolg 
von Steuerungsmaßnahmen, der leider bislang der  
Forschung nicht zu Gute kommt. Das Energie-Einspeise-
Gesetz (EEG) ist einerseits vorbildlich und wirkt. Damit 
hat Deutschland die Photovoltaik und Windenergie so 
gefördert, dass deutsche Firmen auf dem Weltmarkt teil-
weise führend sind. Auf der anderen Seite muss man  
sehen, dass mit dem EEG rund vier Milliarden Euro an 
die Unternehmen verteilt werden, die diese jedoch nur 
zu einem verschwindenden Teil in die Forschung und 
Verbesserung ihrer Produkte investieren. Denn dazu 
sind sie nicht verpflichtet. Wir sind jedoch noch lange 
nicht am Optimum angekommen – im Gegenteil: Wir 
brauchen deutlich mehr Forschung, damit die erneuer-
baren Energien schneller wettbewerbsfähig sind und  
einen wesentlich höheren Anteil der Energie als heute 
liefern können – das Verbesserungspotenzial ist riesig, 
viele Fragen warten darauf, dass sie mit Schwung und 
neuen Ideen gelöst werden. Daher wäre es sinnvoll, ent-
weder die Energieversorger zu einer Forschungsabgabe 
zu verpflichten, die sich an den Gewinnen orientiert, 
oder die Subventionen zu reduzieren und das eingespar-
te Geld direkt in die Forschung zu investieren. Dies  
würde auch die Gewinne betreffen, die die Energiever-
sorger durch eine mögliche Verlängerung der Laufzei-
ten von Kernkraftwerken zu erwarten hätten. Eine wei-
tere zusätzliche Quelle von Forschungsmitteln für 
klimaschonende Energien wären die Einnahmen aus 
dem Verkauf eines Teils von CO

2
-Zertifikaten. Denn nur 

mit mehr Forschung wird es uns gelingen, die Klima-
ziele der Bundesregierung zu erreichen, die Energiever-
sorgung zu bezahlbaren Preisen zu sichern und im Be-
reich neuer Energietechnologien weltweit führend zu 
bleiben oder zu werden.  



Renate mayntz ist sozialwissenschaftlerin und Gründungsdirektorin emeritus des max-Planck-Instituts 
für Gesellschaftsforschung. Ihre Forschungsschwerpunkte sind Gesellschaftstheorie, politische 
steuerung, Politikentwicklung und Implementation, technik- und Wissenschaftsentwicklung sowie 
transnationale strukturen und Regulierungen. sie war in verschiedenen Gremien wissenschaftlicher 
Politikberatung tätig und publizierte zahlreiche Aufsätze und bücher, darunter „soziale Dynamik und 
politische steuerung“.
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 Die großen Schübe in der Entwicklung der 
menschlichen Zivilisation sind eng verbun-
den mit Veränderungen in der Nahrungs- 
und Energiegewinnung. Bei der Nahrungsge-
winnung lief die Entwicklung vom Sammeln 

und Jagen zu Ackerbau und Viehzucht, vom Grabstock 
über den Pflug zum Trecker, von der Domestizierung 
von Wildtieren zu künstlicher Besamung und Melkma-
schinen. Die Geschichte der Energieerzeugung ist so-
wohl durch einen Wechsel der dominanten Rohstoffe 
wie, damit eng verbunden, durch veränderte Techniken 
ihrer Nutzung gekennzeichnet. So wurde Holz von Koh-
le und diese von Öl und Uran abgelöst; neu hinzuge-
kommen sind Wind, Sonne und Biomasse. Technisch lief 
die Entwicklung vom Meiler, in dem Holzkohle erzeugt 
wurde, weiter zur Dampfmaschine, dem Elektromotor 
und dem Ottomotor und neuerdings zu den Brennkam-
mern für Kernbrennstoffe, zur Gas-Dampf-Turbine und 
zur kommerziellen Erzeugung von Ethanol. Die Verän-
derungen in der Rohstoffbasis und der Technik der  
Energieerzeugung haben einerseits zum Entstehen im-
mer größerer technischer Netze und zur Herausbil-
dung großer regionaler Monopole geführt, auf der an-
deren Seite aber eine wachsende Vielfalt dezentraler 
Nutzungen in Industrie und Verkehr erlaubt. 

Seit der Ersten Industriellen Revolution sind die zen-
tralisierte – wie die dezentrale Erzeugung und Nutzung 
von Energie – Gegenstand staatlicher Regulierung gewe-
sen. Dabei haben sich die wahrgenommenen Probleme 
und dementsprechend die Regelungsansätze, im Laufe 
der Zeit verändert. In jüngster Zeit sind vor allem mit 

der Liberalisierung der monopolartig organisierten und 
häufig öffentlichen Energieerzeugung neue Regelungs-
probleme aufgetreten, unter anderem im Hinblick auf 
die Einspeisung dezentral erzeugter Elektrizität in die 
Netze der großen Betreiber. Während die technischen 
Netze für die Verteilung der erzeugten Energie grenzüber- 
schreitend verbunden sind, unterliegen Produktion, 
Handel und Verkauf zunehmend Marktprinzipien; beide  
Entwicklungen beschränken die Möglichkeiten staatlicher 
Steuerung, u. a. im Hinblick auf die Verbraucherpreise. 
Zugleich treten neue Herausforderungen auf: Die zu-
letzt im Zentrum der Aufmerksamkeit stehenden Risiken 
bei der Betreibung von Kernkraftwerken werden von 
Problemen verdrängt, die einerseits mit der Versorgungs- 
sicherheit, andererseits mit den Umweltfolgen der zen-
tralen und dezentralen Energieerzeugung und -nutzung 
zusammenhängen. Im Vordergrund stehen hier seit  
Jahren die vermutlichen Folgen, die der CO

2
-Ausstoß von 

Kraftwerken, Automobilen und privaten Heizungsanla-
gen für die Veränderung des Klimas hat. 

Getreu der sozialwissenschaftlichen Erkenntnis, dass 
Versuche zur Lösung eines Problems neue Probleme  
erzeugen, wird jetzt erkennbar, dass die Umstellung der 
Energieerzeugung und -nutzung von fossilen auf erneu-
erbare Energieträger in Konflikt mit der Nahrungsge-
winnung tritt. Diese Situation ist historisch nicht völlig 
neu: Wo Holz der Energieerzeugung diente, bzw. wie in 
manchen Entwicklungsregionen heute noch dient, kön-
nen ganze Landstriche veröden, die dann weder als 
Weiden noch für den Ackerbau nutzbar sind. Lange Zeit 
haben die technischen Innovationen bei der Entwick-

KOnFlIKtbEWältIGUnG Als HERAUsFORDERUnG  
FÜR EnERGIEPOlItIK
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Nahrungsgewinnung unterstützt. Heute dagegen kon-
kurriert die Erzeugung von Biomasse als Rohstoff für die 
Energiegewinnung mit dem Anbau von Nahrungsmitteln 
auf knapp gewordener Anbaufläche. Anreize, die nicht 
nur von der Marktnachfrage ausgehen, sondern zum 
Teil energiepolitisch gesetzt sind, haben zur Erzeugung 
dieses Problems mit seinen noch unabsehbaren sozialen 
und politischen Folgen beigetragen. Wenn nicht nur Öl 
und Ölprodukte wie Benzin, sondern auch Nahrungs-
mittel knapp und teuer werden, ist die Versorgung mit 
den zwei wichtigsten Gütern des Lebens gefährdet. 

Hier steht die Politik vor einer besonders schwierigen 
Aufgabe. Die Erzeugung und Nutzung von Energie be-
rührt eine Vielzahl von Lebensbereichen positiv oder ne-
gativ. Eine dieser Tatsache gerecht werdende Energiepo-
litik müsste die Folgen berücksichtigen, die die Art der 
Energieerzeugung und Nutzung in so unterschiedlichen 
Politikfeldern wie der Agrarwirtschaft, der Entwick-
lungshilfe, dem Umweltschutz, der Außenwirtschaft und 
dem Verkehr hat. Das verlangt zunächst zu erkennen, 
wie angesichts des unterschiedlichen Kosten- und Nut-
zenprofils der verschiedenen Modi der Energieerzeu-
gung ein optimaler Mix aussähe, der den unterschied-
lichen und vielfach gegensätzlichen Anforderungen aus 
diesen Politikbereichen gerecht würde. Diese Aufgabe 
ist nicht objektiv zu lösen, weil hier miteinander kon-
kurrierende Werte gegeneinander abzuwägen sind. Er-
forderlich ist auf jeden Fall eine Politikentwicklung, die 
die konkurrierende Ziele verfolgenden Ressorts einbin-
det – eine Aufgabe, die sich nicht nur am Ressortprinzip 
als solchem, sondern auch an der Unterschiedlichkeit 
der Leitwerte stößt, die in den konkurrierenden Politik-
feldern verfolgt werden. Gleichgültig, wie am Ende die 
Kompromissformel aussieht, auf die man sich einigt – 
der Versuch, sie umzusetzen, führt zwangsläufig zu Kon-
flikten, die nicht zu lösen sind, sondern die Konfliktbe-
wältigung zur Daueraufgabe machen.
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 Die Herausforderungen, denen wir durch zahl-
reiche Umweltveränderungen gegenüber- 
stehen (z. B. die Erderwärmung, Wasserknapp-
heit und die zunehmende Erschöpfung nicht 
erneuerbarer Ressourcen) erfordern grund- 

legende Änderungen in der menschlichen Lebensweise. 
Um diese Wandlungsprozesse auf den Weg zu bringen, 
müssen große Opfer erbracht werden. Diese Opfer  
umfassen unter anderem den Verlust wirtschaftlicher 
Ressourcen, Änderungen persönlicher Lebensstile,  
psychologische Anpassungen (beispielsweise über die 
Wahrnehmung dessen, was eine erfolgreiche Person 
ausmacht, die Quellen von Selbstwertgefühl und den  
sozialen Status) oder die Veränderung der Struktur von 
Institutionen und transnationalen Beziehungen. Gerade 
weil solche Opfer eine Menge Frustration und Wider-
stand mit sich bringen, ergibt sich die Frage ob die  
existierenden politischen Institutionen fähig sind, diese 
auf einem Niveau zu halten, so dass die notwendigen 
Änderungen stattfinden können. Diese Frage richtet 
sich insbesondere auch an die Politik demokratischer 
Gesellschaften, in denen die vox populi eine bedeutende 
Rolle spielt. Jedoch sollte angemerkt werden, dass selbst 
autoritäre (wie Iran) oder moderat totalitäre Regime 
(wie die derzeitige chinesische Regierung) von diesen 
Überlegungen nicht ausgeschlossen sind. Als Beispiel 
dafür können deren Zurückhaltung beim Abbau von 
Subventionen für Treibstoff oder Nahrungsmittel gel-
ten, obwohl diese Ausgaben ihre Haushalte schwer be-
lasten und zu einer erheblichen Verschwendung be-
grenzter Ressourcen, insbesondere von Öl, beitragen.

Bisher haben sich alle politischen Systeme, aber ins-
besondere Demokratien, als unfähig erwiesen, auf die 
genannten Herausforderungen zu reagieren und die 
notwendigen Opfer zu erbringen. Die von ihnen vorge-
nommenen Anpassungsmaßnahmen bleiben weit hinter 
dem Notwendigen zurück, und als Folge ist die Anhäu-
fung überfälliger Korrekturen und Veränderungen zu-
nehmend problematisch. Demokratische Nationalstaaten 
unterstützen und subventionieren de facto eine Kultur, 
in der jeder ein individuell motorisiertes Fahrzeug be-
sitzt, welches von endlichen Energieformen angetrieben 
wird und so zu den Klimaproblemen beiträgt. Es gibt 
kein Manhattan-Projekt zur Entwicklung alternativer  
Energieformen (z. B. wasserstoffbetriebene Motoren oder 
Batterien). Investitionen in öffentliche Verkehrsmittel 
bleiben weit hinter den Investitionen im Straßenbau zu-
rück, was größtenteils dem privaten Autoverkehr zugute 
kommt. Zudem ist die Besteuerung derjenigen, die Koh-
lendioxid emittieren und nicht erneuerbare Energie- 
ressourcen konsumieren zu niedrig, was an der Tatsache 
sichtbar wird, dass diese Steuern nur sehr begrenzte 
Auswirkungen auf den Verbrauch dieser Ressourcen  
haben. Da diese Punkte jedoch wohlbekannt sind, werde 
ich darauf nicht weiter eingehen. 

Obwohl Demokratien anscheinend Probleme dabei 
haben, in Erwartung einer Krise die notwendigen Res-
sourcen aufzubringen, sind sie nach deren Eintreten 
dazu sehr wohl in der Lage. In einigen Ländern lies sich 
dies bereits nach einem militärischen Angriff beobach-
ten (z. B. in Großbritannien und den USA im Zweiten 
Weltkrieg), der nicht überraschend erfolgte, sondern 

DIE DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn:  
POlItIsCHE HInDERnIssE
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wurden. In diesen Fällen erlitten die Demokratien große 
Verluste, weil die Mobilisierung erst auf den erfolgten 
Angriff hin geschah und sich über Jahre hinzog. Ferner 
kann argumentiert werden, dass bei einer frühzeitigen 
Mobilmachung in Erwartung eines Angriffs dieser  
vielleicht nicht stattgefunden hätte. Insgesamt gesehen 
ist es schwierig, Beispiele für eine ausreichende Mobili-
sierung von Demokratien in Friedenszeiten aufzuzeigen 
– insbesondere im Hinblick auf die Art von Herausfor- 
derungen, denen sie heute gegenüberstehen.

Diese Herausforderungen sind in besonderem Maße 
kritisch, da sie nicht plötzlich und dramatisch auftreten, 
sondern sich langsam entwickeln und verstärken. Sogar 
unter Experten gibt es erhebliche Meinungsunterschie- 
de darüber, wie adäquate Reaktionen aussehen könnten. 
Darüber hinaus erfordern diese Probleme eine konzer-
tierte globale Zusammenarbeit. Daraus folgt, dass nie-
mand gewinnt, wenn nur einige Nationen Opfer bringen 
und andere nicht. Wenn beispielsweise Industrieländer 
ihren Energieverbrauch und damit ihre Kohlendioxid- 
emissionen senken, Entwicklungsländer aber mehr Ener- 
gie verbrauchen und zusätzliches Kohlendioxid ausstoßen, 
würde das zwar die ungleiche globale Ressourcenvertei-
lung mildern, deshalb aber nicht weniger schädlich sein.

Eliten können einige Entscheidungen unter sich tref-
fen und tun dies auch. Die EU-Kommission handelt oft 
unmerklich und schließt Vereinbarungen mit anderen 
Staaten ohne oder mit nur geringer öffentlicher Wahr-
nehmung; sie interpretiert Verträge so, dass die eigenen 
unilateralen Interessen gestärkt werden und umgeht so 
der Aufsicht von und Verantwortlichkeit gegenüber dem 
schwachem Europäischen Parlament und der Öffentlich-
keit. Zentralbanken treffen ihre Entscheidungen selbst-
ständig, ohne öffentliche Anhörung oder effektive Auf-
sicht durch staatliche Kontrolleure. Oberste Gerichte 
sind oft gleichfalls dem öffentlichen Konsens weit voraus 
(oder hinken ihm hinterher). Es ist allerdings aufgrund 
der Bandbreite, des Ausmaßes und der Tiefe der not-
wendigen Änderungen, die zur Bewältigung der ange-
häuften und überfälligen Anpassungen erforderlich 
sind, kaum vorstellbar, dass diese in solch grundlegend 

undemokratischen Formen durchgeführt werden kön-
nen. Die genannten Institutionen erleben, dass wenn sie 
sich zu weit von der Öffentlichkeit entfernen, ihre Kom-
petenzen beschränkt oder ihre Zusammensetzung geän-
dert wird. Die Tatsache, dass Nationen vor dem Zweiten 
Weltkrieg anders handeln konnten, ist hier nicht rele-
vant. Wir leben in einer Zeit, in der durch die Verbrei-
tung von Bildung und Kommunikationsmöglichkeiten 
die Beteiligung der Bevölkerung an der Politik im Allge-
meinen zwar schrittweise, insgesamt aber doch deutlich 
zugenommen hat. Heutzutage kann die notwendige  
Legitimation politischen Handelns und wichtiger Ent-
scheidungen nicht ausgesetzt werden.

Eine umfassende und breite Informierung der Öffent- 
lichkeit, von der Art wie Al Gore sie vorgemacht hat, 
kann zur Akzeptanz der notwendigen Schritte für einen 
Wandel beitragen. Mit bedeutenden und respektierten 
Personen besetzte Kommissionen, wie im Falle der US-
amerikanischen 9/11 Commission, können dazu beitragen, 
Unterstützung für die erforderlichen Politiken zu sichern. 
Dies gilt ebenso für von beiden (in Zwei-Parteien-Syste-
men) bzw. von vielen Parteien getragene Kommissio-
nen, wie sie in den USA unter Reagan zur Reform des 
Sozialversicherungssystems genutzt wurden oder wie  
sie heute noch bezüglich der Schließung von US-Militär-
stützpunkten tätig sind. Um die nun notwendigen und 
weitaus größeren Richtungsänderungen umzusetzen – 
beispielsweise die Abkehr von auf individuellen Autover-
kehr angewiesenen, zerstreuten Siedlungsformen hin zu 
dichteren Strukturen, die auf öffentlichen Verkehrsmit-
teln, Laufen und Radfahren basieren – kann eine Regie-
rung der nationalen Einheit notwendig sein – zumin-
dest im Bezug auf die grundlegenden Übergänge.

All dies mag zu wenig sein, denn Anpassungen nei-
gen dazu, hinter den notwendigen Änderungen zurück-
zubleiben. Der Beitrag sollte dennoch illustrieren, dass 
die Herausforderungen, die vor uns liegen, nicht bloß 
ökologischer, technischer oder ökonomischer Natur 
sind, sondern ebenso die Öffentlichkeit betreffen und  
sowohl politisch, als auch normativ sind.
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POlItIsCHE tECHnOlOGIE REICHt nICHt.  
EnERGIEKRIsE UnD KlImAWAnDEl ERFORDERn mEHR  
DEmOKRAtIsCHE tEIlHAbE

 Die Formel von der Dritten Industriellen Revo-
lution setzt auf eine intelligente Kombination 
aus technischer Innovation und politischer 
Steuerung – „die Solaranlage aufs Dach, das 
Elektroauto in die Garage – und die Förder-

mittel mitnehmen“ könnte die smarte Werbe-Formel 
lauten, die vor allem für die Länder des Nordens eine 
Win-Win-Situation suggeriert. Aber dieser Deal wird so 
reibungslos nicht funktionieren, weil die Kombination 
aus steigenden Energiekosten, ökosozialen Folgen des Kli-
mawandels und Generationenungerechtigkeit die Zu-
stimmung zur Demokratie mehr und mehr unter Druck 
bringt und damit Selbstverständnis und Legitimität des 
Staates vor erhebliche Herausforderungen stellt. Um  
einen solchen Kollateralschaden der Klima- und Energie-
probleme zu vermeiden, darf man eine Dritte Industriel-
le Revolution nicht so instrumentell denken wie die Er-
ste und Zweite. Klimawandel heißt Kulturwandel – und 
somit Wandel der politischen Kultur.

DEmOKRAtIEvERDROssEnHEIt 
Es ist Zeit, sich angesichts des Klimawandels darüber Ge-
danken zu machen, wie man die demokratische Gesell-
schaft auf erheblichen Anpassungsstress vorbereiten und 
Partizipation in schwierigen Zeiten sichern kann. Denn 
schon jetzt beginnen immer mehr Deutsche daran zu 
zweifeln, dass sie in der besten aller politischen Welten 
leben. Laut einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung ist 
bald jeder Dritte der Auffassung, die Demokratie funktio-
niere schlecht; unter den Ostdeutschen waren sogar  
60 Prozent dieser Meinung. Angesichts „großer Themen“ 

wie Klimawandel, globale Gerechtigkeit und demogra-
phische Entwicklung verfestigt sich der Eindruck, das 
politische System könne den Herausforderungen nicht 
gerecht werden, das heißt: die Demokratie „liefere“ 
nicht mehr und verfehle damit eine wesentliche Säule 
ihrer Glaubwürdigkeit: Output-Legitimation. Ein Viertel 
aller Befragten wollen „mit der Demokratie, wie sie bei 
uns ist“, nichts mehr zu tun haben. Die sinkende Wahl-
beteiligung und der Mitgliederschwund in Parteien und 
anderen Großorganisationen (trotz des Bevölkerungs- 
zuwachses durch die Wiedervereinigung) zeigen, dass 
dies keine punktuellen Stimmungsbilder sind, sondern 
Momentaufnahmen eines Trends.1 

Als Verantwortliche für die wachsende Demokratie-
verdrossenheit gelten die üblichen Verdächtigen – Lang-
zeitarbeitslose, Hartz-IV-Empfänger und schlecht Quali- 
fizierte, bei denen die Umfragewerte besonders katastro- 
phal ausfallen. Aber Globalisierungsfolgen und steigende 
Energiekosten ziehen auch die Mittelschichten in einen 
gefühlten Abwärtssog und so regen sich auch in der 
Mitte der Gesellschaft vermehrt Zweifel an der Funktions- 
fähigkeit des Systems. In einigen Umfragen wähnen bis 
zu 90 Prozent der Deutschen, dass die demokratischen 
Parteien schwierige Probleme schlicht nicht lösen können 
und fast alle sind der Auffassung, dass die Eliten vor 
allem an ihrem eigenen Wohlergehen interessiert sind.2 
Pauschal lassen sich fünf „Problemgruppen“ identifi-
zieren: 

Ostdeutsche, die unter dem Eindruck eines (in ganz 
„Ostmitteleuropa“ zu beobachtenden) Nationalpopu-
lismus rechter und linker Provenienz stehen; 

–
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sene“, bei denen sich Anomiephänomene zeigen; 
junge männliche Einwanderer, die unter Erschei-
nungen von Bildungsarmut und Diskriminierungs- 
erfahrungen leiden;
islamistische Muslime, die eine radikale Kritik der 
westlichen Moderne und der Demokratie als Herr-
schafts- und Lebensform vornehmen; 
und schließlich demokratie- und staatsabgewandte 
Teile des Managements.3 

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt, die eine nach-
haltige Irritation der sicherheitsorientierten Mitteleuropäer 
bewirken, paaren sich mit der Energiekrise und bereits 
spürbaren Folgen des Klimawandels, die Zukunftsängste  
wachsen lassen. Zugleich schwindet das Vertrauen in 
diejenigen, denen man einst Lösungskompetenz zutraute 
– die (partei)politischen Eliten. Dass das Demokratie- 
vertrauen schwindet, zeigt mithin nicht einfach autori-
täre Tendenzen an, es spiegelt die Hilflosigkeit der  
politischen Eliten, Zukunftsprobleme glaubhaft zu the-
matisieren und überzeugend in den Griff zu bekommen. 
Deshalb muss man den Erosionsprozess der Demokratie 
ernst nehmen: Er spiegelt auf der einen Seite die Zu-
kunftsängste derjenigen, die sich als Modernisierungs-
verlierer wahrnehmen, zugleich aber die realistische 
Einschätzung, dass die politischen Führungsschichten 
auch nicht wissen, wie es weitergehen soll. 

AUtOKRAtIEn UnD IllIbERAlE DEmOKRAtIEn AUF  
DEm vORmARsCH
Die Demokratie scheint auch dann unter Druck, wenn 
man den Blick nach außen wendet und feststellen muss, 
dass in den „Schwellenländern“ das Modell der west-
lichen Demokratien als wenig attraktiv gilt. Genährt 
durch den Anfangserfolg der „vierten Demokratisierungs- 
welle“ nach 1989, ging die Modernisierungstheorie  
mit einiger Selbstsicherheit davon aus, der wirtschaft-
lichen Liberalisierung werde mit Naturnotwendigkeit 
die politische auf dem Fuße folgen – wer Ja zum Kapita-
lismus sage, müsse auch die Demokratie in Kauf neh-
men. Auf diese Weise wuchs die Hoffnung, die Welt 

–

–

–

–

würde über kurz oder lang ein einziger großer Westen 
sein. Offenbar ist die chinesische Führung anderer Mei-
nung, genau wie die russische: Kapitalismus geht auch 
ohne Demokratie und sogar schneller. Die umständli- 
chen und langwierigen Prozeduren der Meinungs- und 
Urteilsbildung, der Vorlagen, Anhörungen, Feststellun- 
gen und Abstimmungen, all die zeitraubenden Proze-
duren fallen in Autokratien weg; man kann einfach 
drauf los modernisieren. Wo bei uns schon die Einrich-
tung eines Windparks zu einer jahrelangen Angelegen-
heit wird, pflanzt ein Zentralkomitee Kohlekraftwerke 
im Wochentakt in die Landschaft.

Der Verzicht auf Demokratie erweist sich offenbar 
nicht als Hemmschuh der Entwicklung, sondern als  
Modernisierungsbeschleuniger und wer sieht, wie subtil 
die chinesische Führung daran arbeitet, das Systemver-
trauen durch die Abmilderung von Härten und die Ver-
teilung von Gratifikationen stabil zu halten, kann nicht 
so sicher sein, dass dieses System schon deshalb verlie-
ren wird, weil es nicht demokratisch ist. Womöglich mo-
tiviert dieses „Erfolgsmodell“ sogar auch hier zu Lande 
technokratische Planungsillusionen.4 

Diese bedenkliche Entwicklung spiegelt, dass die 
wirtschaftliche Globalisierung schon zu erheblichen Ver-
schiebungen in der Tektonik der Weltgesellschaft geführt 
hat. Die frühindustrialisierten Länder driften allmählich 
aus dem Zentrum der globalen Veränderungsdynamik 
heraus und sind fallweise schon Zuschauer eines Spiels, 
in dem sie sich weiterhin für Hauptdarsteller halten. Ein 
relativer Machtzuwachs in einem Teil der Welt ist aber 
gleichbedeutend mit einem relativen Machtverlust in 
einem anderen und diese möglicherweise fatale Gleichung 
wurde in der saturierten Gewissheit über die Erfolgs-
trächtigkeit des westlichen Modells lange nicht zur Kennt- 
nis genommen, schon gar nicht nach dem scheinbaren 
Sieg des Westens über den Osten nach 1989. 

Mit dem Schwinden des Modellcharakters des Westens 
gerät die Demokratie so auch von außen unter Druck; 
andere Wege in eine Moderne zeichnen sich ab, und so 
wie es aussieht, werden sie zumindest so lange erfolg-
reich sein, bis die ökologischen Probleme auch den Tur-
bokapitalismus neuen Typs aus der Balance bringen. 
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in globaler Perspektive und das Schwinden des Demo-
kratievertrauens hierzulande haben also miteinander  
zu tun: Denn Globalisierungsverlierer in den westlichen 
Ländern spüren als erste, dass Vertrauen in die Wohl-
standsversprechen des Nationalstaates nicht mehr ange-
bracht ist. Ein Facharbeiter konkurriert längst nicht 
mehr auf einem lokalen Arbeitsmarkt, sondern in einem, 
wie er es wahrnimmt, ufer- und zufluchtlosen Haifisch-
becken. Rasanter sozialer Abstieg, im einstigen Wirt-
schaftswunderland eine Angelegenheit für irgendwie 
aus der Bahn Geworfene, wird zum jederzeit möglichen 
biografischen Ernstfall.

vOm KOmmUnIKAtIOnsmAnAGEmEnt zUR  
DEmOKRAtIEKOmPEtEnz
Dass sich die Betroffenen in solchen Situationen vom 
Staat verlassen fühlen und oft auch von der Demokratie, 
ist nicht schwer zu verstehen und es liegt nicht zuletzt 
daran, dass eben dieser Staat nicht aufgehört hat, eine 
Fürsorgebereitschaft zu behaupten, die er in Wahrheit 
nicht mehr leisten kann. So dürfte zum Beispiel die lau-
ter werdende Forderung nach Kompensation der gerade 
für untere und mittlere Einkommensgruppen drama-
tisch steigenden Energiekosten in Enttäuschung umschla- 
gen: Keine Demokratie der Welt kann dafür einstehen, 
wenn Ressourcen knapper und damit teurer werden; 
und wenn sie Vertrauen erhalten will, muss sie parado- 
xerweise einräumen, dass sie es nicht kann. Man kann 
sich ausmalen, was geschieht, wenn steigende Energie-
kosten bis in die Mittelschichten hinein den Lebens- 
standard sinken lassen und die Bezieher von niedrigen 
Einkommen ihre Wohnungen nicht mehr heizen kön-
nen. Unwägbarkeiten der privaten Existenz  werden in 
modernen Gesellschaften durch Institutionen stabili-
siert. Was aber, wenn öffentliche Institutionen wie Par-
teien, Gewerkschaften, Kirchen, Einrichtungen der  
Gesundheits- und Sozialversorgung etc. diese Funktion 
kaum noch übernehmen können? Die Geschichte des 
20. Jahrhunderts zeigt, dass Vertrauen in die Stabilität 
gesellschaftlicher Verhältnisse prinzipiell unangebracht 
ist – die Dinge können ziemlich schnell in Bewegung  

geraten und sich dann der Steuerung entziehen. Die  
Geschichte zeigt auch, dass Menschen unter Bedingun- 
gen von Druck und Bedrohungsgefühlen zu Haltungen 
und Entscheidungen neigen, an die sie nur kurze Zeit 
zuvor nicht im Traum gedacht hätten.

Die politischen Eliten haben es in den letzten Jahr-
zehnten mit „mehr Kommunikation“ und Public Relations 
versucht. Doch obwohl die Kommunikationsmedien im-
mer aufwändiger werden, sind die Eliten immer weni-
ger in der Lage zu vermitteln, was und warum sie etwas 
tun. Die Zukunft der westlichen Demokratie liegt sicher 
nicht in der Rückkehr des Planungsstaates, der seine 
Segnungen geschickt kommuniziert, sondern in der Re-
vitalisierung von Teilhabe und Mitsprache. Die Bürger 
werden nur auf diese Weise am Prozess des intelligenten 
Rückbaus der Industrialisierungsfolgen mitwirken kön-
nen, der ihnen sonst als aufgezwungene Verzichtsleis- 
tung erscheinen muss. Plausible Zielsetzungen wie Res-
sourceneffizienz werden nur zu erreichen sein, wenn 
die Betroffenen zu Mitwirkenden werden und in die 
Operationalisierung klimapolitischer Vernunft einbezo-
gen sind. Suggeriert der Staat dagegen nur einen Willen 
zur Fürsorge (die er gar nicht gewährleisten kann), un-
tergräbt er die Fundamente des Demokratischen. Er ver-
zichtet achselzuckend auf das Engagement derjenigen, 
ohne die der notwendige Umbau des Lebensstils gar 
nicht zu realisieren ist.

Die zitierten Umfragewerte sollten also zum Anlass 
genommen werden, darüber nachzudenken, wie nicht 
nur die politischen Technologien, sondern auch die  
demokratischen Institutionen der Bürgergesellschaft 
modernisiert werden können. Integration bedeutet Teil-
habe, nicht Versorgung und diese muss – so wenig  
das im Trend liegen mag – durch „mehr Demokratie“, 
also innovative Formen direkter Beteiligung gestärkt 
werden. Um zu verhindern, dass sich strukturell große 
Gruppen ausgeschlossen fühlen oder in urbanen Räumen 
auch Mehrheiten „abgehängt“ werden, muss wieder die 
Erfahrung vermittelt werden, dass politische Partizipati-
on echte „Wirksamkeit“ bedeuten kann. In vielen Fällen 
ist das Rückzugsverhalten bei Wahlen weniger ein kog-
nitives oder Wissensproblem, dem man mit klassischer 
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auf Enttäuschungs- oder Frustrationserfahrungen bei 
Bürgern, die durchaus partizipationsbereit sind und über 
ausreichend politisches Institutionenwissen und kogni-
tive Ressourcen verfügen. Es mangelt an „Wissen zum 
wie“, an praktisch-instrumentellen Demokratiekompe-
tenzen, um Ideen und Interessen wirksam werden zu 
lassen. Abhanden gekommen ist die schiere Fähigkeit, 
eigene Interessen wirksam zu artikulieren und in der 
politischen Auseinandersetzung durchzusetzen. „Politik“ 
ist zu einem opaken sozialen Raum geworden.

Es geht also in dem in der Tat „revolutionärem“ Pro-
zess, der mit dem Klimawandel verbunden ist5, darum, 
am Arbeitsplatz, im Stadtviertel, in der Gemeinde und 
in den sozialen Netzwerken wieder konkretes Hand-
lungswissen über Funktionsweisen des (kommunalen) 
politischen Systems zu vermitteln und regelrecht einzu- 
üben. Als so genannte „Mediendemokratie“ bleibt Volks-
herrschaft eingespannt in mediale, vor allem visuelle 
Übersetzungen. Politik konkurriert dabei hilflos mit an-
deren, unterhaltsameren Medienangeboten und Präsen-
tationsformaten, die zweifellos mehr appeal besitzen. 
Das belegen die unansehnlichen Bild-Stereotypen, mit 
denen vor allem die politische Berichterstattung im 
Fernsehen aufwartet; Beispiele sind karikaturhaft wir-
kende Shakehands oder die Catwalks von Politikern, mit 
denen Informationen visuell unterfüttert werden sollen. 
Problematischer noch ist die Suggestion aktiver Beteili-
gung durchs bloße Zuschauen – selten wusste das Publi-
kum mehr als heute, aber es bleibt auf der Couch sitzen. 
Die „gefühlte Partizipation“ ist jedenfalls weit stärker als 
die tatsächliche, und diese Schieflage wird wiederum 
unterstützt durch die Allzuständigkeitsanmutung, die 
Politikerauftritte erzeugen – mit dem Effekt wachsender 
Enttäuschung über die in Wahrheit eher schwindende 
Zuständigkeit vor allem staatlicher Politik bei akuten 
und vor allem langfristigen Problemfällen. In dieser 
Lage gelingt es telegenen Links- und vor allem Rechtspo-
pulisten, sich „als jene Kraft zu präsentieren, die außer-
halb der geschlossenen Welt der politischen Eliten steht, 
die für und mit den Menschen spricht und der es ge-

lingt, jener formlosen Masse in der Mitte der modernen 
Gesellschaften Identität zu verleihen.“ 6 

AUsblICK
Auf der Suche nach Akteuren, die Demokratiekompetenz 
besitzen oder erwerben könnten, richtet sich der Blick 
immer weniger auf die Berufs-Politik. Manche sehen 
Chancen für eine Wiederbelebung bürgergesellschaft-
licher Partizipation in Ansätzen aktiver Konsumenten-
verantwortung; gerade der Verbraucherschutz eigne 
sich dazu, handwerkliche Demokratiekompetenz zu  
erlernen, etwa mit der scheinbar trivialen Frage: „Wie  
erreiche ich, dass wir unsere Schule durch eine lokale 
Bio-Molkerei beliefern lassen?“ 7 Analoge Fragen des  
Klima- und Umweltschutzes eröffnen demnach neue 
Möglichkeiten des politischen Engagements, das über-
dies stets lokale und regionale mit globalen Agenden 
verbindet. 

Es wäre naiv, die umwelt- und klimapolitischen Re-
formen einzig auf die Kraft von Sonne und Wind in  
einer Dritten Industriellen Revolution und auf die Imple-
mentierungsfähigkeit ihrer Governance-Strukturen zu 
setzen, während Ansätze von citizen education und citi-
zen empowerment immer nur am Rande gestreift und 
dann vor allem als Akzeptanzproblem neuer Technolo-
gien oder Vollzugsdefizit der Gesetzgebung oder Infor-
mationsmangel des rational kalkulierenden Verbrauchers 
verstanden werden. In den Überlegungen zur Bewälti-
gung der Folgen des Klimawandels müssen Fragen demo- 
kratischer Teilhabe endlich entdeckt und ernst genom-
men werden.
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 Erste These: Gesellschaften sind (mehr oder we-
niger) lernfähig. Der Grad ihrer Lernfähigkeit 
wird durch das Geflecht von informationsver-
arbeitenden auf der einen und innovations- 
generierenden Institutionen auf der anderen  

Seite bestimmt. Informationsverarbeitung in diesem 
Sinn wird z. B. durch eine große Medienvielfalt oder 
durch flache Hierarchien in staatlichen Verwaltungen 
und natürlich durch ein gutes Bildungssystem begün-
stigt, Innovationsfähigkeit u. a. durch ein durchlässiges 
Schulsystem und ein Steuersystem, das die Bildung von 
Stiftungen ebenso wie die Investition von venture capi-
tal erleichtert, um nur diese exemplarischen Mechanis-
men zu nennen. 

Eine wesentliche Bedingung für beides (Informations- 
verarbeitung und Innovationsfähigkeit) ist die Verfas-
sung des politischen Systems. Autokratische Systeme  
haben den Vorteil, schnell reagieren zu können (China), 
aber den Nachteil, dass die schnellen und durchgreifen-
den Entscheidungen falsch sein können. Außerdem sind 
sie korruptionsanfällig. Demokratische Gesellschaften 
sind schwerfällig hinsichtlich ihrer Entscheidungen, in 
der Regel aber lern- und innovationsfähiger. 

Das wichtigste allgemeine Prinzip, um die mit der 
Dritten Industriellen Revolution beschriebenen Heraus-
forderungen bewältigen zu können, ist also die Erhal-
tung und ggf. Steigerung der Lernfähigkeit der Gesell-
schaft. Dieses Prinzip ist insofern nicht trivial, als es 
kaum konsensuelles verlässliches Wissen darüber gibt, 
welche institutionellen Arrangements Lernfähigkeit  
im Einzelnen begünstigen. Da diese Arrangements über-

dies über lange Zeiträume gewachsen und kulturell tief 
verwurzelt sind, lassen sie sich nicht beliebig verändern. 
Der Appell an die Politik ist insofern vergeblich, als sie 
selbst Teil dieses Arrangements ist. 

Zweite These: Die gegenwärtigen Probleme – Ressour- 
cenraubbau, Bedrohung der Biodiversität, Klimawandel 
usw. – sind in der Menschheitsgeschichte nicht neu. Auch 
in der Vergangenheit sind Arten ausgerottet, Ressourcen 
verschwendet und Klimakatastrophen erzeugt worden, 
wenn auch vielleicht in kleinerem Maßstab (?). Immer 
sind diese Probleme die nicht-intendierten Folgen des 
Zusammenwirkens einer ganzen Reihe von Institutio- 
nen. Dazu zählen z. B.: die kapitalistische Wirtschafts-
ordnung, insoweit sie keine Stoppregeln für das Profit-
streben kennt und auf Wachstum angewiesen ist; der 
Markt als Verteilungsmechanismus, insofern er trotz aller 
Effizienz beim Umgang mit sog. „freien Gütern“ einen 
„blinden Fleck“ hat (s. Überfischung); die Nationalstaaten, 
insofern ihre Konkurrenz übergreifende Strategien der 
Ressourcen sparenden Kooperation behindert und im 
extremen Fall der Gewaltanwendung sogar Ressourcen 
aktiv verschwendet. Das sind nur offenkundige Beispiele 
für institutionelle Fehlentwicklungen, die sich jedoch 
um eine Vielzahl anderer vermehren ließen, für die 
Analoges gilt. 

Die genannten Fehlentwicklungen ließen sich nur 
durch politische Intervention verhindern, wenn diese 
über Wissen verfügen würde, das neuerliche Fehlentwick- 
lungen ausschlösse. Die Schwierigkeiten, solch fehler-
freie „Justierungen“ von Steuerungssystemen im sozialen 
Bereich zu erreichen, sind z. B. aus der Arbeitsmarkt- 

lERnFäHIGKEIt, FEHlEntWICKlUnGEn UnD bRÜCHE  
Im tRAnsFORmAtIOnsPROzEss
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„einer dritten Basisfunktion des Staates mit dem Ziel 
und den Institutionen zur Sicherung der natürlichen  
Lebensgrundlagen“ und damit die „Neuerfindung der 
Staatlichkeit auf allen Ebenen und Handlungsfeldern“1 
formuliert das Problem zwar plausibel, aber gleichwohl 
als Münchhausenproblem. Die Einsichten von Umwelt-
verbänden und Wissenschaftlern sind nicht die der Poli-
tik und können nicht unmittelbar in Politik übersetzt 
werden. Die Politik muss von sich aus zur „besseren Ein-
sicht“ kommen und das gilt analog auch für die an  
Profit orientierte Wirtschaft sowie für jeden Einzelnen, 
der/die mobil sein, über ein warmes Zuhause verfügen 
möchte usw. Mit gesellschaftlichen und politischen Ver-
änderungen des oben genannten Umfangs ist also nur 
dann zu rechnen, wenn die Angst vor den genannten 
Fehlentwicklungen größer wird als die Hoffnung, selbst 
noch davon kommen zu können. Das setzt voraus, dass 
die entsprechenden Bedrohungen auch wirklich als sol-
che wahrgenommen werden können (i.S. von These 1). 
Die Klimaforschung zeigt, wie schwer es ist, eine solche 
Bedrohung mit einer Stimme zu kommunizieren, so 
dass sie auch als solche glaubwürdig ist. Das Montreal 
Abkommen angesichts des „Ozonlochs“ hat allerdings 
gezeigt, dass es im Prinzip möglich ist.

Dritte These: Brüche in der gesellschaftlichen Ent-
wicklung sind prinzipiell nicht vorhersehbar, Extrapola-
tionen gegenwärtiger Zustände erweisen sich fast aus-
nahmslos als zu konservativ oder schlicht falsch. Allgemein 
gesagt entwickeln sich Gesellschaften im Wechselspiel 
mit Wissenschaft und Technologie, aber korrekter ist es, 
Wissenschaft und Technologie als Anpassungsmechanis-
men der Gesellschaft (i. S. These 1) zu verstehen. Durch 
die Anpassungsleistungen (z. B. eine technologische In-
novation wie Solarzellen) verändert sich der Gesamtkon-
text, auf den die Handelnden wiederum reagieren, usw. 
Dabei sind Brüche nicht ausgeschlossen, aber graduelle, 
allmähliche Anpassungen sind die Regel. 

Wenn der Benzinpreis über ein bestimmtes (welches?) 
Niveau steigt, steigen die Leute vom Sport Utility Vehicle 
(SUV) auf einen Hybridjapaner um, erst die ärmeren, 
schließlich auch die Wohlhabenden. Es ist aber nicht klar, 

was stärker ist und wie lange: die Orientierung am Sta-
tussymbol, die Nutzenfunktion oder die Konsumpriorität 
und wie die Automobilbauer reagieren. Und wenn der 
Dollar wieder an Wert gewinnt, der Ölpreis fällt, die 
Spekulation sich auf Gold und Platin verlegt, ist alles 
wieder anders. 

1 s. Jänicke/Jacob in diesem Band
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DIE KOntROvERsE Als DAs PROGRAmm  
DER näCHstEn GEsEllsCHAFt

 Angeregt durch Arbeiten zur Mediengeschich- 
te vor allem der Schrift und des Buchdrucks 
haben Soziologen in den vergangenen Jahr-
zehnten begonnen, die bisherige Mensch-
heitsgeschichte in vier große Medienepochen 

der Gesellschaft zu unterteilen: die Stammesgesellschaft 
auf der Grundlage der mündlichen Sprache, die antike 
Gesellschaft auf der Grundlage der Schrift, die moderne 
Gesellschaft auf der Grundlage des Buchdrucks und die 
so genannte nächste Gesellschaft auf der Grundlage des 
Computers.1 Jedes dieser Kommunikationsmedien löst 
Probleme der strukturellen Verbreitung von Kommunika- 
tion und stellt Probleme der kulturellen Orientierung  
in einer dank dieser neuen Verbreitung unübersichtlich 
werdenden Gesellschaft.

Auf die Einheit der Differenz von Problemlösung 
und Problemstellung reagiert die Gesellschaft mit einem 
Programm. Dieses Programm unterscheidet innerhalb 
der Gesellschaft das Richtige vom Falschen.2 Beides 
kommt vor und für beides werden Reaktionen bereitge-
halten. Auf das Richtige reagiert man mit positiver Ver-
stärkung, auf das Falsche mit negativer Ablehnung. 
Beides ändert die Wirklichkeit, so dass man es laufend 
mit neuen Anlässen für programmatische Reaktionen 
zu tun bekommt. Die Gesellschaft wird nicht-trivial. Sie 
überrascht sich selbst, obwohl sie nichts anderes tut,  
als im Rahmen eines bestimmten Programms auf sich 
selbst zu reagieren.

Als Beitrag zur Antwort auf die Frage nach der „an-
stehenden langfristigen Transformation des Industrie- 
systems und seiner Energie- und Rohstoffbasis“3 lohnt  

es sich, einen Moment innezuhalten und sich des Pro-
gramms der bisherigen Gesellschaften einschließlich der 
modernen Gesellschaft zu vergewissern, um eine An-
nahme darüber formulieren zu können, mit welchem 
Programm wir es möglicherweise in der nächsten Gesell- 
schaft zu tun bekommen. Natürlich sind sowohl unsere 
Beschränkung auf vier und nur vier Medienepochen als 
auch unsere Benennung der Programme der jeweiligen 
Gesellschaft hypothetischer Art. Sie dienen der besseren 
Beobachtung einer deswegen nicht weniger ungewiss 
bleibenden weltgesellschaftlichen Lage.

Das Programm der im Medium der Mündlichkeit, 
unter Anwesenden über Abwesende kommunizierenden 
Stammesgesellschaft 1.0 ist die Mäßigung.4 Diese Mäßi-
gung, von den Griechen dann sophrosyne genannt, 
stimmt das für moderne Beobachter wie Bronislaw Mali- 
nowski überraschende, tiefe Bedürfnis nach Besitz mit 
Bedingungen des sozialen Friedens ab, die darin bestehen, 
dass niemand mehr besitzt, als ihm im Rahmen seines 
Status innerhalb der Dorfgemeinschaft zukommt. Man 
kann dann immer noch miteinander konkurrieren, 
muss dies jedoch im Rahmen einer entsprechend schwer 
beweglichen, weil von allen anderen Statuspositionen 
mitabhängigen Statuskonkurrenz tun. Mäßigung erlaubt 
es, sowohl das Bewusstsein für den eigenen, angemes-
senen Platz zu kommunizieren, als auch den Respekt zu 
erwerben, der es erlaubt, Anspruch auf einen höheren 
Status anzumelden. Mäßigung kombiniert Besitzansprü-
che beliebiger und daher auch maßloser Art mit ständig 
mitlaufender sozialer Abstimmung, abgesichert durch 
die Angst vor dem Fluch der anderen. In der Stammes-
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zu wollen als die anderen; falsch ist es, dies zu übertreiben.

Das Programm der zusätzlich im Medium der Schrift- 
lichkeit kommunizierenden, der schreibenden, senden- 
den und lesenden antiken Gesellschaft 2.0 ist die Herr-
schaft.5 Dieses Programm nutzt die Möglichkeiten der 
über den Kreis der jeweils Anwesenden weit hinausrei-
chenden schriftlichen Kommunikation, indem zuneh-
mend längerfristige Handlungsketten in Politik und 
Wirtschaft, Recht und Erziehung, Kunst und Wissen-
schaft aufgebaut und unterhalten werden, zugleich je-
doch mit hoher lokaler Evidenz jeweils deutlich gemacht 
wird, von wem welche Beiträge zu diesen Handlungs- 
ketten erwartet werden, und wer welchen Gewinn aus 
ihnen hat. Erst die moderne Gesellschaft empfindet die 
damit einhergehende soziale Ungleichheit als einen 
Skandal. In der Antike hat die Herrschaft alle Vorteile 
der intuitiven, nicht zuletzt einer in Gottesvorstellungen 
verankerten und mit Ansprüchen auf Moral abgewo-
genen, hierarchischen Ordnung auf ihrer Seite. In der 
Antike ist es richtig, Herrschaft auszuüben und falsch, 
dies so zu tun, dass die Existenz der Beherrschten ge-
fährdet ist.

Das Programm der von den Möglichkeiten der Kom-
munikation im Medium des Buchdrucks dynamisierten, 
modernen Gesellschaft 3.0 ist die Inklusion der Gesamt-
bevölkerung in die Gesellschaft, das heißt der Zugang 
aller zu allen Funktionsbereichen der Gesellschaft.6 Mit 
den Forderungen der Französischen Revolution nach 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit und der Umset-
zung dieser Forderungen in das politische Programm 
der Demokratisierung (allgemeines Wahlrecht), das 
wirtschaftliche Programm der Industrialisierung (Wohl-
fahrt für alle) und das pädagogische Programm des all-
gemeinen Schulzwangs (Bildung für alle), ganz zu 
schweigen von individualisierten Zugängen zur Religion 
(Pietismus) und zur Kunst (Freigabe des Geschmacks- 
urteils), schafft die moderne Gesellschaft die Vorausset-
zungen dafür, die durch die alles beschreibende und  
alles vergleichende, alles kommentierende und alles kri-
tisierende Kommunikation im Medium des Buchdrucks 
auf den Plan gerufene Unruhe der Gesellschaft sowohl 

zu bewältigen als auch zu bedienen. In der modernen, 
sich deswegen „liberal“ nennenden Gesellschaft, ist es 
richtig, jede sich bietende Gelegenheit zum Aufbau von 
politischer Macht, zur Steigerung wirtschaftlichen Ge-
winns, zur Formulierung und Überprüfung einer wissen-
schaftlichen Hypothese, zum Erwerb von Bildung, zur 
Sicherung des individuellen Seelenheils oder des Zu-
gangs zum Schönen der Kunst wahrzunehmen; aber es 
ist falsch, dies so zu tun, dass anderen die Chancen auf 
ähnliche Gelegenheiten genommen werden.

Das Programm der nächsten, der im Medium des 
Computers und seiner Derivate Internet, Intranet und 
Supercomputing Grids kommunizierenden Gesellschaft 
4.0 ist gegenwärtig nicht mit Sicherheit zu bestimmen, 
da diese Gesellschaft noch zu jung ist. Ulrich Beck hat 
vorgeschlagen von einer „reflexiven Modernisierung“ zu 
sprechen.7 Peter Sloterdijk beschreibt die „Sphären“ des 
in sich versponnenen menschlichen Lebens in Gesell- 
schaft.8 Bruno Latour rückt im Anschluss an die Sozio- 
logie Gabriel de Tardes die wachsende funktionale Be-
deutung von Kontroversen in den Blickpunkt, die er sich 
als zivile Formen des Suchens nach möglichen Konflik- 
ten, des Austragens dieser Konflikte und nicht zuletzt der 
Beilegung dieser Konflikte vorstellt.9 Diese Idee scheint 
mir tragfähig zu sein, zumal die Kontroverse in ihrer  
zivilen Gestalt selbst eine Form der Reflexion ist und man 
Sloterdijks Philosophie der Sphären durch ein kogni- 
tionswissenschaftliches Programm der Erforschung der 
verschiedenen Konfliktformate in organischen, psychi-
schen und sozialen Systemen ergänzen kann.

Kontroversen als Programm der nächsten Gesellschaft 
reagieren darauf, dass das Rechtssystem mit seiner tra- 
ditionellen Aufgabe der Vorgabe möglicher Konflikte, 
des Zündens und Beilegens dieser Konflikte gegenwärtig 
zunehmend überfordert ist.10 Stattdessen werden außer-
rechtliche Formen der Kontroverse gesucht, die es erlau-
ben, in Familien und Organisationen, auf Märkten und 
in den Massenmedien, in Parteien und sozialen Bewe-
gungen die Bedingungen des eigenen Handelns in der 
Form des Streits über diese Bedingungen auf sich selber 
anzuwenden. Neu ist daran, dass es keine quasi natür-
liche Schlichtungsinstanz mehr gibt, etwa die Balance 
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durch den Fluch des Feindes), die Autorität des höheren 
Rangs (abgesichert und gefährdet durch den göttlichen 
Auftrag) oder die Logik des Sachzwangs (abgesichert 
und gefährdet durch das Urteil des Experten), sondern 
für jeden sozialen Bereich sowohl die soziale (wer nimmt 
teil, wer streitet mit wem?) als auch die sachliche (wo-
rum geht es, worum nicht?) und die zeitliche Form (wie 
lange streitet man sich, für wie lange darf ein Streit als 
beigelegt gelten?) der Kontroverse selber gefunden wer-
den muss und auch selber wieder bestritten werden 
kann.

Für diese Suche nach geeigneten Formaten der Kon-
troverse gibt es nur eine einzige Vorgabe, nämlich die 
wie aus dem Lehrbuch der Kybernetik stammende Vor-
gabe, dass der Streit eine Form der Kommunikation an-
regen muss, die geeignet ist, die Existenzbedingungen 
des jeweiligen Bereiches zu kontrollieren im Sinne der 
Sammlung, des Vergleichs und der Rückkopplung ein-
schlägig brauchbarer Informationen über diesen Be-
reich.11 Ich zitiere hier nicht umsonst die Kybernetik, ist 
sie doch wie die Systemtheorie und die Informatik ein 
Produkt derselben Jahre in der Mitte des vergangenen 
Jahrhunderts, in denen auch der Computer das Licht 
der Welt erblickte. Natürlich kennen alle bisherigen 
Epochen der gesellschaftlichen Entwicklung den Streit. 
Neu ist jedoch, dass der Streit heute nicht nur als unver-
meidbar gilt, weil er die Form der Erhebung einer 
grundsätzlich nicht mehr gebündelt, sondern nur noch 
verteilt auftretenden Intelligenz ist, sondern dass seine 
Abwesenheit als Zeichen der Erstarrung und des nahen 
Endes des jeweiligen Bereiches gelten muss.

Die Kontroverse führt die Bedingungen der Gesell-
schaft wieder ein in dieselbe Gesellschaft. Sie ist ein Zei-
chen für gelungene Schließung und gelungene Öffnung 
zugleich, denn wer sich streitet, streitet miteinander 
(Schließung, selbst in der Form des Krieges), und wer 
sich streitet, streitet über etwas (Öffnung, inklusive der 
Möglichkeit, sich darüber zu streiten und unterschied-
lich zu einigen, worüber man streitet). Diskursinnovatio- 
nen von kirchlichen Häresien und der Medizin über  
wissenschaftliche Methoden und Theorien, politische 

Programme, revolutionäre Bewegungen und psychoana-
lytische Therapien bis zur Betriebswirtschaftslehre und 
neueren Managementphilosophien, ganz zu schweigen 
von der juristischen Argumentation, kann man daran 
messen, ob und welchen Streit sie auszulösen und aus-
zutragen erlauben. So hat man mit Recht beobachtet, 
dass die Industrie schon lange nicht mehr im Streit zwi-
schen Kapital und Arbeit, angeregt durch die Kritik der 
Ausbeutung, sondern im Streit zwischen Kapital und 
Management, angeregt durch die Konkurrenz der Profit-
center, ihre den aktuellen Bedingungen der Weltgesell-
schaft angemessenen Formen der Kontroverse findet.12 
Und Neuorientierungen der Parteienlandschaft in den 
Demokratien des Westens deuten darauf hin, dass die 
alten Formen des Streites nicht mehr die Leute beteiligen, 
die Sachverhalte treffen und die Zeithorizonte abde-
cken, auf die es heute anzukommen scheint, so dass wie 
immer turbulent nach anderen Formen des Engage-
ments, der Polarisierung und der Perspektive gesucht 
werden muss.

Vor allem jedoch ist die Kontroverse ein Programm, 
das es deswegen erlaubt, das Richtige vom Falschen zu 
unterscheiden, weil es mit dem Computer sowohl rech-
net als auch Schritt zu halten versucht. Die Kontroverse 
wird gefüttert mit den Daten des Computers; sie ist je-
doch vom Computer selber nicht zu entscheiden. Die 
Kontroverse ist dem Computer gerade darin voraus, dass 
sie ohne die Selbstüberraschung der Kommunikation 
nicht zustande kommt. Weder kann man vorher jeweils 
wissen, wer einen weiteren Streit vom Zaune bricht, 
noch worum es dabei vordergründig und hintergründig 
gehen wird, noch wann und mit welchem Resultat der 
Streit beigelegt werden kann. Auf diesem Gebiet kann 
es die soziale Intelligenz mit der künstlichen Intelligenz 
aufnehmen, ohne sie negieren zu müssen.

Für das Verständnis der gegenwärtigen Transforma-
tion des „Industriesystems“ ist die Kontroverse deswegen 
ein hilfreiches Konzept, weil sie es erlaubt, zu beobach-
ten und zu beschreiben, ob und wie es der Gesellschaft 
aktuell gelingt, diesen Transformationsprozess selbst- 
organisiert zu managen, ohne darauf zu verzichten, in 
dieses Management einzugreifen. Um zu verstehen,  
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es, sich anzuschauen, worüber gestritten wird. Man 
kann dann immer noch vermuten, dass die wahren 
Streitpunkte versteckt sind und nur Stellvertreterkonflikte 
um Scheinthemen ausgetragen werden. Doch wenn 
man diesen Eindruck hat und kommuniziert, beteiligt 
man sich bereits am Streit und muss seine Meinung  
der Kontroverse aussetzen. Das heißt, um einzugreifen, 
genügt es mitzustreiten. Es genügt, darüber zu streiten, 
ob man sich über die richtigen Themen streitet. Es  
genügt, darüber zu streiten, ob man sich mit den rich-
tigen Leuten über die richtigen Themen streitet.

Wir wissen gegenwärtig nicht, ob und wie die Indus-
triegesellschaft die Herausforderungen der Globalisie-
rung, des Klimawandels und der Erschöpfung der Vor-
räte an fossilen Energieträgern bewältigen wird. Aber 
wir wissen, dass wir nur dann herausfinden, worin die 
Zukunftschancen der Menschheit bestehen, wenn es uns 
gelingt, moderierte Formen des Streits, eben Kontrover-
sen, zu entwickeln, die sich nicht durch moralische Ap-
pelle zur Mäßigung, durch Verweise auf die Vernunft 
der Herrschaft und auch nicht durch Gerechtigkeitsfor-
derungen nach der Inklusion aller beruhigen, verhin-
dern oder auch nur kanalisieren lassen, sondern die in 
ihrer Themenfindung, in der Suche nach den richtigen 
Beteiligten und Betroffenen und in Fragen der plötz-
lichen Erregung wie des langen Atems eine hinreichend 
bewegliche Intelligenz aufweisen. Man vermutet schon 
seit längerem, dass das Konfliktmanagement zu einer 
zentralen Kompetenz der Bewegung in der aktuellen 
Gesellschaft gehört. Inzwischen wird deutlich, dass zum 
Konfliktmanagement nicht nur die Fähigkeit zum Beile-
gen von Konflikten, sondern auch die Fähigkeit zu ihrer 
Zündung und fruchtbaren Gestaltung gehört.
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 Das hört sich zunächst einmal nicht schlecht 
an: Nichts Geringeres als eine Industrielle  
Revolution, die Dritte, soll es nun richten: 
den Klimawandel begrenzen, die Energiever-
sorgung sichern und den Industrieländern 

den materiellen Wohlstand erhalten. Dazu braucht es 
technologische Kompetenz und viel Kapital, außerdem 
ein „anspruchsvolles und zugleich innovationsoffenes regu-
latives Umfeld“1, Technik muss sich radikal ändern, das 
Ganze soll, wie bei Revolutionen so der Brauch, plötz-
lich geschehen, dann aber langfristig und auf allen Ebe-
nen der Gesellschaft wirksam sein. 

Als politische Metapher für einen in der Tat grundle-
genden Wandel mag das Bild einer neuen industriellen 
Revolution eine recht hohe Attraktivität aufweisen. 
Denn ein grundlegender Wandel ist in Anbetracht des 
nicht nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensstils in der 
Tat notwendig. Darauf weisen seit den Berichten des 
Club of Rome, also seit über 35 Jahren, einschlägige wis-
senschaftliche Veröffentlichungen immer wieder hin. 
Dass Veränderungsprozesse Zeit benötigen, ist eine Bin-
senweisheit. Nicht zuletzt deshalb ist die Botschaft vieler 
Studien, zuletzt besonders eindringlich des Stern-Re-
ports, dass es Zeitfenster gibt, windows of opportunities, 
innerhalb derer man handeln sollte, wenn man zu noch 
erträglichen Kosten etwa besonders verheerende Folgen 
des Klimawandels vermeiden möchte. 

Die Forderung, möglichst schnell zu handeln, wurde 
in letzter Zeit noch erheblich verstärkt, da das Klimasy-
stem sehr wahrscheinlich so genannte Kipp-Punkte, tip-
ping points, aufweist, nach deren Erreichen bestimmte 

Veränderungsprozesse mit hoher Geschwindigkeit und 
irreversibel ablaufen und Ökosysteme dauerhaft geschä-
digt werden.

Hier aber erweist sich die Verheißung einer Dritten 
Industriellen Revolution in mehrfacher Weise als gefähr-
lich, zumindest als trügerisch. Wenn man sich wirklich 
darauf verlassen könnte, mit Hilfe einer unmittelbar be-
vorstehenden technischen Revolution drastische Effi- 
zienzgewinne und den Ausbau der erneuerbaren Ener-
giequellen quasi „beschert“ zu bekommen – wer würde 
da nicht mit dem Gedanken spielen, man könnte bis  
dahin doch noch etwas länger so weitermachen wie bis-
her. Das Vertrauen auf den kommenden Fortschritt hat 
aber schon allzu oft rasches Handeln verhindert, wenn 
das Gewinnpotenzial der alten Technik noch nicht aus-
geschöpft scheint – siehe Kernenergie. 

Bei zahllosen Gütern und Dienstleistungen ist längst 
bekannt, was getan werden müsste, um die voraussicht-
lich bis zur Mitte des Jahrhunderts notwendigen Reduk-
tionsziele zu erreichen – etwa beim Energieverbrauch, 
bei der Emission von Kohlendioxid. Aber die energe-
tische Sanierung von Altbauten, die Veränderung von 
Verkehrsinfrastrukturen und vieles anderes mehr geht 
nicht von heute auf morgen. Knappe Zeit wird aber ver-
geudet, wenn man auf technische Revolutionen wartet 
und das heute schon Mögliche nicht tut. Der Begriff der 
industriellen Revolution birgt jedoch eine womöglich 
noch gefährlichere Selbsttäuschung. Sie liegt in der Illu-
sion, die Veränderungen würden in der Sphäre von In-
dustrie und Technik vollzogen, würden dort sogar für  
einen Boom und damit auf wundersame Weise für ein 

EInE DRIttE InDUstRIEllE REvOlUtIOn – DIE GROssE 
sCHÖnE lÖsUnG FÜR DAs 21. JAHRHUnDERt?
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Man nimmt nicht gerne zur Kenntnis, dass das eine 
schrumpfen oder sogar vergehen muss, damit das ande-
re wachsen kann. Mit anderen Worten: Die Politiker,  
die auf die Verheißung einer industriellen Revolution 
setzen, befreien sich gleichzeitig von der Last, das Wahl-
volk auf eine Veränderung seines Konsum- und Lebens-
stils einzustimmen, womöglich sogar den Verzicht auf 
das eine oder andere lieb gewonnene Attribut der Wohl-
standsgesellschaft. 

Ist es undenkbar, in einem Land, in dem knapp 50 
Prozent der Männer übergewichtig sind, auch einmal 
prominent von Seiten der Politik und mit Argumenten 
der Nachhaltigkeit den Fleischkonsum zu thematisie-
ren? Warum haben so viele Kraftfahrzeuge elektrische 
Fensterheber – sind ihre Lenker zu kraftlos geworden, 
um eine kleine Kurbel zu bedienen? Welche sekundären 
Bedürfnisse befriedigen allradgetriebene Hochgeschwin-
digkeits-Limousinen mit zwei Tonnen Leergewicht oder 
mehr? Sicher, diese Dinge werden aussterben wie die  
Dinosaurier, aber eine eigentliche Revolution der Nach-
haltigkeit wäre eine, die die Menschen in einen selbst 
bestimmten und nicht über Marketingstrategien präfor-
mierten Dialog über die Frage bringt, welche Güter und 
Dienstleistungen sie wirklich benötigen, um glücklich 
zu sein. 

Eine Ökonomie der Genügsamkeit, der solidarischen 
Teilhabe wurde von den Wirtschaftswissenschaften bis-
lang ebenso wenig entwickelt wie eine Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik, die nicht zumindest implizit auf  
einer Steigerung des Wettbewerbs und auf Zuwachsra-
ten des Bruttonationaleinkommens gründet. Diesen vor-
rangigen Aufgaben stellt sich das Leitbild der Dritten  
Industriellen Revolution nicht. Aber dies ist dringend 
notwendig, wenn die zweifellos positiven Wirkungen  
einer industriellen Revolution – sofern sie denn eintritt – 
nicht über kurz oder lang durch einen wettbewerbsori-
entierten Konsumismus wieder aufgezehrt sein sollen. 

Eine alchimistisch unbegrenzte Vermehrung des  
materiellen Reichtums wird weder mit dieser noch einer 
weiteren industriellen Revolution gelingen. Die Umset-
zung dieser Erkenntnis in einen gesellschaftlichen  

Diskurs über Grenzen braucht offenkundig Zeit. Die Po-
litik sollte sich diesem Diskurs nicht weiter verweigern.

1 Jänicke, Martin/Jacob, Klaus in diesem Band
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nUtzEn ODER nUtzlOsIGKEIt DER GEsCHICHtE  
FÜR DIE GEGEnWARt

 Wenn heute vielfach die Möglichkeit und 
die Notwendigkeit einer Dritten Industri-
ellen Revolution beschworen werden, 
bleibt die (erste) Industrielle Revolution 
des 19. Jahrhunderts das große Beispiel 

eines clusterartig-interdependenten, spurtartig beschleu-
nigten Umbruchs von Wirtschaft und Gesellschaft – z. T. 
auch von Kultur und Politik –, der tiefgreifende und 
langfristig prägende Wirkungen hatte, im Grunde bis 
heute.

Mit „Industrielle Revolution“ beschrieben bereits die 
Zeitgenossen des 19. Jahrhunderts und bezeichnen viele 
Historiker noch heute die erste, bahnbrechende Phase 
eines längeren (oft „Industrialisierung“ genannten) 
Wandlungs- und Wachstumsprozesses, der in England 
im späten 18. Jahrhundert, in Deutschland in den 1840er 
Jahren und im östlichen Europa erst im späten 19. Jahr-
hundert begann, jeweils mehrere Jahrzehnte dauerte  
(in Deutschland bis in die 1870er Jahre) und in ein neues 
Muster wirtschaftlichen Wachstums und gesellschaft-
licher Veränderung mündete, in eine neue, sich selbst 
erhaltende, wenngleich immer wieder krisenhaft unter-
brochene und ungleichmäßige Dynamik, durch die sich 
die Verhältnisse der Hoch-, Spät- oder Postindustrialisie-
rung markant von den vorindustriellen Jahrhunderten 
unterscheiden. Zu den rasanten und interdependenten 
Strukturveränderungen der Industriellen Revolution ge-
hörten tiefgreifender technologischer Wandel (neue  
Energien sowie Kraft- und Werkzeugmaschinen), neue 
Formen der Arbeitsorganisation mit zunehmender Ar-
beitsteilung, rasantes Wachstum der Produktivität, des 

erwirtschafteten Gesamtprodukts (auch pro Kopf) und 
bald auch – wenngleich langsamer – der durchschnitt-
lichen Einkommen trotz rasch wachsender Bevölkerung, 
der Übergang von einer primär agrarischen zu einer 
primär gewerblich-industriellen Wirtschaftsweise, Ver-
städterung und die Ersetzung eines absolutistisch durch-
setzten ständischen Gesellschafts-, Institutionen- und 
Rechtssystems durch eine zunehmend „bürgerliche Ge-
sellschaft“ mit der Tendenz zu viel individueller Freiheit, 
Rechtsgleichheit und Verfassungsstaatlichkeit. Die In-
dustrielle Revolution brachte viel Innovation auf Kosten 
von Altem, das jedoch häufig weiterexistierte, anver-
wandelt wurde und nur langsam verging. Im Übrigen 
bestanden riesige Unterschiede von Fall zu Fall, so sehr 
man sich auch gegenseitig beobachtete und – transregi-
onal oder transnational – beeinflusste. Auch fand die  
Industrielle Revolution nicht überall statt.

Dieses Beschreibungsmuster ist nicht unumstritten. 
Viele heutige Wirtschaftshistoriker vermeiden den Be-
griff Industrielle Revolution. Denn je genauer man hin-
sieht, desto klarer entdeckt man die vielen Kontinuitäten, 
die diese Phase beschleunigten Wandels mit vorange-
henden Zeiten verbanden. Das gilt besonders für Eng-
land, das Mutterland der Industrialisierung. 

Hält man dennoch an diesem Denkansatz fest und 
blickt man von der (ersten) Industriellen Revolution auf 
das, was heute als Dritte Industrielle Revolution gefor-
dert oder erwartet wird (so im Aufsatz von Martin Jäni-
cke und Klaus Jacob in diesem Band), dann fallen –  
trotz einiger Übereinstimmungen, die den Wortgebrauch 
rechtfertigen (Innovationsdichte, rasanter technologi-
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institutioneller und mentaler Wandel in relativ kurzer 
Zeit) – vor allem fundamentale Unterschiede auf:

Die industriellen Revolutionen des 19. Jahrhunderts 
resultierten vor allem aus dezentralisierten Innovati-
onen, Entscheidungen und Anstrengungen unge-
zählter einzelner Personen und Institutionen, die 
dazu motiviert, qualifiziert und frei genug waren. 
Ihre Energien und Orientierungen entstammten lan-
ge gewachsenen kulturellen Traditionen. Und die  
Politik der Regierungen trug überall viel zur Indus-
triellen Revolution bei, durch Beseitigung der feudal-
ständischen, rechtlich-institutionellen Hindernisse, 
durch Bereitstellung von Infrastruktur und Schulen, 
durch Ermutigung und Förderung im Einzelnen. 
Doch die industriellen Revolutionen waren kein Werk 
der Staaten, diese wären dazu nicht in der Lage, ja 
nicht einmal klar dafür entschieden gewesen. Dage-
gen setzen die Proponenten einer Dritten Industri-
ellen Revolution ganz entschieden auf politische  
Aktion, auf staatliche Politik, ihre Initiativen und 
ihre Regie, auf die Staaten und die Kooperation zwi-
schen ihnen. 
Im Gegensatz zur „moralischen Ökonomie“ der 
Handwerker und Bauern – z. T. auch der Kaufleute – 
früherer Jahrhunderte, waren die wirtschaftlichen 
Akteure und die von ihnen angestoßenen wirtschaft-
lichen Innovationen der Industriellen Revolution 
nicht von moralischen Normen geleitet. Vielmehr 
entwickelte sich in diesen Jahrzehnten die Ökonomie 
zu einem relativ selbstständigen Subsystem, das sei-
ner eigenen, zunehmend kapitalistischen Logik 
folgte, wenngleich innerhalb des sehr weit gespann-
ten Rahmens des Rechts und der allgemeinen Moral. 
Eben gegen diese Verselbstständigung des Ökono-
mischen erhoben sich weit verbreitete Proteste, die 
lange konservativ, zunehmend aber sozialistisch  
formuliert wurden. Dagegen insistiert das Plädoyer  
für eine Dritte Industrielle Revolution auf der Not-
wendigkeit, wirtschaftliche Entscheidungen in ho-
hem Maße an moralischen Werten der Nachhaltig-
keit und Solidarität, des Respekts für Natur und 

–

–

spätere Generationen zu orientieren. Die erneute 
„Einbettung“ des Ökonomischen ist das Ziel, seine 
Einordnung in Politik und Moral.
Mittel- und langfristig hat die Industrielle Revolution 
zur Überwindung der in Deutschland bis in die 
1850er Jahre anschwellenden Massenarmut und zur 
Verbesserung der Wohlfahrt der meisten (in den in-
dustrialisierenden Ländern) geführt. Aber gleichzei-
tig und fortdauernd hat sie die Einkommensvertei-
lung ungleicher werden lassen und die gerechte 
Verteilung von Lebenschancen bestenfalls als Neben-
folge ermöglicht, aber weder als wichtiges Ziel ver-
folgt noch selber hervorgebracht. Der bedrohliche 
Pauperismus des 19. Jahrhunderts, den Malthus An-
fang des Jahrhunderts als Katastrophe kommen sah, 
wurde durch Wirtschaftswachstum, nicht durch Um-
verteilung, überwunden. Dagegen erhoffen Jänicke 
und Jacob von der Dritten Industriellen Revolution 
das Ende der „Umverteilung zu Lasten der unteren 
Einkommen“ und „erhöhte Einkommensgerechtig-
keit“, beispielsweise durch steuerliche Mittel.
Die industriellen Revolutionen des 19. Jahrhunderts 
fanden in vordemokratischer Zeit statt, sie hatten 
auf Mehrheiten kaum Rücksicht zu nehmen; die ih-
nen zugrunde liegenden Innovationen waren die  
Sache von Minderheiten. Dagegen soll die Dritte In-
dustrielle Revolution, jedenfalls in Europa, unter Be-
dingungen weit vorangetriebener Demokratisierung 
durchgesetzt werden, und d. h. doch wohl: in Über-
einstimmung mit großen Bevölkerungsmehrheiten.

Viel spricht für die These, dass die genannten vier 
Merkmale der Industriellen Revolution des 19. Jahrhun-
derts notwendige Bedingungen ihres Erfolges darstell-
ten. Die staatliche Steuerungsfähigkeit wäre durch die 
komplexe Interdependenz- und Innovationsstruktur der 
Industriellen Revolution hoffnungslos überfordert gewe-
sen. Auch war die Machtverteilung stark von alten Kräf-
ten bestimmt, die dem Neuen oft misstrauisch gegen-
überstanden. Die Ausdifferenzierung des Subsystems 
Wirtschaft ermöglichte erst dessen wachsende Leistungs-
kraft. Ohne die Chance zu sehr ungleicher Verteilung 

–

–
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gefehlt. Hätte man über Grundentscheidungen der In-
dustriellen Revolution abgestimmt, wäre sie unterlegen.

Übrigens ergäbe sich ein ganz ähnlicher Befund,  
vergliche man die Wirklichkeit der sogenannten Zweiten 
Industriellen Revolution (seit dem späten 19. Jahrhun-
dert) mit den Vorstellungen über die anstehende Dritte 
Industrielle Revolution, denn sie verlief (im Westen) im 
Wesentlichen unter den gleichen kapitalistischen Struk-
turbedingungen wie die erste (abgesehen von der sich 
allmählich durchsetzenden Demokratisierung). Darüber 
darf die nun größere Macht der Gewerkschaften und 
Verbände sowie die wachsende Rolle von Organisation 
und Wissenschaft ebenso wenig hinwegtäuschen wie 
der sich ausdehnende Massenkonsum. Das waren, vom 
System her gedacht, keine grundsätzlich neuen Quali-
täten. Auch deshalb ist der Begriff der „Zweiten Industri-
ellen Revolution“ noch umstrittener und weniger einge-
bürgert als der der ersten. Grundsätzliche Alternativen 
praktizierten die Zentralverwaltungswirtschaften des  
20. Jahrhunderts – und scheiterten.

Was folgt aus all dem? Entweder kann man sich,  
übrigens mit sehr guten Gründen, darüber hinwegset-
zen und die historische Erfahrung im Hinblick auf die 
jetzt anstehenden Aufgaben für irrelevant erklären. 
Wenn schon die Intellektuellen um 1800 ihre Zukunft  
in den bevorstehenden Jahrzehnten auf der Basis ihrer 
historischen Erfahrungen gründlich verkannten, wie es 
etwa der pessimistische Pastor und Bevölkerungswissen-
schaftler Malthus tat, spricht dann nicht viel dafür, auch 
heute die Unvoraussagbarkeit der Zukunft zu betonen 
und sich von ihrer mutigen Gestaltung nicht durch  
historisch begründete Bedenken abhalten zu lassen?  
Unterscheiden sich nicht die riesigen Möglichkeiten und 
krisenhaften Herausforderungen unserer Gegenwart so 
fundamental von denen des 19. Jahrhunderts, dass jeder 
Versuch, von damals für heute zu lernen, in die Irre  
führen muss? Hat angesichts des beschleunigten Wan-
dels in der Moderne Geschichte nicht längst aufgehört, 
Lehrmeisterin des Lebens zu sein? 

Aber man kann auch umgekehrt fragen, warum sich 
die Steuerungsfähigkeit des Staates und die Motivstruk-

turen der Menschen, ihre Neigung zur mentalen „Dis-
kontierung“ der nicht unmittelbaren Zukunft zugunsten 
drückender Gegenwartsbedürfnisse, die Einigungs- und 
Handlungsfähigkeit großer Kollektivitäten in den letzten 
anderthalb Jahrhunderten so gründlich verändert ha-
ben sollen, dass Erfahrungen, die damals gemacht wur-
den, heute als irrelevant gelten dürfen. Man wird dann 
trotzdem den Einsatz für die Dritte Industrielle Revolu-
tion nicht aufgeben. Doch man kann dann die Hinder-
nisse, die den Weg dorthin pflastern, noch klarer erken-
nen und deshalb realistischere Strategien wählen. Man 
wird mit der tiefen Spannung zwischen Gegenwartsinte-
ressen und Zukunftsbedürfnissen rechnen: Nachhaltig-
keit fordert Verzichte, die sind politisch schwer durch-
setzbar. Man wird die Notwendigkeit sehen, den 
vielbeschworenen Begriff der sozialen Gerechtigkeit, 
über gegenwartsbezogene Verteilungsgerechtigkeit  
hinaus, zu verzeitlichen und intergenerationell auszu-
buchstabieren. Damit haben wir kaum begonnen. Auch 
hierbei gibt es nicht nur Win-Win-Situationen. Man 
wird die Handlungs- und Zukunftsfähigkeit gerade auch 
demokratischer Politikstrukturen nicht überschätzen 
und deshalb stärker auf Zivilgesellschaft und – trotz 
allem – auf Märkte setzen als auf Staat. Man wird die in-
nere Affinität von Innovationsfähigkeit und Freiheit be-
tonen. Und man wird nicht entmutigt resignieren, wenn 
der ganz große Wurf nicht gelingt, solange weitere 
Schritte in die richtige Richtung geschehen, auch wenn 
der Druck der Probleme eigentlich rasche und umfas-
sende Lösungen verlangt.
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Er war unter anderem bundestagsabgeordneter und landesvorsitzender der sPD in baden-Württemberg 
sowie von 19�� bis 19�4 bundesminister für wirtschaftliche zusammenarbeit. nach seinem  
Rückzug aus der bundespolitik engagierte er sich vor allem in der Evangelischen Kirche und war 
mehrfach Präsident des Deutschen Evangelischen Kirchentages. Eppler gilt als einer der bedeutendsten 
vordenker der deutschen sozialdemokratie, der die programmatische Ausrichtung der Partei 
entscheidend geprägt hat.
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 von der Dritten Industriellen Revolution zu  
reden, hat neben vielen Vorteilen einen 
Nachteil: Es könnte das Missverständnis för-
dern, hier gehe es, wie bei der Ersten indus-
triellen Revolution, um einen unaufhalt-

samen Prozess, dem sich der Einzelne wie die Politik nur 
anzupassen hätten. In Wirklichkeit stehen wir unter 
Zeitdruck. Was jetzt revolutioniert werden muss, kommt 
rechtzeitig nicht ohne aktive Mitarbeit der Bürger und 
ohne mutige Entscheidungen der Politik, auch nicht 
ohne handlungsfähigen Staat. Es kommt nicht nach dem 
Motto: Was die Technik zerstört, wird sie wieder reparie-
ren. Es erfordert zudem auch Änderungen im Lebensstil. 
Wenn beispielsweise der Luftverkehr sich verdreifacht – 
wie Marktprognosen vorhersagen – sind die Klimaziele 
nur noch bedrucktes Papier. 

 

WAnDEl DURCH POlItIsCHE EntsCHEIDUnGEn  
Im HAnDlUnGsFäHIGEn stAAt
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WIssEnsCHAFt UnD GEsEllsCHAFt vOR nEUEn  
HERAUsFORDERUnGEn 

Ein Ausblick

 Die krisenhaften Herausforderungen des Kli-
mawandels, die wachsende Nachfrage nach 
Energie und Ressourcen und die dringende 
Notwendigkeit, die Umwelt zu schützen,  
haben vielfältige Implikationen für Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft. Die hier veröffentlichten 
Diagnosen und Vorschläge namhafter Autorinnen und 
Autoren zur Bewältigung dieser Herausforderungen  
ergeben ein facettenreiches Bild des notwendigen und 
erwartbaren Wandels. Die Beiträge sprechen für sich 
und sollen hier nicht zusammengefasst werden. Einige 
der aufgeworfenen Fragen sollen dennoch aufgegriffen 
und miteinander verknüpft werden. Es lässt sich ein 
Netz von Fragestellungen und Knotenpunkten identifi-
zieren, denen nicht nur für neue Forschungsstränge, 
sondern auch für die öffentliche Debatte und den Pro-
zess einer gesellschaftlichen Selbstverständigung Bedeu-
tung zukommen könnte. 

Durchgängig findet sich das Argument, dass es keine 
Patentrezepte gibt. Keine Disziplin, kein Handlungsfeld, 
schon gar nicht ein einzelnes Instrument wird für sich 
als ausreichend gesehen, den anstehenden ökologischen 
und ökonomischen Herausforderungen gerecht zu  
werden. Es ist ein gutes Zeichen, dass diese Herausfor-
derungen nicht aus einer mono-disziplinären Sicht mit 
dem Anspruch auf Deutungshoheit beurteilt werden. 
In den Beiträgen wird eine hohe Bereitschaft für eine 
Zusammenarbeit und Diskussion zu Lösungen der drän-
genden Fragen über die Grenzen von Denkschulen und 
Disziplinen hinweg gezeigt. 

Einigkeit besteht auch darin, dass sich ökonomische 
Krisenzeichen mehren, die über einzelne Sektoren hi-
nausgehen. Es handelt sich nicht alleine um eine Krise 
etwa der Energiewirtschaft oder der Automobilindus-
trie, die durch eine Umstellung von Investitionen und 
Produktpaletten bereits zu bewältigen wäre (z. B. Diefen-
bacher). Die Knappheit von Energie und Rohstoffen und 
die schwindende Aufnahmekapazität unserer Umwelt 
für Emissionen begrenzen die Möglichkeiten des Wachs-
tums auf den herkömmlichen Pfaden industrieller Ent-
wicklung. Es reicht nicht, darauf zu hoffen, dass die  
notwendigen Anpassungen mit kleinschrittigen Verbes-
serungen erreicht werden. Es geht daher um Technolo-
gien, die den ökologischen Imperativen gerecht werden 
und um ein Vielfaches effizienter mit den knapper wer-
denden Ressourcen umgehen als bisher und weniger 
Schadstoffe verbreiten (z. B. Mlynek, Weißenberger-Eibl, 
Bullinger). Solche Technologien – sei es in der Energie-
wirtschaft, im Mobilitätsbereich oder bei Konsumpro-
dukten und Häusern – stellen vorhandene Investitionen, 
Infrastrukturen und Geschäftsstrategien, ja sogar ganze 
Branchen in Frage (z. B. Foster). Vielleicht noch wichtiger: 
Sie fordern auch dominierende Denkmuster heraus (z. B. 
Wallström). Entsprechend kompliziert wird es sein, Ver-
änderungen zu verwirklichen. Das Bestehende wird in 
einem ganz grundsätzlichen Sinne herausgefordert. 

Das könnte als ein naturwüchsiger Prozess verstan-
den und insofern hingenommen werden. Schon immer, 
so könnte man argumentieren, waren technische Neue-
rungen Feind des Bestehenden und zugleich Quelle und 
Motor wirtschaftlicher Entwicklung. Vor allem könnten 
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reichen, um effizientere Technologien durchzusetzen.  
Dieser Hoffnung steht entgegen, dass der Zeitdruck zu 
groß ist (Schellnhuber/Pietsch) und die Leistungsfähig-
keit der Märkte nicht ausreicht (z. B. Offe). Verschärfend 
wirken die steigenden Wachstumsraten in den neuen 
Industrieländern (Fischer-Kowalski, Srivastava), die zu ei-
ner Verschärfung der Umweltkrisen beitragen, die sich 
bei weitem nicht allein auf den Klimawandel beschrän-
ken (Renn). Die Größenordnung der Auseinanderset-
zung wird bereits mit der sozialen Frage in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts verglichen (Fücks) oder 
dem zweiten Weltkrieg (Etzioni). Entsprechend grund-
legend und umfassend müssen die Antworten ausfal-
len. Auffällig ist, dass in keinem der Beiträge, markt-
wirtschaftlichen Mechanismen allein zugetraut wird, 
hinreichend auf die Problemlagen zu reagieren. Es 
scheint sogar Konsens zu sein, dass weit reichende Ein-
griffe des Staates notwendig sind, um dem Innovations- 
und Investitionsgeschehen die notwendige Richtung zu 
geben und das Tempo dramatisch zu beschleunigen. Die 
Industriegesellschaften sind gefordert, sich den Impera-
tiven nachhaltig umweltverträglicher Entwicklung in  
allen Teilbereichen zu stellen. Es geht nicht alleine da-
rum, staatliche Institutionen mit einem „Sinn für Nach-
haltigkeit“ auszustatten (Zürn), sondern auch privaten 
Organisationen, ganz besonders Unternehmen, entspre-
chende Anreize und Orientierungen zu geben (Hoff-
mann-Riem).  

Die Rolle des Staates wird differenziert gesehen. Bei 
aller Einsicht in die Notwendigkeit regulierender Ein-
drücke gibt es keine naive Vorstellung eines ebenso om-
nipotenten wie gut meinenden Leviathan. Im Gegenteil, 
in der Vielfalt und der Konkurrenz der Ideen und Pro-
blemlösungsvorschläge werden Chancen für nicht nur 
technische, sondern auch soziale Innovationen gesehen. 
Und so verliert die (staatliche) Autorität im Angesicht 
der Krise bei genauerem Hinsehen an Attraktivität 
(Weingart). Die Funktionsbedingungen und die gegen-
wärtigen Grenzen demokratischer Systeme sollten kri-
tisch geprüft und die Handlungskapazitäten erweitert 
werden. Dabei ist klar, dass die Problembewältigung nur 

innerhalb europäischer oder internationaler Organisati-
onen erfolgen kann. Das Aufgabenpensum ist global. 
Welche konkreten Folgen sich aus den Herausforderun-
gen für andere Regionen der Welt oder in der weiteren 
Zukunft ergeben, wird in den nationalen Diskursen  
bisher kaum berücksichtigt (z. B. Zürn, Fischer-Kowalski). 

Um Anpassungsprozesse nicht nur hierzulande,  
sondern weltweit anzustoßen, sind Institutionen und 
Ressourcen notwendig, die nicht nur einen innergesell-
schaftlichen, sondern auch einen internationalen Inte-
ressenausgleich und eine diesbezügliche Koordination 
sicherstellen (Offe, Zürn, Wallström). Dabei gilt es  
Konflikte, die durch Ressourcenknappheiten auftreten  
können, wirksam einzudämmen und Mechanismen da-
für zu schaffen, diese friedlich beizulegen (Zürn). 

Demokratien scheinen ohnmächtig, den Herausfor-
derungen und deren Globalität wirksam zu begegnen 
(oder behaupten das sogar von sich), und das Vertrauen 
in die Institutionen demokratischer Gemeinwesen 
nimmt ab. Autoritäre Formen des Kapitalismus, die 
zwar wirtschaftlichen Wohlstand versprechen, aber  
demokratische Teilhabe versagen, wie etwa China, schei-
nen mit ihren rigiden Programmen effektiver (Wein-
gart, Leggewie und Welzer). Die (scheinbaren) Grenzen 
der Steuerungsfähigkeit und die immensen Legitimati-
onsanforderungen addieren sich so zu den ökonomi-
schen und ökologischen Herausforderungen. Die west-
lichen Demokratien kommen offensichtlich nicht 
umhin, einen umfassenderen Gestaltungsanspruch zu 
entwickeln und zugleich Formen der demokratischen 
Teilhabe zu modernisieren. 

Es ist also nicht damit getan, dass einzelne Förder-
programme aufgelegt, aufgestockt oder verbessert wer-
den, so notwendig und richtig dies ist. Die Herausforde-
rung besteht darin, Politiken zu entwickeln, die in 
etablierte Interessenstrukturen regulierend eingreifen. 
Auch wenn produktive Konfliktlösungen vorzuziehen 
sind (Rehbinder), muss der Staat fallweise auch Konflikt-
fähigkeit gegenüber Partikularinteressen beweisen 
(Mayntz, Etzioni und weitere). Konfliktfähigkeit – auch 
im Sinne moderierter Formen des Streites – ist Voraus-
setzung für Zukunftsfähigkeit (Baecker). 
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Umverteilungen verbunden, weil Branchen, Regionen, 
Qualifikationen usw. an Bedeutung gewinnen oder ver-
lieren oder dies auch nur befürchten. Die Lösungen der 
ökologisch-ökonomischen Probleme lassen sich nicht 
auf Dauer gegen Mehrheitsinteressen durchsetzen, 
schon gar nicht in demokratischen Systemen. Eliten mö-
gen fallweise in der Lage sein, kurzfristige Interessen 
und Trägheiten zu überwinden. Auf Dauer gelingt dies 
jedoch nicht einmal autoritären Systemen (Etzioni). Nur 
durch Teilhabe des Einzelnen wird der notwendige Kon-
sens für radikalen Wandel gefunden werden. Dabei geht 
es nicht nur um materielle Teilhabe am gesellschaft-
lichen Wohlstand. Wichtig ist, dass nur ein Wettbewerb 
um die besten Ideen zur Gestaltung der Gemeinwesen 
die notwendigen politischen und sozialen Innovationen 
hervorbringt (Weingart). Die Vertreter von Allgemein- 
und Zukunftsinteressen müssen dabei stärker als bisher 
zur Geltung kommen. Insgesamt geht es um eine  
Modernisierung der Demokratie (Offe, Leggewie und 
Welzer). 

Kulturelle Hemmnisse scheinen die  Gestaltungsmög-
lichkeiten zu begrenzen (Heidbrink). Zu dominant schei-
nen herkömmlich materielle Orientierungen und damit 
oft auch umweltbelastende Formen privaten Wohlstands 
zu sein. Zu gering scheint die Akzeptanz für neue, effizi-
entere Technologien (Bullinger). Erforderlich ist somit 
auch ein tief greifender kultureller Wandel. Auch das ist 
eine politische Herausforderung und Gestaltungsaufga-
be. Zugleich ist es eine Chance, den Pfad der Transfor-
mation zu verstetigen und zu beschleunigen. Imperative 
nachhaltig umweltverträglicher Entwicklung sollten 
nicht allein als technische Aufgabe für Technokraten 
und Ingenieure gesehen werden, sondern auch kulturell 
verwurzelt sein (Heidbrink, Diefenbacher, Leggewie und 
Welzer, Offe u. a.). Demokratisch verfasste Staaten mit  
einer starken Zivilgesellschaft scheinen eher die notwen-
dige Offenheit für einen solchen kulturellen Wandel zu 
besitzen als autoritäre oder totalitäre Systeme. 

Durchgängig wird von den Autorinnen und Autoren 
in diesem Band die zentrale Rolle von Wissen und Wis-
senschaft für den Transformationsprozess hervorgeho-

ben, sei es in Hinsicht auf konkrete Technologien und 
der diesbezüglichen Forschung (Bullinger, Mlynek,  
Weißenberger-Eibl) oder sei es beim Fachkräftebedarf 
(Bullinger). In einem umfassenderen Sinne geht es um  
ein multinationales und interdisziplinäres Forschungs- 
und Innovationsprogramm (Schellnhuber und Pietsch). 
Damit Wissen praktisch genutzt werden kann, sind in-
novationsoffene und reflexive Institutionen notwendig, 
Lernen muss auch im politischen Apparat honoriert 
werden (Baecker, Weingart). 

Der Begriff einer Dritten Industriellen Revolution 
wird in den Beiträgen kontrovers diskutiert. Einerseits 
wird hervorgehoben, dass sich Strukturveränderungen 
in der Größenordnung früherer industrieller Revoluti-
onen der politischen Steuerung entziehen. Sie sind nur 
durch das Zusammenwirken verschiedener, sich wech-
selseitig verstärkenden Dynamiken erklärbar, nicht  
jedoch vorhersehbar oder planbar (Kocka, Weingart). 
Die ersten beiden industriellen Revolutionen hätten die  
ökologischen Probleme erst geschaffen, ob eine weitere 
dazu in der Lage wäre die Probleme zu lösen, sei frag-
würdig (Wallström). Gewarnt wird davor, auf eine bloße 
Kombination aus smarter Technik und politischer Steue-
rung zu hoffen (Leggewie und Welzer). Die Verheißung 
der Problemlösung durch einen naturwüchsigen Wan-
del sei trügerisch (Diefenbacher). Andererseits wird be-
tont, dass nicht nur die Begleiterscheinungen des Wan-
dels gemildert werden können, sondern der Prozess 
selbst mutig und rasch vorangetrieben werden muss 
(Eppler). Selbst wenn es bereits Entwicklungen in die 
richtige Richtung gäbe, müsste Politik dies aufgreifen 
und den Märkten ökologische Ziele und einen entspre-
chenden Ordnungsrahmen geben (Fücks). 

Der Begriff der Industriellen Revolution provoziert. 
Es wäre aber falsch, ihn nur vor dem Maßstab seiner 
Eignung als wissenschaftliche und analytische Kategorie 
hin zu beurteilen. Gerade weil er ein breites Assoziati-
onsfeld ermöglicht und die historische Analogie zu 
früheren Umbruchprozessen genauso herausfordert  
(Kocka), wie er zugleich in die Zukunft gerichtet ist, ist 
die Provokation nützlich. Die Zuspitzung und die kri-
tische Abgrenzung zum Begriff sind gleichermaßen hilf-



144  |  reich, die vielfältigen Dimensionen des gegenwärtigen  
Wandels in den Blick zu bekommen und nach deren 
Triebkräften, Verlaufsformen, Entwicklungsrichtungen 
zu fragen und dabei auch Visionen für den Umbau und 
die gestaltende Rolle der Politik in den Blick zu neh-
men.

Anspruch dieses Schlusskapitels war es nicht, die Bei-
träge zusammenzufassen oder in der einen oder ande-
ren Richtung zu pointieren. Vielmehr sollte Neugierde 
geweckt werden, noch einmal zurückzublättern, den  
einen oder anderen Beitrag genauer zu lesen und diese 
Debatte weiter voran zu treiben. Wir müssen eine  
Vorstellung über die Zukunft und über den gesellschaft-
lichen, wirtschaftlichen und politischen Wandel entwi-
ckeln und wissen, welche Risiken, Chancen und Gestal-
tungsmöglichkeiten sich damit verbinden. Die Krise des 
ressourcenintensiven Wachstumsmodells und deren 
Überwindung geht nicht nur die  Spezialisten, sondern 
letztlich alle gesellschaftlichen Gruppen an. Diese Publi-
kation kann und will nicht mehr sein als ein Auftakt für 
eine umfassende Debatte.
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„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen
Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen ...”

Grundgesetz, Artikel 20 a
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